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Hinweise fur Anleger in der Bundesrepublik Deutschland

Verkaufsprospekt, Verwaltungsreglement, Basisinformationsblatt (KID), Halbjahres- und Jahresberichte, Ausgabe-
und Rucknahmepreise sind kostenlos bei der Verwaltungsgesellschaft sowie im Internet unter www.dws.com/
fundinformation erhaltlich.

Anleger in Deutschland konnen ihre Kauf-, Verkaufs - und Umtauschauftrage bei ihrer depotfihrenden Stelle ein-
reichen. Zahlungen an die Anleger wie Ricknahmeerlose, etwaige Ausschuttungen und sonstige Zahlungen erfol-
gen durch ihre depotfuhrende Stelle.

Sonstige Mitteilungen an die Anleger werden im Internet unter www.dws.com/fundinformation veroffentlicht.

Sofern in einzelnen Fallen eine Veroffentlichung in einer Tageszeitung im GroBherzogtum Luxemburg gesetzlich
vorgeschrieben ist, erfolgt die Veroffentlichung in Deutschland im Bundesanzeiger.

Einrichtungen fiir Vertrieb an Privatanleger gemaR § 306a KAGB

Aufgaben Informationen zu den Einrichtungen
Verarbeitung von Zeichnungs-, Zahlungs-, Rlicknahme- und Umtau- DWS Investment S.A.

schauftragen von Anlegern fur Anteile des Fonds nach MaRRgabe der 2, Boulevard Konrad Adenauer
Voraussetzungen, die in dem Verkaufsprospekt, dem Verwaltungs- 115 Luxemburg,

reglement, dem Basisinformationsblatt (KID) und dem letzten Halb- GroBherzogtum Luxemburg

jahres- und Jahresbericht festgelegt sind (,Verkaufsunterlagen” im info@dws.com

Sinne von § 297 Absatz 4 KAGB)

Bereitstellung von Informationen fur Anleger, wie Zeichnungs-, Zah- DWS Investment GmbH
lungs-, Rucknahme- und Umtauschauftrage erteilt werden konnen Mainzer LandstraBe 11-17
und wie Rucknahmeerlose ausgezahlt werden 60329 Frankfurt am Main, Deutschland

Tel: +49 69 910 - 12371
Fax: +49 69 910 - 19090
info@dws.com

Erleichterung der Handhabung von Informationen und des Zugangs DWS Investment S.A.
zu Verfahren und Vorkehrungen zum Umgang mit Anlegerbeschwer- 2, Boulevard Konrad Adenauer
den gemaR § 28 Absatz 2 Nummer 1 KAGB 1115 Luxemburg,

GrofSherzogtum Luxemburg
dws.lu@dws.com

Kostenlose Bereitstellung der Verkaufsunterlagen, der Ausgabe- und DWS Investment GmbH
Rucknahmepreise der Anteile sowie sonstiger Angaben und Unterla- Mainzer Landstral3e 11-17
gen, die im Herkunftsmitgliedstaat des Fonds zu veroffentlichen sind 60329 Frankfurt am Main, Deutschland

Tel: +49 69 910 - 12371
Fax: +49 69 910 - 19090
info@dws.com

Bereitstellung der relevanten Informationen fur Anleger auf einem DWS Investment GmbH
dauerhaften Datentrager Uber die Aufgaben, die die Einrichtung Mainzer LandstralBe 11-17
erfullt 60329 Frankfurt am Main, Deutschland

Tel: +49 69 910 - 12371
Fax: +49 69 910 - 19090
info@dws.com




Hinweise fur Anleger in der Schweiz

Das Angebot von Anteilen dieser kollektiven Kapitalanlage / Kapitalanlagen (die ,Anteile”) in der Schweiz richtet
sich ausschliesslich an qualifizierte Anleger, wie sie im Bundesgesetz Uber die kollektiven Kapitalanlagen vom

23. Juni 2006 (,KAG") in seiner jeweils gultigen Fassung und in der umsetzenden Verordnung (,KKV") definiert sind.
Entsprechend ist / sind und wird / werden diese kollektive / kollektiven Kapitalanlage / Kapitalanlagen nicht bei der
Eidgenossischen Finanzmarktaufsicht FINMA registriert. Dieses Dokument und / oder jegliche andere Unterlagen,
die sich auf die Anteile beziehen, durfen in der Schweiz einzig qualifizierten Anlegern zur Verfigung gestellt werden.

Die durch die Eidgenodssische Finanzmarktaufsicht FINMA zum Angebot an nicht qualifizierte Anleger zugelassenen

kollektiven Kapitalanlagen sind auf www.finma.ch ersichtlich. Die Schweizer Version der Verkaufsprospekte der zum
Angebot an nicht qualifizierte Anleger zugelassenen kollektiven Kapitalanlagen finden Sie auf www.dws.ch.

1. Vertreter in der Schweiz

DWS CH AG
Hardstrasse 201
CH-8005 Zurich

2. Zahlstelle in der Schweiz

Deutsche Bank (Suisse) SA
Place des Bergues 3
CH-1201 Genf

3. Bezugsort der massgeblichen Dokumente

Verkaufsprospekt, Anlagebedingungen, Basisinformationsblatt, Statuten (sofern vorhanden) sowie Jahres- und
Halbjahresbericht (sofern vorhanden) konnen beim Vertreter in der Schweiz kostenlos bezogen werden.

4. Zahlung von Retrozessionen und Rabatten

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft bzw. Verwaltungsgesellschaft sowie deren Beauftragte konnen Retrozessionen
zur Entschadigung der Vertriebstatigkeit von Fondsanteilen in der Schweiz bezahlen. Mit dieser Entschadigung
konnen insbesondere folgende Dienstleistungen abgegolten werden:

— Vertriebstatigkeit;
— Kundenpflege.

Retrozessionen gelten nicht als Rabatte, auch wenn sie ganz oder teilweise letztendlich an die Anleger weiter-
geleitet werden.

Die Offenlegung des Empfangs der Retrozessionen richtet sich nach den einschlagigen Bestimmungen des FIDLEG.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft bzw. Verwaltungsgesellschaft und deren Beauftragte konnen im Vertrieb in
der Schweiz Rabatte auf Verlangen direkt an Anleger bezahlen. Rabatte dienen dazu, die auf die betreffenden
Anleger entfallenden Gebuhren oder Kosten zu reduzieren. Rabatte sind zulassig, sofern sie

— aus Gebuhren der Kapitalverwaltungsgesellschaft bzw. Verwaltungsgesellschaft bezahlt werden und somit das
Fondsvermogen nicht zusatzlich belasten;

— aufgrund von objektiven Kriterien gewahrt werden;

— samtlichen Anlegern, welche die objektiven Kriterien erfullen und Rabatte verlangen, unter gleichen zeitlichen
Voraussetzungen im gleichen Umfang gewahrt werden.



Die objektiven Kriterien zur Gewahrung von Rabatten durch die Kapitalverwaltungsgesellschaft bzw. Verwaltungs-
gesellschaft sind:

das vom Anleger gezeichnete Volumen bzw. das von ihm gehaltene Gesamtvolumen in der kollektiven Kapital-
anlage oder gegebenenfalls in der Produktepalette des Promoters;

die Hohe der vom Anleger generierten Gebuhren;

das vom Anleger praktizierte Anlageverhalten (z.B. erwartete Anlagedauer);

— die Unterstltzungsbereitschaft des Anlegers in der Lancierungsphase einer kollektiven Kapitalanlage.

Auf Anfrage des Anlegers legt die Kapitalverwaltungsgesellschaft bzw. Verwaltungsgesellschaft die entsprechen-
de Hohe der Rabatte kostenlos offen.

5. Erfillungsort und Gerichtsstand

Fur die in der Schweiz angebotenen Anteile ist der Erflllungsort am Sitz des Vertreters. Der Gerichtsstand liegt
am Sitz des Vertreters oder am Sitz oder Wohnsitz des Anlegers.



Die DWS Investment S.A. verwaltet zurzeit folgende
Investmentvermogen nach Teil I des Gesetzes vom
17. Dezember 2010 uber Organismen fur gemeinsame Anlagen

(Stand 18.1.2024):

Investmentfonds in der Form eines Fonds Commun de Placement (FCP)

AL GlobalAktiv+

ARERO - Der Weltfonds

ARERO - Der Weltfonds - ESG

DJE Gestion Patrimonial 2026

DWS Advisors Emerging Markets
Equities - Passive

DWS Concept ARTS Balanced

DWS Concept ARTS Conservative

DWS Concept ARTS Dynamic

DWS Concept DJE Alpha Renten Global
DWS Concept DJE Responsible Invest
DWS ESG Euro Bonds (Long)

DWS ESG Euro Bonds (Medium)

DWS ESG Euro Money Market Fund
DWS ESG European Equities

DWS ESG Global Emerging Markets Balanced

DWS ESG Multi Asset Dynamic
DWS ESG Multi Asset Income Kontrolliert
DWS Eurorenta

DWS Floating Rate Notes

DWS Garant 80 FPI

DWS Global Value

DWS India

DWS Laufzeit*

DWS Multi Asset PIR Fund
DWS Multi Opportunities

DWS Osteuropa

DWS Portfolio*

DWS Russia

DWS Top Balance

DWS Top Dynamic

DWS USD Floating Rate Notes

Investmentgesellschaft mit variablem Kapital (SICAV)

DWS Vermogensmandat*

DWS Vorsorge*

DWS Vorsorge Geldmarkt

DWS Zeitwert Protect

Multi Opportunities

Stidwestbank Vermogensmandat*
Vermogensfondsmandat flexibel
(80% teilgeschutzt)

Zurich*

Zurich Premium Multi Asset Offensiv

* Umbrella-FCP

DB Advisors SICAV

db Advisory Multibrands

db PBC

db PrivatMandat Comfort
DB PWM

DB Vermogensfondsmandat

DWS Concept

DWS Fixed Maturity
DWS Funds

DWS Garant

DWS Institutional
DWS Invest

DWS Invest Il
DWS Strategic
Xtrackers
Xtrackers Il
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A. Verkaufsprospekt — Allgemeiner Teil

1. Glossar

CESR/10-788 Leitlinien

.Guidelines on Risk Measurement and the Calculation of Global Exposure and Counterparty Risk for UCITS"
des Committee of European Securities Regulators (CESR) vom 28. Juli 2010, in der jeweils glltigen Fassung.

CoCos Contingent Convertibles Bonds

CRD IV Richtlinie 2013/36/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 Uber den Zugang
zur Tatigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur
Anderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG
(Eigenkapitalrichtlinie V), in der jeweils glltigen Fassung.

CRR Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber Aufsichts—
anforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012
(Kapitaladdquanzverordnung), in der jeweils giltigen Fassung.

CRS Common Reporting Standard (Gemeinsamer Meldestandard)

CRS-Gesetz Gesetz vom 18. Dezember 2015 Uber die Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen im
Bereich der Besteuerung, in der jeweils gultigen Fassung.

CSSF Commission de Surveillance du Secteur Financier (Die luxemburgische Finanzaufsichtsbehorde)

CSSF-Rundschreiben 08/356

CSSF-Rundschreiben 08/356 vom 04. Juni 2008 Uber die auf OGAW anwendbaren Regelungen, wenn sie
auf bestimmte Techniken und Instrumente zurlckgreifen, die Wertpapiere und Geldmarktinstrumente zum
Gegenstand haben, in der jeweils gultigen Fassung.

CSSF-Rundschreiben 11/512

CSSF-Rundschreiben 11/512 vom 30. Mai 2011 tiber die Darstellung der wichtigsten Anderungen des Rechts-
rahmens im Bereich des Risikomanagements nach der Veroffentlichung der CSSF-Verordnung Nr. 10-4 und
der Prazisierung der ESMA, die zusatzlichen Klarstelllungen der CSSF hinsichtlich der das Risikomanagement
betreffenden Regeln und Uber die Definition des Inhalts und der Form des der CSSF mitzuteilenden Risiko-
management-Verfahrens, in der jeweils glltigen Fassung.

CSSF-Rundschreiben 14/592

CSSF-Rundschreiben 14/592 vom 30. September 2014 tber die Leitlinien der ESMA betreffend borsen-
gehandelte Indexfonds (ETF) und andere OGAW-Themen, in der jeweils glltigen Fassung.

CSSF-Verordnung 10-04

Verordnung 10-04 der CSSF vom 20. Dezember 2010 zur Umsetzung der Richtlinie 2010/43/EU der Kommis-
sion vom 1. Juli 2010 zur Durchfihrung der Richtlinie 2009/65/EG des Europaischen Parlaments und des

Rates im Hinblick auf organisatorische Anforderungen, Interessenkonflikte, Wohlverhalten, Risikomanagement
und den Inhalt der Vereinbarung zwischen Verwahrstelle und Verwaltungsgesellschaft, in der jeweils giltigen
Fassung.

ESMA Europaische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde

ESMA/2014/944 Mitteilung der Europaischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde vom 31. Juli 2014 Uber , Potential Risks
Associated with Investing in Contingent Convertible Instruments”.

FATCA Foreign Account Tax Compliance Act

FATCA-Gesetz

Gesetz vom 24. Juli 2015 zur Annahme

1. des Abkommens zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und dem GroBherzogtum Luxemburg zur
Forderung der Steuerehrlichkeit bei internationalen Sachverhalten und hinsichtlich der als ,Foreign Account
Tax Compliance Act” bekannten US-amerikanischen Informations- und Meldebestimmungen, einschlief3lich
seiner zwei Anlagen sowie des diesbezlglichen ,Memorandum of Understanding”, unterzeichnet im
GroBBherzogtum Luxemburg am 28. Marz 2014;

2. des Austauschs der diesbezlglichen diplomatischen Noten, unterzeichnet am 31. Marz und 1. April 2015, in
der jeweils glltigen Fassung.

Fondsmanager

DWS Investment GmbH, Frankfurt am Main, Deutschland

Geregelter Markt

Ein geregelter Markt im Sinne der Richtlinie 2004/39/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
21. April 2004 Uber Markte fur Finanzinstrumente.

Gesetz von 2004

Gesetz vom 12. November 2004 Uber die Bekampfung der Geldwasche und der Finanzierung des Terrorismus
zur Umsetzung der Richtlinie 2001/97/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 4. Dezember 2001
zur Anderung der Richtlinie 91/308/EWG des Rates zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zu Geld-
waschezwecken, in der jeweils gultigen Fassung.

Gesetz von 2010

Gesetz vom 17. Dezember 2010 uber Organismen flr gemeinsame Anlagen, in der jeweils gultigen Fassung.

Gesetz von 2014

Gesetz vom 28. Juli 2014 Uber die Immobilisierung von Inhaberaktien und -anteilen, in der jeweils glltigen
Fassung.
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Gesetz von 2019

Gesetz vom 13. Januar 2019 zur Einfihrung eines Registers der wirtschaftlichen Eigentimer und

1. zur Umsetzung der Bestimmungen von Artikel 30 der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geld-
wasche und der Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europaischen
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des Europaischen Parlaments und
des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission;

2. zur Anderung des geanderten Gesetzes vom 19. Dezember 2002 zum Handels- und Gesellschaftsregister
sowie zur Buchflhrung und zum Jahresabschluss der Unternehmen, in der jeweils glltigen Fassung.

GroBherzogliche Verordnung

vom 8. Februar 2008

Vorschriften der GroRherzoglichen Verordnung vom 8. Februar 2008 uber bestimmte Definitionen des
geanderten Gesetzes vom 20. Dezember 2002 Uber Organismen fur gemeinsame Anlagen, das durch das
Gesetz von 2010 ersetzt wurde, in der jeweils gultigen Fassung.

MiFID IlI-Richtlinie

Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlamentes und des Rates Uber Markte fir Finanzinstrumente sowie
zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61EU, in der jeweils gliltigen Fassung.

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
OGA Organismen fur gemeinsame Anlagen
OGAW Organismen flir gemeinsame Anlagen in Wertpapiere

OGAW-Richtlinie

Richtlinie 2009/65/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpa-
pieren, erganzt durch die Richtlinie 2014/91/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014
zur Anderung der Richtlinie 2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betref-
fend bestimmte Organismen fir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren im Hinblick auf die Aufgaben der
Verwabhrstelle, die Vergutungspolitik und Sanktionen, in der jeweils glltigen Fassung.

OGAW-Verordnung Delegierte Verordnung (EU) 2016/438 der Kommission vom 17. Dezember 2015 zur Ergénzung der OGAW-Richt-
linie in Bezug auf die Pflichten der Verwahrstellen, in der jeweils gultigen Fassung.

RCS Registre de Commerce et des Sociétés, das luxemburgische Handels- und Firmenregister.

RESA Recueil electronique des sociétés et associations, die Elektronische Sammlung der Gesellschaften und

Vereinigungen.

Richtlinie 2007/16/EG

Richtlinie 2007/16/EG der Kommission vom 19. Marz 2007 zur Durchfuhrung der Richtlinie 85/611/EWG des
Rates zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen fur
gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) im Hinblick auf die Erlauterung gewisser Definitionen, in der
jeweils gultigen Fassung.

SFT-Verordnung

Verordnung (EU) 2015/2365 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 tber die
Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschaften und der Weiterverwendung sowie zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012, in der jeweils gliltigen Fassung.

Verwahrstelle

State Street Bank International GmbH, handelnd durch die State Street Bank International GmbH, Zweignie-
derlassung Luxemburg.

Verwaltungsgesellschaft

DWS Investment S.A., Luxemburg, GroBherzogtum Luxemburg

2. Allgemeine Regelungen

Der Fonds AL GlobalAktiv+ ist ein rechtlich un-
selbststandiger luxemburgischer Investmentfonds
(fonds commun de placement) geméaR Teil | des
Gesetzes von 2010 und erfullt die Vorschriften der
OGAW-Richtlinie sowie der OGAW-Verordnung.

Diesem Verkaufsprospekt ist das Verwaltungs-
reglement des Fonds beigeftgt. Das Verwaltungs-
reglement ist integraler Bestandteil des Verkaufs-
prospekts. Der Verkaufsprospekt setzt sich aus
einem Allgemeinen und einem Besonderen Teil
zusammen.

Es ist nicht gestattet, von Verkaufsprospekt oder
Verwaltungsreglement abweichende Auskunfte
oder Erklarungen abzugeben.

Die Verwaltungsgesellschaft haftet nicht, wenn
und soweit Auskinfte oder Erklarungen abgege-
ben werden, die von vorliegendem Verkaufspros-
pekt beziehungsweise Verwaltungsreglement
abweichen.

Verkaufsprospekt, Verwaltungsreglement und
Basisinformationsblatt sowie Halbjahres- und
Jahresberichte sind kostenlos am Sitz der Verwal-
tungsgesellschaft, auf der Internetseite der
Verwaltungsgesellschaft unter www.dws.com/
fundinformation sowie bei den gegebenenfalls

benannten Zahl- und Informationsstellen erhalt-
lich. Sonstige wichtige Informationen werden
den Anlegern in geeigneter Form von der Verwal-
tungsgesellschaft mitgeteilt.

Mitteilungen an die Anleger werden auf der
Internetseite der Verwaltungsgesellschaft unter
www.dws.com/fundinformation veroffentlicht.
Ferner werden Mitteilungen in einer Zeitung
beziehungsweise in einem anderen gesetzlich
bestimmten Publikationsmedium veroffentlicht,
sofern das in einem Vertriebsland vorgesehen ist.
Zusatzlich werden Publikationen in gesetzlich
vorgeschriebenen Fallen in mindestens einer
luxemburgischen Tageszeitung sowie gegebenen-
falls im RESA veréffentlicht.
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3. Verwaltungsgesellschaft

Der Fonds wird von der DWS Investment S.A.
verwaltet, welche die Bedingungen des Kapi-
tels 15 des Gesetzes von 2010 und somit die
Bestimmungen der OGAW-Richtlinie erfullt.

Die Verwaltungsgesellschaft wurde am 15. April
1987 gegrindet, die Veroffentlichung im Mémorial
C (Recueil spécial des sociétés et associations),
dem ehemaligen Amtsblatt des GroBherzogtums
Luxemburg, erfolgte am 4. Mai 1987. Das gezeich-
nete und eingezahlte Kapital betragt 30.677.400
Euro. Die Tatigkeit der Verwaltung von Invest-
mentfonds schlielt die Aufgaben ein, die in
Anhang Il des Gesetzes von 2010 genannt sind,
deren Aufzahlung nicht abschlieend ist.

Die Verwaltungsgesellschaft kann in Ubereinstim-
mung mit den Vorschriften des Gesetzes von
2010 und der CSSF-Verordnung 10-04 und
gegebenenfalls hierzu erlassener Rundschreiben
eine oder mehrere Aufgaben unter ihrer Aufsicht
und Kontrolle an Dritte auslagern.

3.1 Fondsmanagement

Fur den Fonds hat die Verwaltungsgesellschaft
unter eigener Verantwortung und Kontrolle sowie
auf eigene Kosten einen Fondsmanagement-
vertrag mit der DWS Investment GmbH geschlos-
sen. Die DWS Investment GmbH ist eine Kapital-
verwaltungsgesellschaft nach deutschem Recht.
Der Vertrag kann von jeder der vertragsschlieRen-
den Parteien unter Einhaltung einer Frist von drei
Monaten gekindigt werden.

Das Fondsmanagement umfasst dabei die tagli-
che Umsetzung der Anlagepolitik und die unmit-
telbare Anlageentscheidung. Der Fondsmanager
kann Fondsmanagementleistungen unter seiner
Aufsicht, Kontrolle und Verantwortung und auf
eigene Kosten vollstandig oder teilweise ausla-
gern.

Sofern Auslagerungen an Sub-Fondsmanager
durch den Fondsmanager erfolgen, werden diese
im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts be-
nannt.

Der Sub-Fondsmanager wird die Anlagepolitik
ausfuhren, Anlageentscheidungen treffen und
diese den Marktentwicklungen sachgemaR unter
Beachtung der Interessen des jeweiligen Fonds
kontinuierlich anpassen.

Der Fondsmanager / Sub-Fondsmanager kann
unter eigener Kontrolle und Verantwortung Anlage-
berater hinzuziehen. Die Anlageberatung umfasst
dabei insbesondere die Analyse und Empfehlung
von Anlageinstrumenten hinsichtlich der Anlagen
des Fonds. Der Fondsmanager / Sub-Fondsmana-
ger ist nicht an Anlageempfehlungen des Anlage-
beraters gebunden. Benannte Anlageberater
verfligen Uber die gegebenenfalls notwendigen
aufsichtsrechtlichen Genehmigungen.
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3.2 OGA-Verwaltungsfunktion

Der Aufgabenbereich der Verwaltungsgesellschaft
umfasst unter anderem die OGA-Verwaltungsfunk-
tion. Diese kann in drei Hauptfunktionen unterteilt
werden: (1) die Registerfunktion, (2) die Funktion
der Nettoinventarwertberechnung und Fondsbuch-
haltung und (3) die Kundenkommunikationsfunk-
tion. Die Verwaltungsgesellschaft kann unter ihrer
Verantwortung und auf eigene Kosten einzelne
Hauptfunktionen auf Dritte Ubertragen.

Die Verwaltungsgesellschaft nimmt alle drei
Funktionen der OGA-Verwaltungsfunktion wahr.
Bei der Erfullung der mit der Nettoinventarwert-
berechnung und Fondsbuchhaltung sowie mit der
Kundenkommunikationsfunktion verbundenen
Aufgaben erhalt die Verwaltungsgesellschaft
Unterstiitzung von der DWS Beteiligungs GmbH.

Bei der Erfillung der mit der Registerfunktion
verbundenen Aufgaben erhalt die Verwaltungs-
gesellschaft Unterstutzung von der State Street
Bank International GmbH, Minchen. State Street
Bank International GmbH, Miinchen tbernimmt
insbesondere die Aufgaben der Verwaltung der
Globalurkunde, die bei der Clearstream Banking
AG, Frankfurt am Main, hinterlegt wird.

3.3 Vertrieb
Die Verwaltungsgesellschaft fungiert als Haupt-
vertriebsgesellschaft.

Die Verwaltungsgesellschaft kann mit Kreditinsti-
tuten, Professionellen des Finanzsektors (PSF)
und/oder nach auslandischem Recht vergleich-
baren Unternehmen, die zur Identifizierung der
Anleger verpflichtet sind, Nominee-Vereinbarun-
gen abschlieen. Diese Nominee-Vereinbarungen
berechtigen die Institute, Anteile zu vertreiben
und selbst als Nominee in das Anteilregister
eingetragen zu werden. Die Namen der Nominees
konnen jederzeit bei der Verwaltungsgesellschaft
erfragt werden. Der Nominee nimmt Kauf-,
Verkaufs- und Umtauschauftrage der von ihm
betreuten Anleger entgegen und veranlasst die
erforderlichen Anderungen im Anteilregister. Inso-
weit ist der Nominee insbesondere verpflichtet,
eventuell gesonderte Erwerbsvoraussetzungen
fur die vorhandenen Anteilklassen zu beachten.
Soweit nicht zwingende gesetzliche oder prakti-
sche Grinde entgegenstehen, kann ein Anleger,
der durch einen Nominee Anteile erworben hat,
jederzeit durch Erklarung gegeniiber der Verwal-
tungsgesellschaft beziehungsweise des Transfer
Agenten verlangen, selbst als Anleger im Anteil-
register eingetragen zu werden, wenn samtliche
Legitimationserfordernisse erfullt sind.

3.4 Rechnungslegungsstandard
Die Erstellung des Jahresabschlusses und die
Berechnung des Nettoinventarwerts fur diesen
Fonds erfolgen gemal den luxemburgischen
allgemein anerkannten Rechnungslegungsgrund-
satzen (LUX GAAP).

3.5 Besonderer Hinweis

Die Verwaltungsgesellschaft weist die Anleger
auf die Tatsache hin, dass jeglicher Anleger seine
Anlegerrechte in ihrer Gesamtheit unmittelbar
gegen den Fonds nur dann geltend machen kann,
wenn der Anleger selbst und mit seinem eigenen
Namen die Fondsanteile gezeichnet hat. In den
Fallen, wo ein Anleger Uber eine Zwischenstelle in
einen Fonds investiert hat, welche die Anlagen in
seinem Namen, aber im Auftrag des Anlegers
unternimmt, konnen nicht unbedingt alle Anleger-
rechte unmittelbar durch den Anleger gegen den
Fonds geltend gemacht werden. Den Anlegern
wird geraten, sich Uber ihre Rechte zu informieren.

3.6 Datenschutz und
Datenweitergabe

Die Verwaltungsgesellschaft sowie ihre Dienstleis-
ter speichern und verarbeiten personenbezogene
Daten von Anlegern in Ubereinstimmung mit der
Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz naturlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten und zum freien Daten-
verkehr (GDPR) und zugehdriger Durchfiihrungs-
vorschriften und Leitlinien der zustandigen Finanz-
und Datenschutzbehorden. Weitere Informationen
zum Umgang mit personenbezogenen Daten sind
auf der Webseite der Verwaltungsgesellschaft
unter https://www.dws.com/de-de/footer/legal-
resources/privacy-notice/ verfugbar. Die Verwal-
tungsgesellschaft und ihre Dienstleister konnen
personenbezogene Daten von Anlegern an die sie
unterstutzende Parteien und/oder Beauftragte
weitergeben.

4. Verwahrstelle

Die Verwaltungsgesellschaft hat die State Street
Bank International GmbH, handelnd durch die
State Street Bank International GmbH, Zweig-
niederlassung Luxemburg, gemaR dem Verwahr-
stellenvertrag zur Verwahrstelle im Sinne des
Gesetzes von 2010 bestellt.

Die State Street Bank International GmbH ist eine
nach deutschem Recht errichtete Gesellschaft mit
beschrankter Haftung mit Sitz in der Brienner Str.
59, 80333 Minchen, und die unter der Nummer
HRB 42872 beim Registergericht Munchen einge-
tragen ist. Es handelt sich dabei um ein von der
Europaischen Zentralbank (EZB), der Bundes-
anstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
und der Deutschen Bundesbank beaufsichtigtes
Kreditinstitut.

Die State Street Bank International GmbH, Zweig-
niederlassung Luxemburg, ist durch die CSSF im
GroRherzogtum Luxemburg als Verwahrstelle
zugelassen und auf Verwahrstellen-, Fondsverwal-
tungs- und ahnliche Dienstleistungen speziali-
siert. Die State Street Bank International GmbH,
Zweigniederlassung Luxemburg, ist unter der
Nummer B 148 186 im RCS eingetragen. Die State
Street Bank International GmbH gehort zur State
Street Unternehmensgruppe, deren oberste
Muttergesellschaft die in den USA bérsennotierte
State Street Corporation ist.



4.1 Aufgaben der Verwahrstelle
Das Verhaltnis zwischen der Verwaltungsgesell-
schaft und der Verwahrstelle wird durch die
Bedingungen des Verwahrstellenvertrags gere-
gelt. Im Rahmen des Verwahrstellenvertrags
wurde die Verwahrstelle mit folgenden Haupt-
aufgaben betraut:

— sicherzustellen, dass der Verkauf, die Ausga-
be, die Rucknahme, die Auszahlung und die
Aufhebung von Anteilen gemaf dem gelten-
den Recht und dem Verwaltungsreglement
erfolgen;

— sicherzustellen, dass der Wert der Anteile
gemal dem geltenden Recht und dem Ver-
waltungsreglement ermittelt wird;

— den Weisungen der Verwaltungsgesellschaft
Folge zu leisten, es sei denn, diese Weisungen
verstoBen gegen das geltende Recht oder das
Verwaltungsreglement;

— sicherzustellen, dass bei Transaktionen mit
Vermogenswerten des Fonds die Gegen-
leistung innerhalb der Ublichen Fristen
erbracht wird;

— sicherzustellen, dass die Ertrage des Fonds
gemaR dem geltenden Recht und dem Ver-
waltungsreglement verwendet werden;

— die Barmittel und Barmittelstrome des Fonds
zu Uberwachen;

— das Fondsvermogen zu verwahren, einschlief-
lich zu verwahrender Finanzinstrumente, der
Uberpriifung des Eigentums und der Aufbe-
wahrung von Aufzeichnungen mit Bezug auf
andere Vermogenswerte.

4.2 Haftung der Verwahrstelle

Bei Verlust eines verwahrten Finanzinstruments,
der gemal der OGAW-Richtlinie und insbeson-
dere gemaR Artikel 18 der OGAW-Verordnung
festgestellt wird, gibt die Verwahrstelle unverztg-
lich Finanzinstrumente gleicher Art an die im
Namen des Fonds handelnde Verwaltungsgesell-
schaft zurlick oder erstattet unverziglich den
entsprechenden Betrag.

Die Verwahrstelle haftet nicht, sofern sie gemaf
der OGAW-Richtlinie sowie der OGAW-Verord-
nung nachweisen kann, dass der Verlust eines
verwahrten Finanzinstruments auf duBere Ereig-
nisse, die nach vernunftigem Ermessen nicht
kontrolliert und deren Konsequenzen trotz aller
angemessenen Anstrengungen nicht hatten
vermieden werden konnen, zurtickzufihren ist.

Bei einem Verlust von verwahrten Finanzinstru-
menten konnen die Anleger Haftungsanspriche
gegenuber der Verwahrstelle unmittelbar oder
mittelbar Uber die Verwaltungsgesellschaft
geltend machen, sofern dies weder zur Verdopp-
lung von Regressansprichen noch zur Ungleich-
behandlung der Anleger fihrt.

Die Verwahrstelle haftet gegentiber dem Fonds
und dessen Anlegern fur samtliche sonstigen

Verluste, die diese infolge einer fahrlassigen oder
vorsatzlichen Nichterfullung der Verpflichtungen
der Verwahrstelle aus der OGAW-Richtlinie
erleiden.

Die Verwahrstelle haftet nicht fir indirekte
Schaden, Folgeschaden, spezielle Schaden oder
Verluste, die durch die oder in Verbindung mit der
Erflllung oder Nichterfullung der Aufgaben und
Pflichten durch die Verwahrstelle entstehen.

4.3 Ubertragung

Die Verwahrstelle ist befugt, ihre Verwahrfunk-
tionen vollstandig oder teilweise zu Gbertragen,
jedoch bleibt ihre Haftung davon unberuhrt, dass
sie einige oder samtliche der von ihr verwahrten
Vermogenswerte einem Dritten zur Verwahrung
anvertraut. Die Haftung der Verwahrstelle bleibt
von einer etwaigen Ubertragung ihrer Verwahr-
funktionen im Rahmen des Verwahrstellen-
vertrags unberuhrt.

Die Verwahrstelle hat die Verwahrpflichten gemaR
Artikel 22 Absatz 5 Buchstabe a) der OGAW-Richtli-
nie an die State Street Bank and Trust Company
mit Sitz in One Congress Street, Suite 1, Boston,
Massachusetts 02114-2016, USA, Ubertragen und
diese als globalen Unterverwahrer bestellt. Als
globaler Unterverwahrer hat die State Street Bank
and Trust Company lokale Unterverwahrstellen
innerhalb ihres weltweiten Verwahrstellennetz-
werks (Global Custody Network) bestellt.

Informationen tber die Verwahrfunktionen sowie
die Namen der jeweiligen Beauftragten und Unter-
beauftragten sind auf der folgenden Internetseite
https://www.statestreet.com/disclosures-and-
disclaimers/lu/subcustodians oder am Sitz der
Verwaltungsgesellschaft verfligbar.

5. Anteilklassen

Die Verwaltungsgesellschaft kann jederzeit die
Auflegung neuer Anteilklassen beschlieBen und
dem Anleger nach freiem Ermessen eine oder
mehrere Anteilklassen anbieten. Anteilklassen
bezeichnen unterschiedliche Kategorien von
Fondsanteilen und weisen die nachstehend
beschriebenen, von der Verwaltungsgesellschaft
festgelegten Merkmale mittels entsprechenden
alphabethischen Zusatzes auf.

Alle Anteilklassen des Fonds werden im Einklang
mit den Anlagezielen des Fonds zusammen
angelegt, allerdings konnen sie sich insbesondere
im Hinblick auf die GebUhrenstruktur, Mindestan-
lagesumme bei Erstzeichnung und bei Folgezeich-
nungen, Wahrung, Ertragsverwendung, die von
den Anlegern zu erfiillenden Voraussetzungen
oder sonstige besondere Merkmale, wie Absiche-
rungen, unterscheiden, wie jeweils von der
Verwaltungsgesellschaft bestimmt wird. Des
Weiteren konnen landerspezifische regulatorische
Vorgaben die Anteilklassenmerkmale bestimmen.

Der Nettoinventarwert wird fir jede ausgegebene
Anteilklasse des Fonds einzeln berechnet.

Die Verwaltungsgesellschaft behélt sich das
Recht vor, Anlegern in bestimmten Rechtsordnun-
gen nur bestimmte Anteilklassen zum Kauf
anzubieten, um den dort jeweils geltenden
gesetzlichen Bestimmungen, Usancen oder
Geschaftspraktiken zu entsprechen. Die Verwal-
tungsgesellschaft behalt sich weiterhin das Recht
vor, Grundsatze zu beschlieBen, die fur bestimmte
Anlegerkategorien beziehungsweise Trans-
aktionen im Hinblick auf den Erwerb bestimmter
Anteilklassen gelten.

Die gegenwartig angebotenen Anteilklassen sind
im Besonderen Teil des Verkaufsprospekt ausge-
wiesen. Der Verkaufsprospekt wird regelmafig
entsprechend aktualisiert. Aktuelle Informationen
Uber die aufgelegten Anteilklassen werden auf
der Internetseite der Verwaltungsgesellschaft
unter www.dws.com/fundinformation veroffent-
licht.

5.1 Beschreibung der Zusatze

Die Anteilklassenmerkmale sind in der nachste-
henden Tabelle durch die jeweiligen Zusatze
dargestellt und werden im Folgenden naher
erlautert:
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5.1.1 Allgemeine Merkmale

Merkmale

Anlegerart Institutionelle Anleger I
Semi-institutionelle Anleger F
Private Anleger L, N
Trailer Free TF
Beschrankt R
Spezial S

Verwendung der Ertrige Thesaurierung C
Ausschuttung D

Absicherung Keine Absicherung
Anteilklassenabsicherung H
Portfolioabsicherung H (P)

5.1.2 Anlegerart

Die Zuséatze |, F, L, N, TF, R und S geben an, fir
welche Anlegerart die Anteilklassen bestimmt
sind.

Anteile der Anteilklassen mit dem Zusatz

— |sind ausschlieBlich institutionellen Anlegern
im Sinne von Artikel 174 Absatz 2 des Geset-
zes von 2010 vorbehalten.

— F stehen semi-institutionellen Anlegern offen.

— L oder N stehen privaten Anlegern offen.

— TF (Trailer Free) werden ausschlielich wie
folgt angeboten:

a) Uber Vertriebsstellen und Intermediéare,
die
— aufgrund aufsichtsrechtlicher Vorga-
ben (zum Beispiel in Bezug auf unab-
hangige Beratungsleistungen, diskreti-
onares Portfoliomanagement oder
bestimmte lokale Vorschriften) keine
Bestandsprovisionen oder sonstigen
Entgelte, Nachlasse oder Zahlungen
vom Fonds erhalten und vereinnah-
men durfen; oder
— gesonderte Gebuhrenregelungen mit
ihren Kunden getroffen haben und
keine Bestandsprovisionen oder
sonstigen Entgelte, Nachlasse oder
Zahlungen vom Fonds erhalten und
vereinnahmen;
b) an andere OGA und
c) an Versicherungsanlageprodukte im Sinne
von Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung
(EU) Nr. 1286/2014 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 26. No-
vember 2014 Uber Basisinformations-
blatter fir verpackte Anlageprodukte fur
Kleinanleger und Versicherungsanlage-
produkte (PRIIP-Verordnung).

Fur die Anteilklasse mit dem Zusatz TF zahlt

die Verwaltungsgesellschaft keine Be-
standsprovision an die Vertriebsstellen.
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— Rsind Anlegern vorbehalten, die ihre Auftrage
Uber eine spezielle Gruppe exklusiver Vertriebs-
partner platzieren.

— S stehen speziellen Anlegergruppen zur
Verfugung. Die besonderen Spezifika dieser
Anteilklasse sind im Besonderen Teil des
Verkaufsprospekt ausgewiesen.

5.1.3 Verwendung der Ertrage

Bei Anteilklassen mit dem Zusatz C (Capitaliza-
tion/Thesaurierung) erfolgt eine Wiederanlage
der Ertrage. Bei Anteilklassen mit dem Zusatz D
(Distribution/Ausschittung) erfolgt eine Aus-
schuttung der Ertrage.

5.2 Wahrungsspezifische
Anteilklassen

5.2.1 Wahrungen der Anteilklassen
und Erstausgabepreis
Die Referenzwahrung der angebotenen Anteil-
klassen lautet grundsatzlich auf Euro. Abweichen-
de wahrungsspezifische Anteilklassen werden
durch Zusatze von Wahrungskurzeln gekennzeich-
net, zum Beispiel USD fur auf US-Dollar lautende
Anteilklassen oder CHF fir auf Schweizer Franken
lautende Anteilklassen.

Der jeweilige Erstausgabepreis ist im Besonderen
Teil des Verkaufsprospekts ausgewiesen.

5.2.2 Mdgliche Wahrungseinfliisse
von Anteilklassen in einer
anderen Referenzwiahrung als
der Fondswahrung

Anleger in Anteilklassen, deren Referenzwahrung

sich von der Fondswahrung unterscheidet, sollten

beachten, dass

— mogliche Wahrungseinflusse auf den Anteil-
wert nicht systematisch abgesichert werden,
ausgenommen der im Folgenden beschriebe-
nen Anteilklassen mit Wahrungsabsicherung.
Diese Wahrungseinflisse konnen aufgrund
der zeitlichen Verzogerung bei den notwendi-
gen Verarbeitungs- und Buchungsschritten fur

Auftrage in einer Nicht-Fondswahrung ent-
stehen, die zu Wechselkursschwankungen
flhren konnen. Dies gilt insbesondere fur
Ricknahmeauftrage. Die moglichen Wah-
rungseinflisse auf den Anteilwert konnen
positiv oder negativ sein und sind nicht auf
die betroffene Anteilklasse, deren Referenz-
wahrung auf eine andere Wahrung als die
Fondswahrung lautet, beschrankt, das heif3t,
sie konnen sich auf den Fonds und alle darin
enthaltenen Anteilklassen auswirken.

— der Anteilwert in der Fondswahrung berech-
net und dann zu dem im Zeitpunkt der Berech-
nung des Anteilwertes glltigen Wechselkurs
in die Referenzwahrung der Anteilklassen
umgerechnet wird.

— Demnach sollten beispielsweise Anleger einer
Euro-Anteilklasse eines Fonds, dessen Fonds-
wahrung auf US-Dollar lautet, beachten, dass
der Anteilwert der Euro-Anteilklasse zunachst
in der Fondswahrung US-Dollar berechnet
und dann zu dem im Zeitpunkt der Berech-
nung des Anteilwertes glltigen Wechselkurs
zwischen US-Dollar und Euro in Euro ausge-
drickt wird.

— Je nach Fondswahrung gilt dasselbe auch fur
Anleger in allen anderen Anteilklassen, die auf
eine andere Referenzwahrung als der Fonds-
wahrung lauten.

5.2.3 Absicherung gegen
Wahrungsrisiken

Um den potenziell negativen Einfluss von Wech-

selkursschwankungen auf einzelne Anteilklassen

moglichst einzugrenzen, kann der Fonds fur

einzelne Anteilklassen Sicherungsgeschafte zur

Absicherung von Wahrungsrisiken eingehen.

Weicht die Wahrung der abgesicherten Anteilklas-
se von der Fondswahrung ab, dient das Siche-
rungsgeschaft zur Reduzierung des Risikos der
abgesicherten Anteilklasse, das sich aus Wechsel-
kursschwankungen zwischen der Wahrung der
abgesicherten Anteilklasse und der Fondswah-
rung ergibt. Anteilklassen, firr die solche Siche-
rungsgeschafte eingegangen werden, sind fur



den Anleger durch den Zusatz H (hedged) erkenn-
bar.

Weicht die Wahrung einer Position aus dem
Fondsvermaogen von der Wahrung einer abge-
sicherten Anteilklasse ab, dient das Sicherungs-
geschaft zur Reduzierung des Risikos der
abgesicherten Anteilklasse, das sich aus Wechsel-
kursschwankungen zwischen der Referenzwah-
rung der abgesicherten Anteilklasse und den
einzelnen zugrunde liegenden Wahrungen ergibt,
denen die abgesicherte Anteilklasse uber die
Positionen aus dem Fondsvermadgen ausgesetzt
ist. Anteilklassen, fur die solche Sicherungs-

5.3 Mindestanlagesummen

geschafte eingegangen werden, sind fir den
Anleger durch den Zusatz H (P) (portfolio hedged)
erkennbar.

Im Falle von wahrungsgesicherten Anteilklassen
(erkennbar am Zusatz H oder H (P)), konnen dem
Fonds Verpflichtungen aus Wahrungsabsicherungs-
geschaften oder aus Wahrungspositionen erwach-
sen, die zugunsten einer einzelnen Anteilklasse
eingegangen wurden. Das Vermogen des Fonds
haftet fur derartige Verpflichtungen.

Die in einer Anteilklasse bestehenden Verbind-
lichkeiten werden zwar nur dieser Anteilklasse

zugerechnet, jedoch sind die Glaubiger eines
Fonds im Allgemeinen nicht daran gebunden, ihre
Anspriche aus einer bestimmten Anteilklasse zu
befriedigen. Ein Glaubiger konnte in dem Umfang,
in dem die Verbindlichkeiten den Wert der ihnen
zugerechneten Anteilklasse Ubersteigen, den
gesamten Fonds zur Erflllung seines Anspruchs
heranziehen. Wenn also der Anspruch eines
Glaubigers in Bezug auf eine bestimmte Anteil-
klasse hoher ist als der Wert des dieser Anteilklas-
se zugeordneten Vermdgens, kann auch das
restliche Vermogen des Fonds zur Befriedigung
der Forderungen herangezogen werden.

Institutionelle Anleger

jeweiligen Anteilklasse.

Allgemeine Regel fur Anteilklassen-Kirzel ohne numerischen Zusatz: 10.000.000,- in der Wahrung der

Semi-institutionelle Anleger

der jeweiligen Anteilklasse.

Allgemeine Regel fur Anteilklassen-Kurzel ohne numerischen Zusatz: 2.000.000,- fir Anlagen in der Wahrung

Numerische Zusatze fiir
Semi-institutionelle und
institutionelle Anleger

Ein numerischer Zusatz zum Anteilklassen-Kirzel gibt den fur semi-institutionelle und institutionelle
Anleger geltenden Mindestanlagebetrag in Millionen in der Wahrung der jeweiligen Anteilklasse an

Es bleibt der Verwaltungsgesellschaft vorbehal-
ten, nach eigenem Ermessen von diesen Mindest-
anlagesummen abzuweichen. Folgeeinzahlungen
konnen in beliebiger Hohe erfolgen.

5.4 Landerspezifische
Besonderheiten

5.4.1 Spanien und Italien

Flr den Vertrieb in Spanien und ltalien gilt die
folgende Beschrankung: Die Zeichnung von
Anteilen der Anteilklassen mit dem Zusatz F ist
professionellen Anlegern im Sinne der MiFID II-
Richtlinie vorbehalten.

Professionelle Anleger, die auf ihren eigenen
Namen, aber im Auftrag eines Dritten zeichnen,
mussen der Verwaltungsgesellschaft bescheini-
gen, dass diese Zeichnung flr einen professionel-
len Anleger erfolgt. Die Verwaltungsgesellschaft
kann nach eigenem Ermessen Nachweise Uber
die Erfullung der genannten Anforderungen
verlangen.

6. Risikohinweise

Vor der Entscheidung tber den Kauf von Anteilen
an dem Fonds sollten Anleger die nachfolgenden
Risikohinweise zusammen mit den anderen in
diesem Verkaufsprospekt enthaltenen Informa-
tionen sorgfaltig lesen und diese bei ihrer Anlage-
entscheidung berlcksichtigen. Der Eintritt eines
oder mehrerer dieser Risiken kann flr sich genom-
men oder zusammen mit anderen Umstanden die
Wertentwicklung des Fonds beziehungsweise der
im Fonds gehaltenen Vermogensgegenstande
nachteilig beeinflussen und sich damit auch nach-

teilig auf den Anteilwert auswirken. VerauRert der
Anleger Anteile an dem Fonds zu einem Zeitpunkt,
in dem die Kurse der in dem Fonds befindlichen
Vermogensgegenstande gegenliber dem Zeitpunkt
seines Anteilerwerbs gefallen sind, so erhalt er das
von ihm in den Fonds investierte Kapital nicht oder
nicht vollstandig zurtck.

Der Anleger konnte sein in den Fonds investiertes
Kapital teilweise oder in Einzelfallen sogar ganz
verlieren. Wertzuwachse konnen nicht garantiert
werden. Das Risiko des Anlegers ist auf die
angelegte Summe beschrankt. Eine Nachschuss-
pflicht Gber das vom Anleger investierte Kapital
hinaus besteht nicht. Die Reihenfolge, in der die
nachfolgenden Risiken aufgeflihrt werden, enthalt
weder eine Aussage uUber die Wahrscheinlichkeit
ihres Eintritts noch uber die Verlusthohe bei dem
Eintreten dieser Risiken. Neben den nachstehend
oder an anderer Stelle des Verkaufsprospekts
beschriebenen Risiken kann die Wertentwicklung
des Fonds auch durch weitere, derzeit noch nicht
erkannte oder noch nicht bestehende Risiken
beeintrachtigt werden.

6.1 Risiken einer Fondsanlage

Im Folgenden werden die Risiken dargestellt, die
mit einer Anlage in einen OGAW typischerweise
verbunden sind. Diese Risiken kénnen sich nach-
teilig auf den Anteilwert, auf das vom Anleger
investierte Kapital sowie auf die vom Anleger
geplante Haltedauer der Fondsanlage auswirken.
Daher kann der Anteilwert zum Zeitpunkt des
Anteilverkaufes niedriger sein als zum Zeitpunkt
des Anteilerwerbs. Der Anleger kann daher
moglicherweise weniger zurlckerhalten als er
investiert hat.

6.11 Schwankung des
Fondsanteilwertes
Der Fondsanteilwert berechnet sich aus dem
Wert des Fonds, geteilt durch die Anzahl der in
den Verkehr gelangten Anteile. Der Wert des
Fonds entspricht dabei der Summe der Markt-
werte aller Vermogensgegenstande im Fonds-
vermogen abzlglich der Summe der Marktwerte
aller Verbindlichkeiten des Fonds. Der Fondsan-
teilwert ist daher von dem Wert der im Fonds
gehaltenen Vermogensgegenstande und der
Hohe der Verbindlichkeiten des Fonds abhangig.
Sinkt der Wert dieser Vermogensgegenstande
oder steigt der Wert der Verbindlichkeiten, so fallt
der Fondsanteilwert.

6.1.2 Beeinflussung des
individuellen Ergebnisses
durch steuerliche Aspekte

Die steuerliche Behandlung von Kapitalertragen

hangt von den individuellen Verhaltnissen des

jeweiligen Anlegers ab und kann kiinftig Anderun-
gen unterworfen sein. Fur Einzelfragen - insbe-
sondere unter Berlcksichtigung der individuellen
steuerlichen Situation - sollte sich der Anleger an
seinen personlichen Steuerberater wenden.

6.1.3 Aussetzung der
Anteilriicknahme
Die Verwaltungsgesellschaft darf die Ricknahme
der Anteile zeitweilig aussetzen, sofern auerge-
wohnliche Umstande vorliegen, die eine Ausset-
zung unter Berucksichtigung der Interessen der
Anleger erforderlich erscheinen lassen. AuBer-
gewohnliche Umstande in diesem Sinne konnen
zum Beispiel sein: wirtschaftliche oder politische
Krisen, Rucknahmeverlangen in auergewohnli-
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chem Umfang sowie die SchlieBung von Borsen
oder Markten, Handelsbeschrankungen oder
sonstige Faktoren, die die Ermittlung des Anteil-
wertes beeintrachtigen. Daneben kann die CSSF
anordnen, dass die Verwaltungsgesellschaft die
Rucknahme der Anteile auszusetzen hat, wenn
dies im Interesse der Anleger oder der Offentlich-
keit erforderlich ist. Der Anleger kann seine
Anteile wahrend dieses Zeitraums nicht zurtick-
geben. Auch im Fall einer Aussetzung der Anteil-
ricknahme kann der Anteilwert sinken; zum
Beispiel, wenn die Verwaltungsgesellschaft
gezwungen ist, Vermogensgegenstande wahrend
der Aussetzung der Anteilricknahme unter
Verkehrswert zu verauBern. Der Anteilwert nach
Wiederaufnahme der Anteilriicknahme kann
niedriger liegen als derjenige vor Aussetzung der
Ricknahme.

Einer Aussetzung kann ohne erneute Wiederauf-
nahme der Ricknahme der Anteile direkt eine
Auflosung des Fonds folgen, zum Beispiel wenn
die Verwaltungsgesellschaft entscheidet, den
Fonds zu liquidieren. Fur den Anleger besteht
daher das Risiko, dass er die von ihm geplante
Haltedauer nicht realisieren kann und dass ihm
wesentliche Teile des investierten Kapitals fur
unbestimmte Zeit nicht zur Verfligung stehen
oder insgesamt verloren gehen.

6.1.4 Anderung der
Anlagepolitik oder des
Verwaltungsreglements
Die Verwaltungsgesellschaft kann das Verwal-
tungsreglement mit Genehmigung der CSSF
andern. Dadurch konnen auch Rechte des Anle-
gers betroffen sein. Die Verwaltungsgesellschaft
kann etwa das Verwaltungsreglement und/oder
die Anlagepolitik des Fonds andern oder die dem
Fonds zu belastenden Kosten erhohen. Hierdurch
kann sich das mit dem Fonds verbundene Risiko
verandern.

6.1.5 Auflésung und Fusion des
Fonds
Die Verwaltungsgesellschaft kann die Auflosung
oder die Fusion des Fonds beschlieen, sofern
diese unter Berlcksichtigung der Interessen der
Anleger, zum Schutz der Interessen der Verwal-
tungsgesellschaft oder im Interesse der Anlage-
politik notwendig oder angebracht erscheint.

6.1.6 Ubertragung des Fonds
auf eine andere Kapital-
verwaltungsgesellschaft
Die Verwaltungsgesellschaft kann den Fonds
auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft
Ubertragen.

Der Fonds bleibt dadurch zwar unverandert, wie
auch die Stellung des Anlegers. Der Anleger muss
aber im Rahmen der Ubertragung entscheiden,
ob er die neue Kapitalverwaltungsgesellschaft fur
ebenso geeignet halt wie die bisherige. Wenn er
in den Fonds unter neuer Verwaltung nicht
investiert bleiben mochte, muss er seine Anteile
zuruckgeben. Hierbei konnen Ertragsteuern
anfallen.
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6.1.7 Rentabilitiat und Erfiillung der
Anlageziele des Anlegers
Es kann nicht garantiert werden, dass der Anleger
seinen gewlnschten Anlageerfolg erreicht. Der
Anteilwert des Fonds kann fallen und zu Verlusten
beim Anleger flihren. Es bestehen keine Garanti-
en der Verwaltungsgesellschaft oder Dritter
hinsichtlich einer bestimmten Mindestzahlungs-
zusage bei Rickgabe oder eines bestimmten
Anlageerfolgs des Fonds, sofern im Besonderen
Teil des Verkaufsprospekts nichts anderes be-
stimmt ist. Ein bei Erwerb von Anteilen entrichte-
ter Ausgabeaufschlag beziehungsweise ein bei
Veraulerung von Anteilen entrichteter Ricknah-
meabschlag kann zudem insbesondere bei nur
kurzer Anlagedauer den Erfolg einer Anlage
reduzieren oder sogar aufzehren. Anleger kénnten
einen niedrigeren als den urspringlich an-
gelegten Betrag zurlckerhalten.

6.2 Risiken der negativen
Wertentwicklung des Fonds
(Marktrisiko)

Die untenstehenden Risiken konnen die Wert-

entwicklung des Fonds beziehungsweise der im

Fonds gehaltenen Vermogensgegenstande

beeintrachtigen und sich damit auch nachteilig

auf den Anteilwert und auf das vom Anleger
investierte Kapital auswirken.

6.2.1 Wertverianderungsrisiken

Die Vermogensgegenstande, in die die Verwal-
tungsgesellschaft fir Rechnung des Fonds inves-
tiert, unterliegen Risiken. So konnen Wertverluste
auftreten, indem der Marktwert der Vermogens-
gegenstande gegenlber dem Einstandspreis fallt
oder Kassa- und Terminpreise sich unterschied-
lich entwickeln.

6.2.2 Risiko von negativen
Habenzinsen
Die Verwaltungsgesellschaft legt liquide Mittel
des Fonds bei der Verwahrstelle oder anderen
Banken flir Rechnung des Fonds an. Fur diese
Bankguthaben ist teilweise ein Zinssatz verein-
bart, der dem European Interbank Offered Rate
(Euribor) abziiglich einer bestimmten Marge
entspricht. Sinkt der Euribor unter die vereinbarte
Marge, so fuhrt dies zu negativen Zinsen auf dem
entsprechenden Konto. Abhangig von der Ent-
wicklung der Zinspolitik der Europaischen Zentral-
bank konnen sowohl kurz-, mittel- als auch lang-
fristige Bankguthaben eine negative Verzinsung
erzielen.

6.2.3 Kapitalmarktrisiko

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanz-
produkten hangt insbesondere von der Entwick-
lung der Kapitalmarkte ab, die wiederum von der
allgemeinen Lage der Weltwirtschaft sowie den
wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedin-
gungen in den jeweiligen Landern beeinflusst
wird.

Auf die allgemeine Kursentwicklung insbesondere
an einer Borse konnen auch irrationale Faktoren
wie Stimmungen, Meinungen und Gerlchte
einwirken. Schwankungen der Kurs- und Markt-

werte konnen auch auf Veranderungen der
Zinssatze, Wechselkurse oder der Bonitat eines
Emittenten zurlckzufihren sein.

6.2.4 Kapitalmarktrisiko im
Zusammenhang mit
Nachhaltigkeitsrisiken

Auswirkungen auf den Marktpreis konnen auch

Risiken aus dem Bereich Umwelt, Soziales oder

Unternehmensfiihrung haben. So konnen Markt-

kurse sich verandern, wenn Unternehmen nicht

nachhaltig handeln und keine Anlagen in nachhal-
tige Veranderungen vornehmen. Ebenso kénnen
strategische Ausrichtungen von Unternehmen,
die Nachhaltigkeit nicht bertcksichtigen, sich
negativ auf den Kurs auswirken. Das Reputations-
risiko, das aus nicht-nachhaltigem Handeln von

Unternehmen entsteht, kann sich ebenfalls

negativ auswirken. Nicht zuletzt konnen auch

physische Schaden durch den Klimawandel oder

MaRnahmen zur Umstellung auf eine kohlenstoff-

arme Wirtschaft negative Auswirkungen auf den

Marktpreis haben.

6.2.5 Unternehmensspezifisches
Risiko
Die Kursentwicklung der vom Fonds direkt oder
indirekt gehaltenen Wertpapiere und Geldmarkt-
instrumente ist auch von unternehmensspezifi-
schen Faktoren abhangig, beispielsweise von der
betriebswirtschaftlichen Situation des Ausstel-
lers. Verschlechtern sich die unternehmensspezifi-
schen Faktoren, kann der Kurswert des jeweiligen
Papiers deutlich und dauerhaft sinken, ungeach-
tet einer auch gegebenenfalls sonst allgemein
positiven Borsenentwicklung.

6.2.6 Zinsanderungsrisiko

Mit der Anlage in festverzinsliche Wertpapiere

ist die Moglichkeit verbunden, dass sich das
Marktzinsniveau andert, das im Zeitpunkt der
Begebung eines Wertpapiers besteht. Steigen die
Marktzinsen gegenlber den Zinsen zum Zeitpunkt
der Emission, so fallen in der Regel die Kurse der
festverzinslichen Wertpapiere. Fallt dagegen der
Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher
Wertpapiere. Diese Kursentwicklung fihrt dazu,
dass die aktuelle Rendite des festverzinslichen
Wertpapiers in etwa dem aktuellen Marktzins
entspricht. Diese Kursschwankungen fallen
jedoch je nach (Rest-)Laufzeit der festverzins-
lichen Wertpapiere unterschiedlich stark aus.
Festverzinsliche Wertpapiere mit kiirzeren Lauf-
zeiten haben geringere Kursrisiken als festverzins-
liche Wertpapiere mit langeren Laufzeiten. Fest-
verzinsliche Wertpapiere mit kiirzeren Laufzeiten
haben demgegenuber in der Regel geringere
Renditen als festverzinsliche Wertpapiere mit
langeren Laufzeiten. Geldmarktinstrumente
besitzen aufgrund ihrer kurzen Laufzeit von
maximal 397 Tagen tendenziell geringere Kurs-
risiken. Daneben konnen sich die Zinssatze ver-
schiedener, auf die gleiche Wahrung lautender
zinsbezogener Finanzinstrumente mit vergleich-
barer Restlaufzeit unterschiedlich entwickeln.



6.2.7 Kursdnderungsrisiko von
Wandel- und Optionsanleihen
Wandel- und Optionsanleihen verbriefen das
Recht, die Anleihe in Aktien umzutauschen oder
Aktien zu erwerben. Die Entwicklung des Wertes
von Wandel- und Optionsanleihen ist daher
abhangig von der Kursentwicklung der Aktie als
Basiswert. Die Risiken der Wertentwicklung der
zugrunde liegenden Aktien konnen sich daher
auch auf die Wertentwicklung der Wandel- und
Optionsanleihe auswirken. Optionsanleihen,
die dem Emittenten das Recht einraumen, dem
Anleger, statt der Rickzahlung eines Nominal-
betrags eine im Vorhinein festgelegte Anzahl von
Aktien anzudienen (Reverse Convertibles), sind
in verstarktem Male von dem entsprechenden
Aktienkurs abhangig.

6.2.8 Risiken im Zusammenhang
mit Derivategeschiften

Die Verwaltungsgesellschaft darf fir den Fonds
Derivategeschafte abschlieBen. Der Kauf und
Verkauf von Optionen sowie der Abschluss von
Terminkontrakten oder Swaps (einschlieBlich
Total Return Swaps) sind mit folgenden Risiken
verbunden:

— Durch die Verwendung von Derivaten konnen
Verluste entstehen, die sogar die fur das
Derivategeschaft eingesetzten Betrage Uber-
schreiten konnen.

— Kursanderungen des Basiswertes konnen den
Wert eines Optionsrechts oder Terminkon-
trakts vermindern. Vermindert sich der Wert
und wird das Derivat hierdurch wertlos, kann
die Verwaltungsgesellschaft gezwungen sein,
die erworbenen Rechte verfallen zu lassen.
Durch Wertanderungen des einem Swap oder
Total Return Swap zugrunde liegenden Ver-
maogenswertes kann der Fonds ebenfalls
Verluste erleiden.

— Durch die Hebelwirkung von Optionen kann
der Wert des Fondsvermaogens starker beein-
flusst werden, als dies beim unmittelbaren
Erwerb der Basiswerte der Fall ist. Das Ver-
lustrisiko kann bei Abschluss des Geschafts
nicht bestimmbar sein.

— Ein liquider Sekundarmarkt flr ein bestimmtes
Instrument zu einem gegebenen Zeitpunkt
kann fehlen. Eine Position in Derivaten kann
dann unter Umstanden nicht wirtschaftlich
neutralisiert (geschlossen) werden.

— Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass
die Option nicht ausgelbt wird, weil sich die
Preise der Basiswerte nicht wie erwartet
entwickeln, sodass die vom Fonds gezahlte
Optionspramie verfallt. Beim Verkauf von
Optionen besteht die Gefahr, dass der Fonds
zur Abnahme von Vermdgenswerten zu einem
hoheren als dem aktuellen Marktpreis, oder
zur Lieferung von Vermogenswerten zu einem
niedrigeren als dem aktuellen Marktpreis
verpflichtet ist. Der Fonds erleidet dann einen
Verlust in Hohe der Preisdifferenz minus der
eingenommenen Optionspramie.

— Bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass
die Verwaltungsgesellschaft fur Rechnung des
Fonds verpflichtet ist, die Differenz zwischen

dem bei Abschluss zugrunde gelegten Kurs
und dem Marktkurs zum Zeitpunkt der Glatt-
stellung beziehungsweise Falligkeit des
Geschaftes zu tragen. Damit wirde der Fonds
Verluste erleiden. Das Risiko des Verlusts ist
bei Abschluss des Terminkontrakts nicht
bestimmbar.

— Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss
eines Gegengeschafts (Glattstellung) ist mit
Kosten verbunden.

— Die von der Verwaltungsgesellschaft getroffe-
nen Prognosen Uber die kiinftige Entwicklung
von zugrunde liegenden Vermogensgegen-
standen, Zinssatzen, Kursen und Devisen-
markten konnen sich im Nachhinein als
unrichtig erweisen.

— Die den Derivaten zugrunde liegenden Vermo-
gensgegenstande konnen zu einem an sich
gunstigen Zeitpunkt nicht gekauft beziehungs-
weise verkauft werden oder mussen zu einem
unglinstigen Zeitpunkt gekauft beziehungs-
weise verkauft werden.

Bei aulRerborslichen Geschaften, sogenannte
over-the-counter (OTC)-Geschéfte, konnen folgen-
de Risiken auftreten:

— Es kann ein geregelter Markt fehlen, sodass
die Verwaltungsgesellschaft die fur Rechnung
des Fonds am OTC-Markt erworbenen Finanz-
instrumente schwer oder gar nicht verauern
kann.

— Der Abschluss eines Gegengeschafts (Glatt-
stellung) kann aufgrund der individuellen
Vereinbarung schwierig, nicht moglich oder
mit erheblichen Kosten verbunden sein.

6.2.9 Risiken im Zusammenhang
mit Anlagen in Akquisitions-
zweckgesellschaften
(special purpose acquisition
companies, nachfolgend
+SPACs")

SPACs konnen zulassige Anlagen fir OGAW

darstellen, sofern sie zu jedem Zeitpunkt ihres

Lebenszyklus als Ubertragbare Wertpapiere im

Sinne von Artikel 41 des Gesetzes von 2010

qualifizieren. Anlagen in SPACs konnen spezifi-

sche Risiken im Zusammenhang mit Verwasse-
rung, Liquiditat, Interessenkonflikte oder der

Ungewissheit in Bezug auf die Identifizierung,

Bewertung sowie Eignung des Zielunternehmens

beinhalten und kénnen aufgrund der fehlenden

Unternehmensgeschichte und offentlichen Infor-

mationen schwer zu bewerten sein. Dartber

hinaus kann die Struktur von SPACs komplex sein
und ihre Merkmale konnen von einem SPAC zum
anderen stark variieren, was bedeutet, dass die

Verwaltungsgesellschaft jede SPAC einzeln priift,

um sicherzustellen, dass solche SPAC-Anlagen

alle anwendbaren Eignungsanforderungen erful-
len und mit dem Risikoprofil des OGAW Uberein-
stimmen.

6.2.10 Risiken im Zusammenhang
mit Wertpapierfinanzierungs-
geschaften —
Wertpapierdarlehens-
und (umgekehrte)
Pensionsgeschifte

Wertpapierfinanzierungsgeschafte, namentlich

Wertpapierdarlehens- und (umgekehrte) Pensi-

onsgeschafte, konnen entweder ein eigenes

Risiko darstellen oder auf andere Risiken einwir-

ken und wesentlich zum Risiko beitragen, wie

zum Beispiel Kontrahentenrisiken, operationelle

Risiken, Liquiditatsrisiken, Verwahrrisiken oder

rechtliche Risiken. Fur weitere Einzelheiten wird

auflerdem auf die vorstehende Beschreibung
verwiesen.

Risiken bei Wertpapierdarlehensgeschiften
Gewahrt die Verwaltungsgesellschaft fir Rechnung
des Fonds ein Darlehen Gber Wertpapiere, so
Ubertragt sie diese an einen Darlehensnehmer, der
nach Beendigung des Geschafts Wertpapiere in
gleicher Art, Menge und Glte zuriick Ubertragt
(Wertpapierdarlehen). Die Verwaltungsgesellschaft
hat wahrend der Geschaftsdauer keine Verfligungs-
maoglichkeit Uber verliehene Wertpapiere. Verliert
das Wertpapier wahrend der Dauer des Geschafts
an Wert und die Verwaltungsgesellschaft will das
Wertpapier insgesamt verauBern, so muss sie das
Darlehensgeschaft kiindigen und den ublichen
Abwicklungszyklus abwarten, wodurch ein Verlust-
risiko fur den Fonds entstehen kann.

Risiken bei Pensionsgeschiften

Gibt die Verwaltungsgesellschaft Wertpapiere in
Pension, so verkauft sie diese und verpflichtet
sich, sie gegen Aufschlag nach Ende der Laufzeit
zuruckzukaufen. Der zum Laufzeitende vom
Verkaufer zu zahlende Rickkaufpreis nebst Auf-
schlag wird bei Abschluss des Geschéftes festge-
legt. Sollten die in Pension gegebenen Wertpapie-
re wahrend der Geschaftslaufzeit an Wert
verlieren und die Verwaltungsgesellschaft sie zur
Begrenzung der Wertverluste verauern wollen,
so kann sie dies nur durch die Austibung des
vorzeitigen Kiundigungsrechts tun. Die vorzeitige
Kindigung des Geschafts kann mit finanziellen
EinbuBen fir den Fonds einhergehen. Zudem
kann sich herausstellen, dass der zum Laufzeiten-
de zu zahlende Aufschlag hoher ist als die Ertra-
ge, die die Verwaltungsgesellschaft durch die
Wiederanlage der als Verkaufspreis erhaltenen
Barmittel erwirtschaftet hat.

Kontrahentenrisiken

Fallt die Gegenpartei (Kontrahent) eines Wert-
papierdarlehens- oder (umgekehrten) Pensions-
geschafts aus, kann der Fonds einen Verlust in der
Weise erleiden, dass die Ertrage aus dem Verkauf
der vom Fonds im Zusammenhang mit dem Wert-
papierdarlehens- oder (umgekehrten) Pensions-
geschaft gehaltenen Sicherheiten geringer als die
liberlassenen Wertpapiere sind. AuRerdem kann
der Fonds durch den Konkurs oder entsprechend
ahnliche Verfahren gegen den Kontrahenten des
Wertpapierdarlehens- oder Pensionsgeschafts oder
jeglicher anderer Art der Nichterfullung der Ruck-
gabe der Wertpapiere, Verluste erleiden, zum
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Beispiel Zinsverlust oder Verlust des jeweiligen
Wertpapieres sowie Verzugs- und Vollstreckungs-
kosten in Bezug auf das Wertpapierdarlehens- oder
Pensionsgeschaft. Der Einsatz solcher Techniken
kann einen signifikanten Effekt, entweder positiv
oder negativ, auf den Nettoinventarwert des Fonds
haben, auch wenn erwartet wird, dass der Ab-
schluss von Pensionsgeschaften, umgekehrten
Pensionsgeschaften und Wertpapierdarlehens-
geschaften im Allgemeinen keine wesentliche
negative Auswirkung auf die Wertentwicklung des
Fonds haben wird.

Operationelle Risiken

Jedes Finanzgeschaft, unter anderem auch
Wertpapierfinanzierungsgeschafte, ist mit opera-
tionellen Risiken behaftet. Mangel infolge unan-
gemessener interner Verfahren, menschlicher
Fehler oder des Versagens von Systemen bei
Dienstleistern, der Verwaltungsgesellschaft oder
eines Kontrahenten konnen einen unerwarteten
Verlust zur Folge haben. Die Kosten konnen sich
entweder auf den Verlust eines Bruchteils oder
des gesamten Werts einer Transaktion beziehen
oder auf Strafen, die dem Institut von einem
Kontrahenten auferlegt werden.

Liquiditatsrisiken

Der Fonds unterliegt Liquiditatsrisiken, die ent-
stehen, wenn ein bestimmtes Wertpapier schwer
verkauflich ist.

Verwahrrisiken

Das Verwabhrrisiko ist das Risiko des Verlusts von
bei einer Verwahrstelle hinterlegten Wertpapieren
infolge von Insolvenz, Fahrlassigkeit oder betrige-
rischen Handlungen der Verwahrstelle. Das
Verwahrrisiko wird durch unterschiedliche Fakto-
ren beeinflusst, unter anderem dem rechtlichen
Status der Wertpapiere, den von der Verwahrstel-
le angewendeten Rechnungslegungs- und Aufbe-
wahrungsverfahren, den von der Verwahrstelle
ausgewahlten Unterverwahrstellen und anderen
Intermediaren sowie den gesetzlichen Vorschrif-
ten, die die Beziehungen der Verwahrstelle
regeln.

Rechtliche Risiken

Rechtliche Risiken konnen aufgrund der uner-
warteten Anwendung eines Gesetzes oder einer
Vorschrift oder aufgrund dessen, das Rechte aus
einem Vertrag nicht geltend gemacht werden
konnen, das Risiko eines Verlusts beinhalten. Ein
Vertrag Uber Wertpapierleihe- oder (umgekehrte)
Pensionsgeschafte ist unter Umstanden nichtig
oder kann nicht gerichtlich geltend gemacht
werden. Selbst wenn die Sicherheitenvereinba-
rung ordnungsgemal getroffen wurde, besteht
das Risiko, dass das maRgebliche Insolvenzgesetz
eine Aussetzung vorschreibt, die den Sicherungs-
nehmer an der Verwertung der Sicherheiten
hindert.

Risiken im Zusammenhang mit dem Erhalt
von Sicherheiten

Die Verwaltungsgesellschaft erhalt fur Derivate-
geschafte, Wertpapierdarlehens- und Pensions-
geschafte Sicherheiten. Derivate, verliehene
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Wertpapiere oder in Pension gegebene Wert-
papiere konnen im Wert steigen. Die erhaltenen
Sicherheiten konnen dann nicht mehr ausreichen,
um den Lieferungs- beziehungsweise Rickuber-
tragungsanspruch der Verwaltungsgesellschaft
gegenuber dem Kontrahenten in voller Hohe
abzudecken.

Die Verwaltungsgesellschaft kann Barsicherhei-
ten auf Sperrkonten, in Staatsanleihen hoher
Qualitat oder in Geldmarktfonds mit kurzer
Laufzeitstruktur anlegen. Das Kreditinstitut, bei
dem die Bankguthaben verwahrt werden, kann
jedoch ausfallen. Staatsanleihen und Geldmarkt-
fonds konnen sich negativ entwickeln. Bei Been-
digung des Geschafts konnten die angelegten
Sicherheiten nicht mehr in voller Hohe verfligbar
sein, obwohl sie von der Verwaltungsgesellschaft
fur den Fonds in der urspriinglich gewahrten
Hohe wieder zurlick gewahrt werden missen.
Dann misste der Fonds die bei den Sicherheiten
erlittenen Verluste tragen.

Risiken im Zusammenhang mit der Verwaltung
von Sicherheiten

Die Verwaltungsgesellschaft erhalt fur Derivate-
geschafte, Wertpapier-Darlehens- und Pensions-
geschafte Sicherheiten. Die Verwaltung dieser
Sicherheiten erfordert den Einsatz von Systemen
und die Definition bestimmter Prozesse. Aus dem
Versagen dieser Prozesse sowie aus menschli-
chem oder Systemversagen bei der Verwaltungs-
gesellschaft oder externen Dritten im Zusammen-
hang mit der Verwaltung der Sicherheiten kann
sich das Risiko ergeben, dass die Sicherheiten an
Wert verlieren und nicht mehr ausreichen konn-
ten, um den Lieferungs- beziehungsweise Rick-
Ubertragungsanspruch der Verwaltungsgesell-
schaft gegenliber dem Kontrahenten in voller
Hohe abzudecken.

6.2.11 Risiko bei Anderung der
regulatorischen Zulassigkeit
von Wertpapieren

Bei der Anderung regulatorischer Vorschriften

zu den Anlagerichtlinien des Fonds konnte die

Verwaltungsgesellschaft verpflichtet werden, im

Interesse der Anleger MaRnahmen einzuleiten,

etwaige nicht mehr zulassige Wertpapiere, wel-

che sich im Fondsvermaogen befinden, zu verau-

Bern. Aufgrund moglicher rechtlicher Vorgaben

fur Banken, Fondsgesellschaften und Versicherun-

gen besteht das Risiko, dass die Verwaltungs-
gesellschaft solche Wertpapiere nicht oder nur
mit starken Preisabschlagen beziehungsweise mit
groBer zeitlicher Verzogerung verkaufen kann.

6.2.12 Inflationsrisiko

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko fur
alle Vermogensgegenstande. Dies gilt auch fur
die im Fonds gehaltenen Vermogensgegen-
stande. Die Inflationsrate kann Uber dem Wert-
zuwachs des Fonds liegen.

6.2.13 Wahrungsrisiko

Vermogenswerte des Fonds konnen in einer
anderen Wahrung als der Fondswahrung angelegt
sein. Der Fonds erhalt die Ertrage, Rickzahlungen

und Erlése aus solchen Anlagen in der anderen
Wahrung. Fallt der Wert dieser Wahrung gegen-
Uber der Fondswahrung, so reduziert sich der
Wert solcher Anlagen und somit auch der Wert
des Fondsvermaogens.

Fonds, in denen Anteilklassen in einer anderen
Wahrung als der Basiswahrung angeboten wer-
den, konnen aufgrund der zeitlichen Verzégerung,
die sich aus den notwendigen Auftrags-
verarbeitungs- und Buchungsschritten ergibt,
positiven oder negativen Wahrungseinflissen
unterliegen.

6.2.14 Konzentrationsrisiko

Erfolgt eine Konzentration der Anlage in bestimm-
te Vermogensgegenstande oder Markte, dann ist
der Fonds von der Entwicklung dieser Vermo-
gensgegenstande oder Markte besonders stark
abhangig.

6.2.15 Risiko im Zusammenhang
mit der Anlage in
Investmentanteilen

Die Risiken der Anteile an anderen Investment-

vermogen, die fur den Fonds erworben werden

(sogenannte ,Zielfonds"), stehen in engem

Zusammenhang mit den Risiken der in diesen

Zielfonds enthaltenen Vermogensgegenstande

beziehungsweise der von diesen verfolgten

Anlagestrategien. Da die Fondsmanager der

einzelnen Zielfonds voneinander unabhangig

handeln, kann es aber auch vorkommen, dass
mehrere Zielfonds gleiche oder einander entge-
gengesetzte Anlagestrategien verfolgen. Hier-
durch konnen bestehende Risiken kumulieren,
eventuelle Chancen konnen sich gegeneinander
aufheben.

Es ist der Verwaltungsgesellschaft im Regelfall
nicht moglich, das Fondsmanagement der Ziel-
fonds zu kontrollieren. Deren Anlageentscheidun-
gen mussen nicht zwingend mit den Annahmen
oder Erwartungen der Verwaltungsgesellschaft
Ubereinstimmen. Der Verwaltungsgesellschaft
wird die aktuelle Zusammensetzung der Zielfonds
oftmals nicht zeitnah bekannt sein. Entspricht die
Zusammensetzung nicht ihren Annahmen oder
Erwartungen, so kann sie gegebenenfalls erst
deutlich verzogert reagieren, indem sie Zielfonds-
anteile zurlickgibt. Offene Investmentvermogen,
an denen der Fonds Anteile erwirbt, konnten
zudem zeitweise die Riicknahme der Anteile
aussetzen. Dann ist die Verwaltungsgesellschaft
daran gehindert, die Anteile an dem Zielfonds

zu verauRern, indem sie diese gegen Auszahlung
des Rucknahmepreises bei der Verwaltungs-
gesellschaft oder Verwahrstelle des Zielfonds
zuriickgibt.

6.2.16 Risiken aus dem
Anlagespektrum

Unter Beachtung der durch das Gesetz und

die Anlagebedingungen vorgegebenen Anlage-

grundsatze und -grenzen, die fir den Fonds

einen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die

tatsachliche Anlagepolitik auch darauf ausge-

richtet sein, schwerpunktmaBig Vermogens-



gegenstande zum Beispiel nur weniger Bran-
chen, Markte oder Regionen/Lander zu
erwerben. Diese Konzentration auf wenige
spezielle Anlagesektoren kann mit Risiken (zum
Beispiel Marktenge, hohe Schwankungsbreite
innerhalb bestimmter Konjunkturzyklen) verbun-
den sein. Uber den Inhalt der Anlagepolitik
informiert der Jahresbericht nachtraglich fiir das
abgelaufene Berichtsjahr.

6.2.17 Risiken bei Anlagen in
Contingent Convertibles
Contingent Convertibles (CoCos) zéhlen zu den
hybriden Kapitalinstrumenten. Aus Sicht des
Emittenten tragen sie als Kapitalpuffer zur Erfiil-
lung gewisser regulatorischer Eigenkapitalanfor-
derungen bei. Entsprechend den Emissions-
bedingungen werden CoCos entweder in Aktien
umgewandelt oder der Anlagebetrag wird bei
Eintreten bestimmter auslosender Momente
(Trigger Events) in Verbindung mit regulatori-
schen Kapitalgrenzen abgeschrieben. Das Wande-
lereignis kann auch unabhangig von den Trigger
Events und der Kontrolle des Emittenten durch
die Aufsichtsbehorden ausgelést werden, wenn
diese das langfristige Bestehen des Emittenten
oder mit ihm verbundener Unternehmen im Sinne
der Unternehmensfortfihrung in Frage stellen
(Wandlungs-/Abschreibungsrisiko).

Nach einem Trigger Event hangt die Wiederaufho-
lung des eingesetzten Kapitals im Wesentlichen
von der Ausgestaltung der CoCos ab. CoCos
konnen ihren ganz oder teilweise abgeschriebe-
nen Nominalbetrag unter Verwendung einer der
folgenden drei Methoden wieder heraufschreiben:
Wandlung in Aktien, temporare Abschreibung
oder dauerhafte Abschreibung. Bei der tempora-
ren Abschreibung ist die Abschreibung unter
Berlcksichtigung von gewissen regulatorischen
Einschrankungen in vollem Umfang diskretionar.
Jegliche Zahlungen des Kupons nach dem Trigger
Event beziehen sich auf den reduzierten Nenn-
wert. Ein CoCo-Investor kann also unter Umstan-
den Verluste vor den Aktien-Anlegern und sonsti-
gen Schuldtitelinhabern - in Bezug auf denselben
Emittenten - erleiden.

Die Ausgestaltung der Bedingungen von CoCos
kann - entsprechend den in der EU-Eigenkapital-
richtlinie IV/Eigenkapitalverordnung (CRD IV/CRR)
festgelegten Mindestanforderungen - komplex und
je nach Emittent beziehungsweise je nach Anleihe
unterschiedlich sein.

Die Anlage in CoCos ist mit einigen zusatzlichen
Risiken verbunden, wie zum Beispiel:

a) Risiko des Unterschreitens des vorgegebenen
Triggers (Trigger Level Risiko)

Die Wahrscheinlichkeit und das Risiko einer
Wandlung beziehungsweise einer Abschreibung
wird durch den Abstand des Triggers zu der im
Moment herrschenden regulatorisch erforder-
lichen Kapitalquote des CoCo-Emittenten
bestimmt.

Der mechanische Trigger betragt mindestens
5125% der regulatorischen Kapitalquote oder
hoher, wie im Emissionsprospekt des jeweiligen
CoCos festgelegt.

Insbesondere im Falle eines hohen Triggers
konnen CoCo-Anleger eingesetztes Kapital verlie-
ren, beispielsweise bei einer Abschreibung des
Nennwertes oder Umwandlung in Eigenkapital
(Aktien).

Auf Teilfondsebene bedeutet dies, dass das
tatsachliche Risiko des Unterschreitens eines
Triggers schwierig im Voraus einzuschatzen ist,
da beispielsweise die Eigenkapitalquote des
Emittenten nur vierteljahrlich veroffentlicht wird
und somit die tatsachliche Entfernung des
Triggers zur regulatorischen Kapitalquote nur zu
dem Zeitpunkt der Veréffentlichung bekannt ist.

b) Risiko der Aussetzung der Kuponzahlung
(Kupon-Kiindigungsrisiko)

Die Verzinsung des CoCo ist zwar grundsatzlich
durch den Kupon der Hohe nach vorgegeben, der
Emittent oder die Aufsichtsbehérde kann aber
jederzeit die Kuponzahlungen aussetzen, ohne
dass dies einen Ausfall des CoCos bedeuten
wiurde. Dabei werden entgangene Kuponzahlun-
gen nicht bei Wiederaufnahme der Kuponzahlun-
gen nachgeholt. Es besteht fir den CoCo-Anleger
somit das Risiko, nicht alle zum Erwerbszeitpunkt
erwarteten Kuponzahlungen zu erhalten.

c) Risiko der Kuponanderung
(Kupon-Neufestsetzungsrisiko)

Wenn am festgelegten Kiindigungstermin der
CoCo nicht durch den CoCo-Emittenten gekiin-
digt wird, kann der Emittent die Emissionsbedin-
gungen neu definieren. Zum Kindigungstermin
kann eine Anderung der Kuponhohe erfolgen,
falls der Emittent nicht kuindigt.

d) Risiko aufgrund aufsichtsrechtlicher Vorgaben
(Risiko einer Umkehrung der Kapitalstruktur)

In CRD IV wurden einige Mindestvoraussetzungen
fur das Eigenkapital von Banken festgelegt. Dabei
unterscheidet sich die Hohe der erforderlichen
Kapitalpuffer von Land zu Land entsprechend
dem jeweils flr den Emittenten anwendbaren
gultigen Aufsichtsrecht.

Die unterschiedlichen nationalen Vorgaben haben
auf Fondsebene zur Folge, dass die Umwandlung
infolge des diskretionaren Triggers oder die
Aussetzung der Kuponzahlungen je nach dem auf
den Emittenten anwendbaren Aufsichtsrecht
entsprechend ausgel6st werden kann und flr den
CoCo-Anleger beziehungsweise den Anleger ein
weiterer Unsicherheitsfaktor abhangig von den
nationalen Gegebenheiten und der alleinigen
Einschatzung der jeweils zustandigen Aufsichts-
behorde besteht.

Ferner kann die Auffassung der jeweils zustandi-
gen Aufsichtsbehorde sowie die flr die Auffas-

sung im Einzelfall relevanten Kriterien nicht im
Voraus abschlieBend eingeschatzt werden.

e) Risiko der Auslbung der Kiindigung bezie-
hungsweise Verhinderung der Kiindigung
durch die zustandige Aufsichtsbehorde
(Prolongationsrisiko)

CoCos sind langfristige Schuldverschreibungen
mit oftmals unbefristeter Laufzeit und mit einem
Kindigungsrecht des Emittenten zu bestimmten
im Emissionsprospekt definierten Austibungs-
terminen. Die Auslibung des Kiindigungsrechtes
ist eine Ermessensentscheidung des Emittenten,
welche jedoch der Zustimmung der zustandigen
Aufsichtsbehorde bedarf. Die Aufsichtsbehorde
wird eine Entscheidung im Einklang mit dem
anwendbaren Aufsichtsrecht treffen.

Der CoCo-Anleger kann den CoCo nur auf einem
Sekundarmarkt weiterverkaufen, was mit entspre-
chenden Markt- und Liquiditatsrisiken verbunden
ist, falls keine wirksame Kindigung durch den
Emittenten an einem oder mehreren der definier-
ten Kiindigungstermine erfolgt. Falls bei fehlen-
der Nachfrage kein hinreichend liquider Sekundar-
markt besteht, lasst sich ein CoCo nicht oder nur
mit erheblichen Verlusten verkaufen.

f) Eigenkapital- und Nachrangigkeitsrisiko
(Risiko einer Umkehrung der Kapitalstruktur)

Bei einer Umwandlung in Aktien werden CoCo-
Anleger bei Eintritt des Triggers zu Aktionaren.
Im Falle einer Insolvenz konnen Aktionare erst
nachrangig und abhangig von den restlichen
verfigbaren Mitteln bedient werden. Daher kann
es im Falle einer Umwandlung des CoCos zu
einem vollstandigen Kapitalverlust kommen.
Unter bestimmten Umstanden konnen CoCo-
Anleger bei Eintritt des Triggers sogar die ersten
Verluste erleiden, noch vor den Haltern von
Eigenkapital.

g) Risiko einer Branchenkonzentration

Aufgrund der speziellen Struktur von CoCos kann
durch die ungleichmaRige Verteilung der Risiken
im Hinblick auf Finanzwerte das Risiko einer
Branchenkonzentration entstehen. CoCos sind
aufgrund von gesetzlichen Vorschriften Teil der
Kapitalstruktur von Finanzinstituten.

h) Liquiditatsrisiko

CoCos bringen in einer angespannten Marktsitua-
tion ein Liquiditatsrisiko mit sich. Die Ursache
hierflr sind der spezielle Anlegerkreis und das im
Vergleich zu gewohnlichen Anleihen geringere
Gesamtvolumen am Markt.

i) Ertragsbewertungsrisiko

Aufgrund der flexiblen Kiindbarkeit von CoCos
ist nicht klar, welches Datum fur die Berechnung
des Ertrags herangezogen werden soll. An jedem
Kindigungsdatum besteht das Risiko, dass die
Falligkeit der Anleihe verschoben wird und die
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Ertragsberechnung an das neue Datum ange-
passt werden muss, was zu einer veranderten
Rendite flhren kann.

j) Unbekanntes Risiko

Aufgrund des innovativen Charakters der CoCos
und des stark veranderlichen Regelungsumfelds
flr Finanzinstitute konnen Risiken entstehen, die
sich zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht vorherse-
hen lassen.

Weitere Informationen konnen Sie der Mitteilung
der Europaischen Wertpapier- und Marktaufsichts-
behorde (ESMA/2014/944) vom 31. Juli 2014
hinsichtlich potenzieller Risiken bei Anlagen in
Contingent Convertible-Instrumente entnehmen.

6.3 Risiken der eingeschrinkten
oder erhohten Liquiditat
des Fonds und Risiken im
Zusammenhang mit vermehrter
Zeichnung oder vermehrten
Riickgaben (Liquiditatsrisiko)
Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die
die Liquiditat des Fonds beeintrachtigen konnen.
Dies kann dazu fuihren, dass der Fonds seinen
Zahlungsverpflichtungen voriibergehend oder
dauerhaft nicht nachkommen kann, beziehungs-
weise, dass die Verwaltungsgesellschaft die
Rickgabeverlangen von Anlegern vorubergehend
oder dauerhaft nicht erfiillen kann. Der Anleger
kann gegebenenfalls die von ihm geplante Halte-
dauer nicht realisieren und ihm kann das inves-
tierte Kapital oder Teile hiervon fir unbestimmte
Zeit nicht zur Verfugung stehen. Durch die Ver-
wirklichung der Liquiditatsrisiken konnte zudem
der Wert des Fondsvermogens und damit der
Anteilwert sinken, etwa wenn die Verwaltungs-
gesellschaft gezwungen ist, soweit gesetzlich
zulassig, Vermogensgegenstande fur den Fonds
unter Verkehrswert zu verauf8ern. Ist die Verwal-
tungsgesellschaft nicht in der Lage, die Ruckga-
beverlangen der Anleger zu erfullen, kann dies
auflerdem zur Aussetzung der Ricknahme und im
Extremfall zur anschlieBenden Auflosung des
Fonds fuhren.

6.3.1 Risiko aus der Anlage in
Vermogensgegenstiande
Fur den Fonds durfen auch Vermogensgegenstan-
de erworben werden, die nicht an einer Borse
zugelassen oder an einem anderen geregelten
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind.
Diese Vermogensgegenstande konnen gegebenen-
falls nur mit hohen Preisabschlagen, zeitlicher
Verzogerung oder gar nicht weiterverauert
werden. Auch an einer Borse zugelassene Ver-
mogensgegenstande konnen abhangig von der
Marktlage, dem Volumen, dem Zeitrahmen und
den geplanten Kosten gegebenenfalls nicht oder
nur mit hohen Preisabschlagen veraulert werden.
Obwohl fiir den Fonds nur Vermogensgegenstande
erworben werden dirfen, die grundsatzlich jeder-
zeit liquidiert werden konnen, kann nicht ausge-
schlossen werden, dass diese zeitweise oder
dauerhaft nur mit Verlust verauRert werden kon-
nen.

/12

6.3.2 Risiko durch Kreditaufnahme
Die Verwaltungsgesellschaft darf fur Rechnung
des Fonds gegebenenfalls kurzfristige Kredite bis
maximal 10% des Fondsvermogens aufnehmen.
Muss die Verwaltungsgesellschaft einen Kredit
zurlickzahlen und kann ihn nicht durch eine
Anschlussfinanzierung oder im Fonds vorhandene
Liquiditat ausgleichen, ist sie moglicherweise
gezwungen, Vermogensgegenstande zu schlech-
teren Konditionen als geplant zu veraufern.
Kurzfristige Kredite mit einer variablen Verzinsung
konnen sich durch steigende Zinssatze negativ
auf das Fondsvermogen auswirken.

6.3.3 Risiken durch vermehrte

Riickgaben oder Zeichnungen
Durch Kauf- und Verkaufsauftrage von Anlegern
flieBt dem Fondsvermaogen Liquiditat zu bezie-
hungsweise vom Fondsvermogen Liquiditat ab.
Die Zu- und Abflisse konnen nach Saldierung zu
einem Nettozu- oder -abfluss der liquiden Mittel
des Fonds flhren. Dieser Nettozu- oder -abfluss
kann den Fondsmanager veranlassen, Vermo-
gensgegenstande zu kaufen oder zu verkaufen,
wodurch Transaktionskosten entstehen. Dies gilt
insbesondere, wenn durch die Zu- oder Abflisse
eine von der Verwaltungsgesellschaft flir den
Fonds vorgesehene Quote liquider Mittel uber-
beziehungsweise unterschritten wird. Die hier-
durch entstehenden Transaktionskosten werden
dem Fonds belastet und konnen die Wertentwick-
lung des Fonds beeintrachtigen. Bei Zuflissen
kann sich eine erhohte Fondsliquiditat belastend
auf die Wertentwicklung des Fonds auswirken,
wenn die Verwaltungsgesellschaft die Mittel nicht
oder nicht zeitnah zu angemessenen Bedingun-
gen anlegen kann.

6.3.4 Risiko bei Feiertagen in
bestimmten Regionen/
Landern

Nach der Anlagestrategie sollen Anlagen flir den

Fonds insbesondere in bestimmten Regionen/

Landern getatigt werden. Aufgrund lokaler Feier-

tage in diesen Regionen/Landern kann es zu

Abweichungen zwischen den Handelstagen an

Borsen dieser Regionen/Lander und Bewertungs-

tagen des Fonds kommen. Der Fonds kann

moglicherweise an einem Tag, der kein Bewer-
tungstag ist, auf Marktentwicklungen in den

Regionen/Landern nicht am selben Tag reagieren

oder an einem Bewertungstag, der kein Handels-

tag in diesen Regionen/Landern ist, auf dem
dortigen Markt nicht handeln. Hierdurch kann der

Fonds gehindert sein, Vermogensgegenstande in

der erforderlichen Zeit zu verauBern. Dies kann

die Fahigkeit des Fonds nachteilig beeinflussen,

Ruckgabeverlangen oder sonstigen Zahlungs-

verpflichtungen nachzukommen.

6.3.5 Kontrahentenrisiko

Fir den Fonds konnen sich im Rahmen einer
Vertragsbindung mit einer anderen Partei (soge-
nannte Gegenpartei oder Kontrahent) Risiken
ergeben. Dabei besteht das Risiko, dass der
Vertragspartner seinen Verpflichtungen aus dem
Vertrag nicht mehr nachkommen kann. Diese
Risiken konnen die Wertentwicklung des Fonds

beeintrachtigen und sich damit auch nachteilig
auf den Anteilwert und das vom Anleger inves-
tierte Kapital auswirken.

Bei Abschluss von auBerborslichen Geschéften,
sogenannte OTC-Geschafte (Over-the-Counter),
kann der Fonds Risiken in Bezug auf die Bonitat
seiner Kontrahenten und deren Fahigkeit, die
Bedingungen dieser Vertrage zu erfullen, aus-
gesetzt sein. So kann der Fonds beispielsweise
Termin-, Options- und Swap-Geschafte tatigen
oder andere derivative Techniken, wie zum Bei-
spiel Total Return Swaps, einsetzen, bei denen
der Fonds jeweils dem Risiko unterliegt, dass der
Kontrahent seine Verpflichtungen aus dem jewei-
ligen Kontrakt nicht erfullt.

Im Falle des Konkurses oder der Insolvenz eines
Kontrahenten kann der Fonds durch Verzug bei
der Liquidation der Positionen signifikante Verlus-
te erleiden, dazu gehort der Wertverlust der
Anlagen, wahrend der Fonds seine Rechte ein-
klagt. Es besteht ebenso die Moglichkeit, dass der
Einsatz der vereinbarten Techniken zum Beispiel
durch Konkurs, lllegalitat oder Gesetzesanderun-
gen im Vergleich mit denen, die zum Zeitpunkt
des Abschlusses der Vereinbarungen in Kraft
waren, beendet wird.

Der Fonds kann unter anderem Transaktionen auf
OTC- und Interdealer-Markten eingehen. Die
Teilnehmer an diesen Markten unterliegen typi-
scherweise keiner Finanzaufsicht so wie die Teil-
nehmer regulierter Markte. Ein Fonds, der in
Swaps, Total Return Swaps, Derivate, synthetische
Instrumente oder andere OTC-Transaktionen auf
diesen Markten investiert, tragt das Kreditrisiko
des Kontrahenten und unterliegt auch dessen
Ausfallrisiko. Diese Risiken konnen sich wesentlich
von denen bei Transaktionen auf regulierten
Markten unterscheiden, denn letztere werden
durch Garantien, taglicher Mark-to-market-Bewer-
tung, taglichem Settlement und entsprechender
Segregierung sowie Mindestkapitalanforderungen
abgesichert. Transaktionen, die direkt zwischen
zwei Kontrahenten abgeschlossen werden, profi-
tieren grundsatzlich nicht von diesem Schutz.

Der Fonds unterliegt zudem dem Risiko, dass ein
Kontrahent die Transaktion nicht wie vereinbart
ausflihrt, aufgrund einer Unstimmigkeit bezuglich
der Vertragsbedingungen (unerheblich ob gutglau-
big oder nicht) oder aufgrund eines Kredit- oder
Liquiditatsproblems. Dies kann zu Verlusten bei
dem Fonds fuhren. Dieses Kontrahentenrisiko
steigt bei Vertragen mit langerem Falligkeitszeit-
raum, da Vorkommnisse die Einigung verhindern
konnen, oder wenn der Fonds seine Transaktionen
auf einen einzigen Kontrahenten oder eine kleine
Gruppe von Kontrahenten ausgerichtet hat.

Beim Ausfall der Gegenseite kann der Fonds
wahrend der Vornahme von Ersatztransaktionen
Gegenstand von gegenlaufigen Marktbewegun-
gen werden. Der Fonds kann mit jedwedem
Kontrahenten eine Transaktion abschlieen. Er
kann auch unbeschrankt viele Transaktionen nur
mit einem Kontrahenten abschlieRen. Die Mog-



lichkeit des Fonds mit jedwedem Kontrahenten
Transaktionen abzuschlieRen, das Fehlen von
aussagekraftiger und unabhangiger Evaluation
der finanziellen Eigenschaften des Kontrahenten
sowie das Fehlen eines regulierten Marktes fur
den Abschluss von Einigungen, konnen das
Verlustpotenzial des Fonds erhohen.

6.3.6 Kreditrisiko

Anleihen oder Schuldtitel bergen ein Kreditrisiko
in Bezug auf den Emittenten, fir das das Bonitats-
rating des Emittenten als MessgroRRe dienen kann.
Anleihen oder Schuldtitel, die von Emittenten mit
einem schlechteren Rating begeben werden,
werden in der Regel als Wertpapiere mit einem
hoheren Kreditrisiko und mit einer héheren
Ausfallwahrscheinlichkeit des Emittenten ange-
sehen als solche Papiere, die von Emittenten mit
einem besseren Rating begeben werden. Gerat
ein Emittent von Anleihen beziehungsweise
Schuldtiteln in finanzielle oder wirtschaftliche
Schwierigkeiten, so kann sich dies auf den Wert
der Anleihen beziehungsweise Schuldtitel (dieser
kann bis auf Null sinken) und die auf diese Anlei-
hen beziehungsweise Schuldtitel geleisteten
Zahlungen auswirken (diese konnen bis auf Null
sinken). Ferner sind einige Anleihen oder Schuld-
titel in der Finanzstruktur eines Emittenten als
nachrangig eingestuft. Bei finanziellen Schwierig-
keiten kann es daher zu schweren Verlusten
kommen. Zugleich ist die Wahrscheinlichkeit, dass
der Emittent diese Verpflichtungen erfullt, gerin-
ger als bei anderen Anleihen oder Schuldtiteln.
Dies wiederum zieht eine hohe Preisvolatilitat
dieser Instrumente nach sich.

6.3.7 Adressenausfallrisiko/
Gegenpartei-Risiken (auBer
zentrale Kontrahenten)

Durch den Ausfall eines Ausstellers (Emittent)

oder eines Vertragspartners (Kontrahent), gegen

den der Fonds Anspriche hat, konnen fir den

Fonds Verluste entstehen. Das Emittentenrisiko

beschreibt die Auswirkung der besonderen Ent-

wicklungen des jeweiligen Emittenten, die neben
den allgemeinen Tendenzen der Kapitalmarkte auf
den Kurs eines Wertpapiers einwirken. Auch bei
sorgfaltiger Auswahl der Wertpapiere kann nicht
ausgeschlossen werden, dass Verluste durch

Vermogensverfall von Emittenten eintreten. Eben-

so kann die Gegenpartei eines fiir Rechnung des

Fonds geschlossenen Vertrags teilweise oder

vollstandig ausfallen (Kontrahentenrisiko). Dies

gilt fur alle Vertrage, die fur Rechnung des Fonds
geschlossen werden.

6.3.8 Risiko durch zentrale
Kontrahenten
Ein zentraler Kontrahent (Central Counterparty -
CCP) tritt als zwischengeschaltete Institution in
bestimmte Geschafte fur den Fonds ein, insbe-
sondere in Geschafte Uber derivative Finanz-
instrumente. In diesem Fall wird er als Kaufer
gegenuber dem Verkaufer und als Verkaufer
gegenlber dem Kaufer tatig. Ein CCP sichert sich
gegen das Risiko, dass seine Geschaftspartner
die vereinbarten Leistungen nicht erbringen
konnen durch eine Reihe von Schutzmechanis-

men ab, die es ihm jederzeit ermaglichen, Ver-
luste aus den eingegangenen Geschaften aus-
zugleichen (zum Beispiel durch Besicherungen).
Es kann trotz dieser Schutzmechanismen nicht
ausgeschlossen werden, dass ein CCP seinerseits
Uberschuldet wird und ausfallt, wodurch auch
Anspruche der Verwaltungsgesellschaft fur den
Fonds betroffen sein konnen. Hierdurch konnen
Verluste fur den Fonds entstehen.

6.3.9 Adressenausfallrisiken bei
Pensionsgeschiaften
Gibt die Verwaltungsgesellschaft fir Rechnung
des Fonds Wertpapiere in Pension, so muss sie
sich gegen den Ausfall des Vertragspartners
ausreichende Sicherheiten stellen lassen. Bei
einem Ausfall des Vertragspartners wahrend der
Laufzeit des Pensionsgeschafts hat die Verwal-
tungsgesellschaft ein Verwertungsrecht hinsicht-
lich der gestellten Sicherheiten. Ein Verlustrisiko
fur den Fonds kann daraus folgen, dass die
gestellten Sicherheiten etwa wegen steigender
Kurse der in Pension gegebenen Wertpapiere
nicht mehr ausreichen, um den Ruckubertra-
gungsanspruch der Verwaltungsgesellschaft der
vollen Hohe nach abzudecken.

6.3.10 Adressenausfallrisiken

bei Wertpapierdarlehens-

geschiften
Gewabhrt die Verwaltungsgesellschaft fir Rech-
nung des Fonds ein Darlehen Uber Wertpapiere,
so muss sie sich gegen den Ausfall des Vertrags-
partners ausreichende Sicherheiten gewahren
lassen. Der Umfang der Sicherheitsleistung
entspricht mindestens dem Kurswert der als
Wertpapier-Darlehen Ubertragenen Wertpapiere.
Der Darlehensnehmer hat weitere Sicherheiten zu
stellen, wenn der Wert der als Darlehen gewahr-
ten Wertpapiere steigt, die Qualitat der gestellten
Sicherheiten abnimmt oder eine Verschlechte-
rung seiner wirtschaftlichen Verhaltnisse eintritt
und die bereits gestellten Sicherheiten nicht
ausreichen. Kann der Darlehensnehmer dieser
Nachschusspflicht nicht nachkommen, so besteht
das Risiko, dass der Ruckiibertragungsanspruch
bei Ausfall des Vertragspartners nicht vollumfang-
lich abgesichert ist. Werden die Sicherheiten bei
einer anderen Einrichtung als der Verwahrstelle
des Fonds verwahrt, besteht zudem das Risiko,
dass diese bei Ausfall des Entleihers gegebenen-
falls nicht sofort beziehungsweise nicht in vollem
Umfang verwertet werden konnen.

6.3.11 Operationelle und sonstige
Risiken des Fonds
Im Folgenden werden Risiken dargestellt, die
sich beispielsweise aus unzureichenden internen
Prozessen sowie aus menschlichem oder System-
versagen bei der Verwaltungsgesellschaft oder
externen Dritten ergeben konnen. Diese Risiken
konnen die Wertentwicklung des Fonds beein-
trachtigen und sich damit auch nachteilig auf den
Anteilwert und auf das vom Anleger investierte
Kapital auswirken.

6.3.12 Risiken durch kriminelle
Handlungen, Missstidnde,
Naturkatastrophen, fehlende
Beachtung von Nachhaltigkeit

Der Fonds kann Opfer von Betrug oder anderen

kriminellen Handlungen werden. Er kann Verluste

durch Fehler von Mitarbeitern der Verwaltungs-
gesellschaft oder externer Dritter erleiden oder
durch auBere Ereignisse, wie zum Beispiel Natur-
katastrophen oder Pandemien geschadigt wer-
den. Diese Ereignisse konnen aufgrund fehlender

Beachtung von Nachhaltigkeit hervorgerufen oder

verstarkt werden. Die Verwaltungsgesellschaft ist

bestrebt, operationelle Risiken und magliche
damit verbundene finanzielle Auswirkungen, die
den Wert der Vermogenswerte eines Fonds beein-
trachtigen konnten, so gering wie verninftiger-
weise moglich zu halten, und hat hierzu Prozesse
und Verfahren zur Identifizierung, Steuerung und

Minderung solcher Risiken eingerichtet.

6.3.13 Lander- oder Transferrisiko

Es besteht das Risiko, dass ein auslandischer
Schuldner trotz Zahlungsfahigkeit aufgrund
fehlender Transferfahigkeit der Wahrung, fehlen-
der Transferbereitschaft seines Sitzlandes, oder
aus ahnlichen Grinden, Leistungen nicht fristge-
recht, Uberhaupt nicht oder nur in einer anderen
Wahrung erbringen kann. So kdnnen zum Beispiel
Zahlungen, auf die die Verwaltungsgesellschaft
fur Rechnung des Fonds Anspruch hat, ausblei-
ben, in einer Wahrung erfolgen, die aufgrund von
Devisenbeschrankungen nicht (mehr) konvertier-
bar ist, oder in einer anderen Wahrung erfolgen.
Zahlt der Schuldner in einer anderen Wahrung, so
unterliegt diese Position dem oben dargestellten
Wahrungsrisiko.

6.3.14 Geopolitische Risiken

Durch das Handeln politischer Akteure, politische
Ereignisse oder sich verandernde politische
Bedingungen, beispielsweise unerwartete kriege-
rische Konflikte, Anschlage mit terroristischem
Hintergrund oder Spannungen zwischen Staaten,
die den friedlichen Austausch bedrohen, konnen
erhebliche Herausforderungen fur die Geschafts-
tatigkeit des Fonds und Auswirkungen auf das
globale Wirtschafts- und Finanzsystem entstehen.
Vermogenswerte, die in solchen Landern vom
Fonds gehalten werden, konnen daher Bewer-
tungsunsicherheiten und Liquiditatsschwierigkei-
ten nach sich ziehen und daher an Wert verlieren,
ganzlich wertlos oder illiquide werden. Dadurch
kann das Risiko entstehen, dass der Fonds Verlus-
te erleidet oder maogliche Gewinnchancen kurz-
fristig entfallen.

Geopolitische Risiken in Bezug auf die

aktuelle Situation beziiglich Russland,

Ukraine und Belarus

Vermogenswerte, die der Fonds gegebenenfalls
in Russland, Belarus und/oder in der Ukraine halt,
konnen Bewertungsunsicherheiten und Liquidi-
tatsschwierigkeiten nach sich ziehen und an Wert
verlieren, ganzlich wertlos oder illiquide werden.
Dadurch kann das Risiko entstehen, dass der
Fonds Verluste erleidet oder mogliche Gewinn-
chancen kurzfristig entfallen. Die Verwaltungs-
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gesellschaft wird die Situation tiberwachen und
zum Schutze der Anleger, sofern maoglich, geeig-
nete MaBnahmen im Rahmen des Liquiditats-
managements und Bewertung ergreifen.

6.3.15 Rechtliche und politische
Risiken
Fir den Fonds durfen Anlagen in Rechtsordnun-
gen getatigt werden, bei denen luxemburgisches
Recht keine Anwendung findet beziehungsweise
im Fall von Rechtsstreitigkeiten der Gerichtsstand
auBerhalb des GroBherzogtums Luxemburg
belegen ist. Hieraus resultierende Rechte und
Pflichten der Verwaltungsgesellschaft fir Rech-
nung des Fonds konnen von denen im GroBher-
zogtum Luxemburg zum Nachteil des Fonds
beziehungsweise des Anlegers abweichen.

Politische oder rechtliche Entwicklungen, ein-
schlieRlich der Anderungen von rechtlichen
Rahmenbedingungen in diesen Rechtsordnungen,
konnen von der Verwaltungsgesellschaft nicht
oder zu spat erkannt werden oder zu Beschran-
kungen hinsichtlich erwerbbarer oder bereits
erworbener Vermogensgegenstande flhren.
Diese Folgen konnen auch entstehen, wenn sich
die rechtlichen Rahmenbedingungen fiir die
Verwaltungsgesellschaft und/oder die Verwaltung
des Fonds im GroBherzogtum Luxemburg andern.

6.3.16 Anderung der steuerlichen
Rahmenbedingungen,
steuerliches Risiko

Die steuerlichen Ausfiihrungen in diesem Ver-

kaufsprospekt gehen von der derzeit bekannten

Rechtslage aus. Die Kurzangaben Uber steuer-

rechtliche Vorschriften richten sich an in Deutsch-

land unbeschrankt einkommensteuerpflichtige
oder unbeschrankt korperschaftsteuerpflichtige

Personen. Es kann jedoch keine Gewahr dafur

Ubernommen werden, dass sich die steuerliche

Beurteilung durch Gesetzgebung, Rechtspre-

chung oder Erlasse der Finanzverwaltung nicht

andert.

6.3.17 Schliisselpersonenrisiko

Fallt das Anlageergebnis des Fonds in einem
bestimmten Zeitraum sehr positiv aus, hangt
dieser Erfolg moglicherweise auch von der Eig-
nung der handelnden Personen und damit den
richtigen Entscheidungen des Managements ab.
Die personelle Zusammensetzung des Fonds-
managements kann sich jedoch verandern. Neue
Entscheidungstrager konnen dann mog-
licherweise weniger erfolgreich agieren.

6.3.18 Verwabhrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermogensgegenstan-
den insbesondere im Ausland ist ein Verlustrisiko
verbunden, das aus Insolvenz oder Sorgfalts-
pflichtverletzungen des Verwahrers beziehungs-
weise hoherer Gewalt resultieren kann.

6.3.19 Abwicklungsrisiko

Bei der Abwicklung von Wertpapiergeschaften
besteht das Risiko, dass eine der Vertragsparteien
verzogert oder nicht vereinbarungsgemaf zahlt
oder die Wertpapiere nicht fristgerecht liefert.
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Dieses Abwicklungsrisiko besteht entsprechend
auch beim Handel mit anderen Vermogensgegen-
standen flr den Fonds.

6.3.20 Bonitatsrisiko

Die Bonitat (Zahlungsfahigkeit und -willigkeit) des
Ausstellers eines vom Fonds direkt oder indirekt
gehaltenen Wertpapiers oder Geldmarktinstru-
ments kann nachtraglich sinken. Dies fuhrt in der
Regel zu Kursriickgangen des jeweiligen Papiers,
die Uber die allgemeinen Marktschwankungen
hinausgehen.

6.3.21 Vermogenswerte in
Emerging Markets
Eine Anlage in Vermogenswerten der Emerging
Markets unterliegt in der Regel hoheren Risiken
(einschlieRlich von moglicherweise erheblichen
rechtlichen, wirtschaftlichen und politischen
Risiken) als eine Anlage in Vermdgenswerten der
Markte in Industrielandern.

Emerging Markets sind Markte, die sich per defini-
tionem ,,im Umbruch” befinden und daher den
Risiken rascher politischer Veranderungen und
wirtschaftlicher Rickgange ausgesetzt sind. In
den letzten Jahren gab es in vielen Emerging
Markets-Landern bedeutende politische, wirt-
schaftliche und soziale Veranderungen. In vielen
Fallen haben politische Erwagungen zu erheb-
lichen wirtschaftlichen und sozialen Spannungen
geflhrt, und in einigen Fallen kam es in diesen
Landern sowohl zu einer politischen wie auch zu
einer wirtschaftlichen Instabilitat. Politische oder
wirtschaftliche Instabilitat kann sich auf das
Vertrauen des Anlegers auswirken, was wieder-
um einen negativen Effekt auf die Wechselkurse,
die Preise der Wertpapiere oder andere Vermo-
genswerte von Emerging Markets haben kann.

Die Wechselkurse sowie die Preise flir Wertpapie-
re oder andere Vermogenswerte in Emerging
Markets sind oft in hochstem Mafe volatil. Ver-
anderungen dieser Preise sind unter anderem
zurtckzufiihren auf Zinssatze, ein sich verandern-
des Verhaltnis von Angebot und Nachfrage,
Krafte, die von aulRen auf den Markt wirken
(insbesondere im Hinblick auf wichtige Handels-
partner), Handels-, Steuer- und geldpolitische
Programme, die Politik von Regierungen sowie
internationale politische und wirtschaftliche
Ereignisse.

In Emerging Markets befindet sich die Entwick-
lung von Wertpapiermarkten zumeist noch im
Anfangsstadium. Dies kann zu Risiken und Prakti-
ken (wie beispielsweise einer hoheren Volatilitat)
fuhren, die in weiter entwickelten Wertpapier-
markten gewohnlich nicht vorkommen und die
den Wert der an den Borsen dieser Lander notier-
ten Wertpapiere negativ beeinflussen konnen.
Zusatzlich zeichnen sich Markte in Emerging
Markets-Landern haufig durch llliquiditat in Form
eines geringen Umsatzes einiger der notierten
Wertpapiere aus.

Es ist wichtig zu beachten, dass Wechselkurse,
Wertpapiere und andere Vermogenswerte von

Emerging Markets in Zeiten wirtschaftlicher
Stagnation mit einer héheren Wahrscheinlichkeit
als andere Arten von Anlagen, die ein geringes
Risiko bergen, im Zuge einer ,Flucht zur Qualitat”
verkauft werden und dass sich deren Wert dem-
entsprechend verschlechtern kann.

6.3.22 Nachhaltigkeitsrisiko —
Umwelt, Soziales und
Unternehmensfiihrung, ESG

Nachhaltigkeitsrisiko ist ein Ereignis oder eine

Bedingung in den Bereichen Umwelt, Soziales

oder Unternehmensfiihrung, dessen beziehungs-

weise deren Eintreten tatsachlich oder potenziell
wesentliche negative Auswirkungen auf den Wert
der Anlage haben konnen. Dabei kann das Nach-
haltigkeitsrisiko entweder ein eigenes Risiko
darstellen oder auf andere Risiken einwirken und
wesentlich zum Risiko beitragen, wie zum Beispiel

Kursanderungsrisiken, Liquiditatsrisiken oder

Kontrahentenrisiken oder operationelle Risiken.

Diese Ereignisse oder Bedingungen werden in
JUmwelt, Soziales und Unternehmensfihrung”
(aus dem englischen Environment, Social, Gover-
nance), ESG, unterteilt und beziehen sich unter
anderem auf folgende Themen:

Umwelt

— Klimaschutz

— Anpassung an den Klimawandel

— Schutz der biologischen Vielfalt

— Nachhaltige Nutzung und Schutz von
Wasser- und Meeresressourcen

— Ubergang zu einer Kreislaufwirtschaft,
Abfallvermeidung und Recycling

— Vermeidung und Verminderung der
Umweltverschmutzung

—  Schutz gesunder Okosysteme

— Nachhaltige Landnutzung

Soziales

— Einhaltung anerkannter arbeitsrechtlicher
Standards (keine Kinder- und Zwangsarbeit,
keine Diskriminierung)

— Einhaltung der Arbeitssicherheit und des
Gesundheitsschutzes

— Angemessene Entlohnung, faire Bedingungen
am Arbeitsplatz, Diversitat sowie Aus- und
Weiterbildungschancen

— Gewerkschafts- und Versammlungsfreiheit

— Gewahrleistung einer ausreichenden Produkt-
sicherheit, einschlieBlich Gesundheitsschutz

— Gleiche Anforderungen an Unternehmen in
der Lieferkette

— Inklusive Projekte beziehungsweise Ricksicht-
nahme auf die Belange von Gemeinden und
sozialen Minderheiten

Unternehmensflihrung

— Steuerehrlichkeit

— MaRnahmen zur Verhinderung von Korruption

— Nachhaltigkeitsmanagement durch Vorstand

— Vorstandsvergutung in Abhangigkeit von
Nachhaltigkeit



— Ermoglichung von Whistle Blowing

— Gewahrleistung von Arbeitnehmerrechten
— Gewabhrleistung des Datenschutzes

— Offenlegung von Informationen

Als Teil der Umweltthemen berticksichtigt die
Verwaltungsgesellschaft insbesondere die folgen-
den Aspekte im Zusammenhang mit dem Klima-
wandel:

Physische Klimaereignisse oder -bedingungen

— Einzelne Extremwetterereignisse

— Hitzewellen

— Dirren

— Uberschwemmungen

— Stlrme

— Hagelstirme

— Waldbrande

— Lawinen

— Langfristige Klimaveranderungen

— Abnehmende Schneemengen

— Veranderte Niederschlagshaufigkeit
und -volumina

— Unbestandige Wetterbedingungen

— Steigender Meeresspiegel

— Anderungen der Meeresstromungen

— Anderungen der Winde

— Veranderungen der Land- und
Bodenproduktivitat

— Geringere Wasserverflugbarkeit
(Wasserrisiko)

— Versauerung der Ozeane

— Globale Erwarmung mit regionalen
Extremen

Transitionsereignisse oder -bedingungen

— Verbote und Einschrankungen

— Ausstieg aus fossilen Brennstoffen

— Andere politische MaBnahmen im
Zusammenhang mit der Umstellung zu einer
kohlenstoffarmen Wirtschaft

— Technologischer Wandel im Zusammenhang
mit der Umstellung zu einer kohlenstoffarmen
Wirtschaft

— Anderungen der Préaferenzen und des
Verhaltens von Kunden

Die Nachhaltigkeitsrisiken konnen zu einer wesent-
lichen Verschlechterung des Finanzprofils, der
Liquiditat, der Rentabilitat oder der Reputation der
zugrunde liegenden Anlage flhren. Sofern die
Nachhaltigkeitsrisiken nicht bereits erwartet und

in den Bewertungen der Anlagen berUcksichtigt
waren, konnen sich diese erheblich negativ auf den
erwarteten/geschatzten Marktpreis und/oder die
Liquiditat der Anlage und somit auf die Rendite des
Fonds auswirken.

7. Anlagegrundsatze

71 Anlagepolitik

Das Fondsvermaégen wird unter Beachtung des
Grundsatzes der Risikostreuung nach den anlage-
politischen Grundsatzen im Besonderen Teil des
Verkaufsprospekts und in Ubereinstimmung mit
den Anlagemaglichkeiten und -beschrankungen

gemal Artikel 4 des Verwaltungsreglements
angelegt.

7.2 Beriicksichtigung von
Nachhaltigkeitsrisiken und
der wichtigsten nachteiligen
Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren
Die Verwaltungsgesellschaft und das Fonds-
management berucksichtigen bei Anlageschei-
dungen neben (blicher Finanzdaten auch Nach-
haltigkeitsrisiken sowie die wichtigsten
nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeits-
faktoren (Principal Adverse Impacts (PAI).

Das Fondsmanagement stitzt sich hierbei auf
eine ESG-integrierte Fundamentalanalyse, die
Identifizierung globaler Nachhaltigkeitstrends und
finanziell relevanter ESG-Themen und -Herausfor-
derungen umfasst und insbesondere bei der
unternehmensinternen Emittentenanalyse heran-
gezogen wird.

Dafir nutzt das Fondsmanagement auch eine
interne ESG-Datenbank, der die Daten mehrerer
ESG-Datenanbieter, offentlicher Quellen und
interne Bewertungen zugrunde liegen. Interne
Bewertungen bertcksichtigen unter anderem
zukinftig zu erwartende ESG-Entwicklungen
eines Emittenten, Plausibilitat der Daten im
Hinblick auf vergangene oder zukinftige Ereignis-
se, Dialogbereitschaft zu ESG-Themen und ESG-
spezifische Entscheidungen eines Emittenten.

Die BerUcksichtigung erfolgt im Rahmen des
entsprechenden Anlageprozesses. Anlagen
werden in Bezug auf die Entwicklung der Nach-
haltigkeitsrisiken und der wichtigsten nachteili-
gen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren in
dem fur den Fonds vorgesehenen Umfang fortlau-
fend beobachtet.

Zusatzlich wird im Rahmen des erweiterten
Engagement Rahmenwerks der Dialog mit ausge-
wahlten Unternehmen bezliglich einer guten
Unternehmensfihrung und nachhaltiger Unter-
nehmenspraktiken gesucht.

Des Weiteren werden anhand der ESG-integrier-
ten Fundamentalanalyse sowie mittels der Pro-
zesse flr die Uberwachung der Nachhaltigkeits-
risiken insbesondere Risiken, die sich aus den
Folgen des Klimawandels ergeben konnen oder
Risiken, die aufgrund der Verletzung international
anerkannter Richtlinien entstehen, einer besonde-
ren Prifung unterworfen. Zu den international
anerkannten Richtlinien zahlen vor allem die zehn
Prinzipien des Global Compact der Vereinten
Nationen, ILO-Kernarbeitsnormen beziehungswei-
se UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Men-
schenrechte und die OECD-Leitsatze fir multi-
nationale Unternehmen.

7.3 Referenzindizes

Der Fonds kann einen Index oder eine Kombina-
tion von Indizes als Referenzwerte (Benchmark)
verwenden. Auf solche Indizes wird Bezug ge-
nommen, wenn das Ziel des Fonds darin besteht,

einen Index nachzubilden; sie konnen aber auch
bei der ausdrucklichen oder indirekten Definition
der Portfoliozusammensetzung, der Ziele und/
oder Messung der Performance verwendet
werden.

GemaR der Verordnung (EU) 2016/2011 des Europa-
ischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016
Uber Indizes, die bei Finanzinstrumenten und
Finanzkontrakten als Referenzwert oder zur Mes-
sung der Wertentwicklung eines Investmentfonds
verwendet werden, und zur Anderung der Richtlini-
en 2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der Verord-
nung (EU) Nr. 596/2014 und unter Beriicksichti-
gung des Ubergangszeitraums darf der Fonds nur
Referenzindizes verwenden, wenn der Referenz-
wert oder dessen Administrator im jeweiligen
Register der ESMA eingetragen ist. Die Verwal-
tungsgesellschaft hat fur jede Benchmark robuste,
schriftliche Plane mit vorgesehenen MaRnahmen
festgelegt, die greifen wirden, wenn sich die
Benchmark wesentlich andern oder nicht mehr zur
Verfligung gestellt wirde.

Im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts wird
klarstellend festgehalten, ob der Fonds aktiv oder
passiv verwaltet wird und ob der Fonds einen
Referenzindex nachbildet oder unter Bezugnahme
auf einen solchen Index verwaltet wird. In letzte-
rem Fall wird fir den Fonds angegeben, mit
welchem Spielraum von der Benchmark abgewi-
chen werden kann.

7.4 Techniken fiir eine effiziente
Portfolioverwaltung
GemaR CSSF-Rundschreiben 14/592 durfen fur
den Fonds Techniken fir eine effiziente Portfolio-
verwaltung genutzt werden. Hierzu zahlen unter
anderem auch jegliche Formen von Derivate-
geschaften, einschlieRlich Total Return Swaps
sowie Wertpapierfinanzierungsgeschafte, na-
mentlich Wertpapierdarlehens- und Pensionsge-
schafte. Solche Wertpapierfinanzierungsgeschaf-
te konnen fur den Fonds genutzt werden, wie im
Besonderen Teil des Verkaufsprospekts festge-
legt. Andere als die hier genannten Wertpapierfi-
nanzierungsgeschafte, wie beispielsweise Margin
Lending Transactions, Buy-Sell-Back und Sell-Buy-
Back Transactions, werden derzeit nicht genutzt.
Sollte die Verwaltungsgesellschaft kiinftig Ge-
brauch von diesen Wertpapierfinanzierungsge-
schaften machen, wird der Verkaufsprospekt
entsprechend angepasst.

Der Einsatz von Total Return Swaps und Wert-
papierfinanzierungsgeschaften erfolgt im Ein-
klang mit rechtlichen Vorgaben, insbesondere
der SFT-Verordnung.

7.5 Einsatz von Derivaten

Der Fonds kann - vorbehaltlich eines geeigneten
Risikomanagementsystems - in jegliche nach
dem Gesetz von 2010 zulassige Derivate investie-
ren, die von Vermogensgegenstanden, die fir den
Fonds erworben werden dlrfen, oder von Finanz-
indizes, Zinssatzen, Wechselkursen oder Wahrun-
gen abgeleitet sind. Hierzu zahlen insbesondere
Optionen, Finanzterminkontrakte und Swaps
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(einschlieRlich Total Return Swaps) sowie Kombi-
nationen hieraus. Diese konnen nicht nur zur Absi-
cherung des Fondsvermogens genutzt werden,
sondern konnen einen Teil der Anlagestrategie
darstellen.

Der Handel mit Derivaten wird im Rahmen der

Anlagegrenzen eingesetzt und dient der effizien-
ten Verwaltung des Fondsvermaogens sowie zum
Laufzeiten- und Risikomanagement der Anlagen.

7.6 Swaps

Swapgeschafte sind Tauschvertrage, bei denen
die dem Geschaft zugrunde liegenden Vermo-
gensgegenstande oder Risiken zwischen den
Vertragspartnern ausgetauscht werden.

Die Verwaltungsgesellschaft darf fur Rechnung
des Fonds im Rahmen der Anlagegrundsatze
unter anderem

— Zinsswaps,

— Wahrungsswaps,

— Equityswaps,

— Total Return Swaps oder
— Credit Default Swaps

abschlieRen.

7.7 Total Return Swaps

Ein Total Return Swap ist ein Derivat, bei dem
eine Gegenpartei einer anderen den Gesamter-
trag einer Referenzverbindlichkeit einschlieBlich
Einktnften aus Zinsen und Geblhren, Gewinnen
und Verlusten aus Kursschwankungen sowie
Kreditverlusten ubertragt.

Sofern der Fonds zur wesentlichen Umsetzung
der Anlagestrategie von der Maoglichkeit des
Einsatzes von Total Return Swaps oder anderen
Derivaten mit vergleichbaren Eigenschaften
Gebrauch macht, finden sich Informationen, wie
etwa zur zugrunde liegenden Strategie oder zur
Gegenpartei, im Besonderen Teil dieses Verkaufs-
prospekts sowie im Jahresbericht.

7.8 Swaptions

Swaptions sind Optionen auf Swaps. Eine Swap-
tion ist das Recht, nicht aber die Verpflichtung, zu
einem bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb einer
bestimmten Frist in einen hinsichtlich der Kondi-
tionen genau spezifizierten Swap einzutreten.

7.9 Credit Default Swaps

Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es
ermoglichen, ein potenzielles Kreditausfallvolu-
men auf andere zu Ubertragen. Im Gegenzug zur
Ubernahme des Kreditausfallrisikos zahlt der
Verkaufer des Risikos eine Pramie an seinen
Vertragspartner. Im Ubrigen gelten die Ausfiih-
rungen zu Swaps entsprechend.

710 In Wertpapieren verbriefte
Finanzinstrumente

Die Verwaltungsgesellschaft kann die vorstehend

beschriebenen Finanzinstrumente auch erwer-

ben, wenn diese in Wertpapieren verbrieft sind.

Dabei konnen die Geschéfte, die Finanzinstru-

/16

mente zum Gegenstand haben, auch nur teilwei-
se in Wertpapieren enthalten sein (zum Beispiel
Optionsanleihen). Die Aussagen zu Chancen und
Risiken gelten fur solche verbrieften Finanzinstru-
mente entsprechend, jedoch mit der MaRgabe,
dass das Verlustrisiko bei verbrieften Finanz-
instrumenten auf den Wert des Wertpapiers
beschrankt ist.

711 OTC-Derivategeschifte

Die Verwaltungsgesellschaft darf sowohl Deri-
vategeschafte, die an einer Borse zum Handel
zugelassen oder in einen anderen geregelten
Markt einbezogen sind, als auch sogenannte over-
the-counter (OTC)-Geschéfte tatigen. Es wird ein
Verfahren eingesetzt, das eine prazise und unab-
hangige Bewertung des Wertes der OTC-Derivate
erlaubt.

712 Wertpapierdarlehens- und
Pensionsgeschéfte (Wertpapier-
finanzierungsgeschafte)

Dem Fonds ist es gestattet, Wertpapiere aus

seinem Vermogen an eine Gegenpartei gegen

ein marktgerechtes Entgelt fir eine bestimmte

Frist zu Uberlassen. Der Fonds stellt sicher, dass

alle im Rahmen eines Wertpapierdarlehens

Ubertragenen Wertpapiere jederzeit zurtickiber-

tragen und alle eingegangenen Wertpapierdar-

lehensvereinbarungen jederzeit beendet werden
konnen.

Die Verwaltungsgesellschaft hat die DWS Invest-
ment GmbH zur Anbahnung, Vorbereitung und
Ausfliihrung von Wertpapierdarlehens- sowie
(umgekehrten) Pensionsgeschaften flir den
Fonds beauftragt (Securities Lending Agent).

7121 Wertpapierdarlehensgeschafte
Soweit die Anlagerichtlinien des Fonds im Be-
sonderen Teil des Verkaufsprospekts keine weite-
ren Einschrankungen enthalten, darf der Fonds
Wertpapierdarlehensgeschafte abschlieBen. Die
jeweiligen Beschrankungen sind dem CSSF-
Rundschreiben 08/356 zu entnehmen. Grundsatz-
lich durfen Wertpapierdarlehensgeschafte nurim
Hinblick auf die nach dem Gesetz von 2010 und
den Anlagerichtlinien des Fonds zulassigen
Vermogensgegenstande durchgefuhrt werden.

Diese Geschafte konnen zu einem oder mehreren
der folgenden Zwecke eingegangen werden:

(i) Risikominderung, (i) Kostensenkung und

(iii) Erzielung eines Kapital- oder Ertragszuwach-
ses bei einem Risikograd, der dem Risikoprofil des
Fonds sowie den fir ihn geltenden Vorschriften
zur Risikostreuung entspricht.

Je nach Marktbedingungen und Marktnachfrage
wird erwartet, dass bis zu 70% der Wertpapiere
des Fonds im Rahmen von Wertpapierdarlehens-
geschaften an Kontrahenten Ubertragen werden
konnen. Die Verwaltungsgesellschaft behalt sich
jedoch das Recht vor, abhangig von einer erhoh-
ten Marktnachfrage hochstens bis zu 100% der
Wertpapiere des Fonds an Kontrahenten darle-
hensweise zu Uberlassen.

Wertpapierdarlehensgeschafte konnen in Bezug
auf die Vermogenswerte des Fonds durchgefuhrt
werden, vorausgesetzt (i) dass das Transaktions-
volumen stets bei einem angemessenen Wert
gehalten wird oder die Ruckgabe der verliehenen
Wertpapiere derart verlangt werden kann, dass
der Fonds jederzeit seine Riicknahmeverpflichtun-
gen erflllen kann, und (i) dass diese Geschéfte
nicht die Verwaltung des Fondsvermagens in
Ubereinstimmung mit der Anlagepolitik des
Fonds gefahrden. Die Risiken dieser Geschafte
werden im Rahmen des Risikomanagementpro-
zesses der Verwaltungsgesellschaft gesteuert.

Der Fonds darf Wertpapierdarlehensgeschafte
nur unter Einhaltung der folgenden Vorschriften
abschlieRen:

a) Der Fonds darf Wertpapiere nur Uber ein von
einer anerkannten Clearingstelle betriebenes
standardisiertes System oder ein von einem
erstklassigen Finanzinstitut betriebenes
Wertpapierleihprogramm verleihen, sofern
dieses Finanzinstitut auf derartige Geschafte
spezialisiert ist und Aufsichtsbestimmungen
unterliegt, die nach Auffassung der CSSF mit
den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts
vergleichbar sind.

b) Der Entleiher muss Aufsichtsbestimmungen
unterliegen, die nach Auffassung der CSSF
mit den Bestimmungen des Gemeinschafts-
rechts vergleichbar sind.

¢) Das Kontrahentenrisiko aus einem (oder
mehreren) Wertpapierdarlehensgeschaft(en)
gegenuber einem einzelnen Kontrahenten
(das zur Klarstellung durch die Verwendung
von Sicherheiten gemindert werden kann),
wenn es sich um ein unter Artikel 41 Absatz 1
Buchstabe f) des Gesetzes von 2010 fallendes
Finanzinstitut handelt, darf 10% der Vermo-
genswerte des Fonds oder in allen anderen
Fallen 5% seiner Vermogenswerte nicht
Ubersteigen.

Die Verwaltungsgesellschaft legt fir den Fonds
die tatsachlichen Auslastungsquoten, den Ge-
samtwert der verliehenen Wertpapiere sowie
zusatzliche Informationen in den Jahres- und
Halbjahresberichten des Fonds offen.

Wertpapierdarlehensgeschafte konnen auch
synthetisch durchgeflhrt werden (synthetisches
Wertpapierdarlehensgeschaft). Ein synthetisches
Wertpapierdarlehensgeschaft liegt dann vor, wenn
ein Wertpapier im Fonds zum aktuellen Marktpreis
an einen Kontrahenten verkauft wird. Der Verkauf
erfolgt dabei unter der Bedingung, dass der Fonds
gleichzeitig von dem Kontrahenten eine verbriefte
Option ohne Hebel erhalt, die den Fonds dazu
berechtigt, zu einem spateren Zeitpunkt die Liefe-
rung von Wertpapieren gleicher Art, Glte

und Menge wie die verkauften Wertpapiere zu
verlangen. Der Preis fir die Option (Optionspreis)
entspricht dem aktuellen Marktpreis aus dem
Verkauf der Wertpapiere abzuglich a) der Wertpa-
pierdarlehensgebiihr, b) der Ertrage (zum Beispiel
Dividenden, Zinszahlungen, Corporate Actions) aus
den Wertpapieren, die bei Ausiibung der Option



zurickverlangt werden konnen, und c) des mit der
Option verbundenen Austibungspreises. Die
Austibung der Option wird wahrend der Laufzeit
zum Ausubungspreis erfolgen. Wird wahrend der
Laufzeit der Option aus Griinden der Umsetzung
der Anlagestrategie das dem synthetischen Wert-
papierdarlehensgeschaft zugrunde liegende
Wertpapier verauRert, kann dies auch durch
VerauBerung der Option zu dem dann vorherr-
schenden Marktpreis abzuglich des Ausibungs-
preises erfolgen.

712.2 (Umgekehrte)
Pensionsgeschifte
Soweit die Anlagerichtlinien des Fonds im Be-
sonderen Teil des Verkaufsprospekts keine weite-
ren Einschrankungen enthalten, darf der Fonds
(umgekehrte) Pensionsgeschafte abschlieBen. Die
mafgeblichen Beschrankungen sind dem CSSF-
Rundschreiben 08/356 zu entnehmen. Grundsatz-
lich diirfen (umgekehrte) Pensionsgeschafte nur
in Bezug auf zulassige Vermogenswerte gemaf
dem Gesetz von 2010 und den Anlagegrundsat-
zen des Fonds durchgeflihrt werden.

Soweit im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts
nicht etwas anderes bestimmt ist, kann der Fonds
(i) Pensionsgeschafte tatigen, die aus dem Kauf
und Verkauf von Wertpapieren bestehen und das
Recht oder die Verpflichtung des Verkaufers
beinhalten, die verkauften Wertpapiere vom
Kaufer zu einem Preis und zu Bedingungen
zurtickzukaufen, die von den beiden Parteien
vertraglich vereinbart wurden, und sie kann

(ii) umgekehrte Pensionsgeschéfte eingehen,

die aus Termingeschaften bestehen, bei deren
Falligkeit der Verkaufer (Kontrahent) zum Rick-
kauf der verkauften Wertpapiere und der Fonds
zur Riickgabe der im Rahmen der Transaktion
erhaltenen Wertpapiere verpflichtet ist (zusam-
men die Pensionsgeschafte).

Diese Geschafte konnen zu einem oder mehreren
der folgenden Zwecke eingegangen werden:

(i) Erzielung von Zusatzertragen und (ii) kurzfristige
besicherte Geldanlagen. Je nach Marktbedingun-
gen und Marktnachfrage wird davon ausgegangen,
dass bis zu 50% der im Fonds gehaltenen Wertpa-
piere gegen Entgelt auf einen Pensionsnehmer
Ubertragen (im Falle von Pensionsgeschaften) als
auch Wertpapiere im Rahmen der jeweils gelten-
den Anlagegrenzen gegen Barmittel in Pension
genommen (im Falle von umgekehrten Pensions-
geschéften) werden. Die Verwaltungsgesellschaft
behalt sich jedoch das Recht vor, abhangig von
einer erhohten Nachfrage am Markt, hochstens
bis zu 100% der im Fonds gehaltenen Wertpapiere
gegen Entgelt auf einen Pensionsnehmer zu
Ubertragen (im Falle von Pensionsgeschaften)
beziehungsweise Wertpapiere im Rahmen der
jeweils geltenden Anlagegrenzen gegen Barmittel
in Pension zu nehmen (im Falle von umgekehrten
Pensionsgeschaften).

Der Fonds kann bei einzelnen Pensionsgeschaften
oder einer Serie fortlaufender Pensionsgeschafte
entweder als Kaufer oder als Verkaufer auftreten.

Die Beteiligung an diesen Transaktionen unter-
liegt jedoch den folgenden Bestimmungen:

a) Der Fonds darf Wertpapiere im Rahmen eines
Pensionsgeschafts nur dann kaufen oder
verkaufen, wenn der Kontrahent dieser Trans-
aktion Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die
nach Auffassung der CSSF mit den Bestim-
mungen des Gemeinschaftsrechts vergleich-
bar sind.

b) Das Kontrahentenrisiko aus einem (oder
mehreren) Pensionsgeschaft(en) gegeniber
einem einzelnen Kontrahenten (das zur Klar-
stellung durch die Verwendung von Sicherhei-
ten gemindert werden kann) darf, wenn es
sich um ein unter Artikel 41 Absatz 1 Buchsta-
be f) des Gesetzes von 2010 fallendes Finanz-
institut handelt, 10% der Vermogenswerte des
Fonds beziehungsweise in allen anderen
Fallen 5% seiner Vermogenswerte nicht
Uberschreiten.

c) Wahrend der Laufzeit eines Pensionsge-
schafts, bei dem der Fonds als Kaufer auftritt,
darf er die den Vertragsgegenstand bildenden
Wertpapiere erst verkaufen, nachdem der
Kontrahent sein Recht auf Rickkauf dieser
Wertpapiere ausgelbt hat oder die Frist fur
den Ruckkauf abgelaufen ist, es sei denn, der
Fonds verfugt Uber andere Deckungsmittel.

d) Die vom Fonds im Rahmen eines Pensionsge-
schafts erworbenen Wertpapiere miissen mit
der Anlagepolitik und den Anlagebeschran-
kungen des Fonds Ubereinstimmen und
beschrankt sein auf:

— kurzfristige Bankzertifikate oder Geld-
marktinstrumente gemaf Definition in
Richtlinie 2007/16/EG;

— von einem OECD-Mitgliedstaat oder
dessen Gebietskorperschaften oder von
supranationalen Institutionen und Behor-
den auf EU-, regionaler oder internatio-
naler Ebene begebene oder garantierte
Anleihen;

— Anteile eines in Geldmarktinstrumente
anlegenden OGA, der taglich einen Netto-
inventarwert berechnet und der Uber ein
Rating von AAA oder ein vergleichbares
Rating verflgt;

— Anleihen von nichtstaatlichen Emittenten,
die adaquate Liquiditat bereitstellen; und

— Aktien, die an einem geregelten Markt
eines Mitgliedstaats der Europaischen
Union oder an einer Borse eines OECD-
Mitgliedstaats notiert sind oder gehandelt
werden, sofern diese Aktien in einem
wichtigen Index enthalten sind.

Die Verwaltungsgesellschaft legt fur den Fonds
die tatsachlichen Auslastungsquoten, den Ge-
samtwert der offenen Pensionsgeschafte sowie
zusatzliche Informationen in den Jahres- und
Halbjahresberichten des Fonds offen.
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Der Abschluss von OTC-Derivategeschaften
einschlieBlich Total Return Swaps, Wertpapier-
Darlehensgeschaften und Pensionsgeschaften ist

nur mit Kreditinstituten oder Finanzdienstleis-
tungsinstituten auf Grundlage von standardisier-
ten Rahmenvertragen zulassig. Die Kontrahenten,
unabhangig von ihrer Rechtsform, mussen der
laufenden Aufsicht einer offentlichen Stelle
unterliegen, finanziell solide sein und Uber eine
Organisationsstruktur und Ressourcen verfugen,
die sie fUr die von ihnen zu erbringenden Leistun-
gen benotigen. Generell haben alle Kontrahenten
ihren Hauptsitz in Mitgliedslandern der OECD, der
G20 oder Singapur. Zudem ist erforderlich, dass
entweder der Kontrahent selbst oder aber dessen
Muttergesellschaft Uber ein Investment Grade
Rating einer der fuhrenden Ratingagenturen
verfugt.

714 Sicherheitenverwaltung fiir
Geschafte mit OTC-Derivaten
und Techniken fiir eine effiziente
Portfolioverwaltung

Der Fonds kann bei Geschaften mit OTC-Deriva-

ten und bei umgekehrten Pensionsgeschaften zur

Reduzierung des Gegenparteirisikos Sicherheiten

erhalten. Im Rahmen ihrer Wertpapierdarlehens-

geschafte muss der Fonds Sicherheiten erhalten,
deren Wert fur die Dauer der Vereinbarung min-
destens 90% des Gesamtwertes der verliehenen

Wertpapiere entspricht (unter Beriicksichtigung

von Zinsen, Dividenden, sonstigen moglichen

Rechten und eventuell vereinbarten Abschlagen

beziehungsweise Mindesttransferbetragen).

Zur Sicherung der Verpflichtungen kann der Fonds
samtliche Sicherheiten akzeptieren, die insbeson-
dere den Regelungen der CSSF-Rundschreiben
08/356, 11/512 und 14/592 entsprechen.

a) Im Falle des Wertpapierdarlehens miissen
diese Sicherheiten vor oder zum Zeitpunkt der
Ubertragung der verliehenen Wertpapiere erhal-
ten worden sein. Werden die Wertpapiere Uber
vermittelnde Stellen verliehen, kann die Ubertra-
gung der Wertpapiere vor Erhalt der Sicherheiten
erfolgen, sofern die jeweilige vermittelnde Stelle
den ordnungsgemafen Abschluss des Geschafts
gewabhrleistet. Besagte vermittelnde Stelle kann
anstelle des Entleihers Sicherheiten stellen.

b) Grundsatzlich sind Sicherheiten fir Wert-
papierdarlehensgeschafte, umgekehrte Pensions-
geschafte und Geschafte mit OTC-Derivaten
(auBer Wahrungstermingeschaften) in einer der
folgenden Formen zu stellen:

— liquide Vermogenswerte wie Barmittel, kurz-
fristige Bankeinlagen, Geldmarktinstrumente
gemal Definition in Richtlinie 2007/16/EG,
Akkreditive und Garantien auf erstes Anfor-
dern, die von erstklassigen, nicht mit dem
Kontrahenten verbundenen Kreditinstituten
ausgegeben werden, beziehungsweise von
einem OECD-Mitgliedstaat oder dessen Ge-
bietskorperschaften oder von supranationalen
Institutionen und Behorden auf kommunaler,
regionaler oder internationaler Ebene begebe-
ne Anleihen (unabhangig von ihrer Restlauf-
zeit);
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— Anteile eines in Geldmarktinstrumente anle-
genden OGA, der taglich einen Nettoinventar-
wert berechnet und der tber ein Rating von
AAA oder ein vergleichbares Rating verfugt;

— Anteile eines OGAW, der vorwiegend in die
unter den nachsten beiden Gedankenstrichen
aufgefuihrten Anleihen/Aktien anlegt;

— Anleihen (unabhangig von ihrer Restlaufzeit),
die von erstklassigen Emittenten mit ange-
messener Liquiditat begeben oder garantiert
werden; oder

— Aktien, die an einem geregelten Markt eines
Mitgliedstaats der Europaischen Union oder
an einer Borse eines OECD-Mitgliedstaats
zugelassen sind oder gehandelt werden,
sofern diese Aktien in einem wichtigen Index
enthalten sind.

c) Sicherheiten, die nicht in Form von Barmitteln
oder OGA-/OGAW-Anteilen gestellt werden,
mussen von einer juristischen Person begeben
worden sein, die nicht mit dem Kontrahenten
verbunden ist.

Alle entgegengenommenen Sicherheiten, die
keine Barmittel sind, sollten hochliquide sein und
zu einem transparenten Preis auf einem geregel-
ten Markt oder innerhalb eines multilateralen
Handelssystems gehandelt werden, damit sie
kurzfristig zu einem Preis verauRert werden
konnen, der nahe an der vor dem Verkauf fest-
gestellten Bewertung liegt. Die entgegengenom-
menen Sicherheiten sollten auBerdem die Bestim-
mungen von Artikel 56 der OGAW-Richtlinie
erfullen.

d) Wird die Sicherheit in Form von Barmitteln zur
Verfugung gestellt und besteht dadurch fur den
Fonds gegenuber dem Verwalter dieser Sicherheit
ein Kreditrisiko, unterliegt dieses der in Artikel 43
Absatz 1 des Gesetzes von 2010 angegebenen
20%-Beschrankung. AuBerdem darf die Verwah-
rung einer solchen Barsicherheit nicht durch den
Kontrahenten erfolgen, es sei denn, sie ist recht-
lich vor den Folgen eines Zahlungsausfalls des
Kontrahenten geschutzt.

e) Die Verwahrung von unbaren Sicherheiten
darf nicht durch den Kontrahenten erfolgen, es
sei denn, sie werden in geeigneter Weise vom
eigenen Vermogen des Kontrahenten getrennt.

f) Sicherheiten, die gestellt werden, missen im
Hinblick auf den Emittenten, Lander und Markte
angemessen diversifiziert sein. Erfillt eine Sicher-
heit eine Reihe von Kriterien wie etwa die Stan-
dards fur Liquiditat, Bewertung, Bonitat des
Emittenten, Korrelation und Diversifizierung, kann
sie gegen das Brutto-Engagement des Kontrahen-
ten aufgerechnet werden. Wird eine Sicherheit
aufgerechnet, kann sich in Abhangigkeit der
Preisvolatilitat des Wertpapiers ihr Wert um einen
Prozentsatz (ein Abschlag oder Haircut) verrin-
gern, der unter anderem kurzfristige Schwankun-
gen im Wert des Engagements und der Sicherheit
auffangen soll. Auf Barsicherheiten werden in der
Regel keine Abschlage verrechnet.
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Das Kriterium der angemessenen Diversifizierung
im Hinblick auf die Emittentenkonzentration wird
als erflllt betrachtet, wenn der Fonds von einer
Gegenpartei bei Geschaften mit OTC-Derivaten,
Wertpapierdarlehens- sowie (umgekehrten)
Pensionsgeschaften einen Sicherheitenkorb
erhélt, bei dem der maximale Gesamtwert der
offenen Positionen gegenliber einem bestimmten
Emittenten 20% des Nettoinventarwertes nicht
Uberschreitet. Wenn der Fonds unterschiedliche
Gegenparteien hat, sollten die verschiedenen
Sicherheitenkorbe aggregiert werden, um die
20%-Grenze flr den Gesamtwert der offenen
Positionen gegenuber einem einzelnen Emitten-
ten zu berechnen.

Abweichend vom vorstehenden Unterabsatz
konnen die von dem Fonds entgegengenomme-
nen Sicherheiten zu bis zu 100% aus Wertpapie-
ren und Geldmarktinstrumenten aus verschiede-
nen Emissionen bestehen, die von einem
Mitgliedstaat der Europaischen Union, dessen
Gebietskorperschaften, einem Drittstaat oder
einer internationalen 6ffentlich-rechtlichen Ein-
richtung, der ein oder mehrere Mitgliedstaaten
der Europaischen Union angehoren, begeben
oder garantiert werden, sofern der Fonds Wertpa-
piere halt, die im Rahmen von mindestens sechs
verschiedenen Emissionen begeben wurden,
wobei Wertpapiere aus ein und derselben Emissi-
on 30% des Netto-Fondsvermogens nicht tber-
schreiten durfen.

g) Die Verwaltungsgesellschaft verfolgt fir
Vermogensgegenstande, die sie als Sicherheiten
annimmt, eine Strategie flr die Bewertung der
Abschlage (Haircut-Strategie).

Die Bewertung der Sicherheiten erfolgt taglich
anhand verfugbarer Marktpreise und unter An-
wendung angemessener Abschlage (Haircuts),
die auf Basis der Haircut-Strategie bestimmt
werden. Die Haircut-Strategie berucksichtigt
verschiedene Faktoren je nach Art der empfange-
nen Sicherheit, wie die Bonitat des Emittenten,
die Restlaufzeit, Wahrung und Preisvolatilitat der
Vermogenswerte und gegebenenfalls die Ergeb-
nisse von Liquiditats-Stresstests, die ein Fonds
unter normalen und extremen Liquiditatsszenari-
os durchfluhrt. Barsicherheiten unterliegen im
Allgemeinen keinem Abschlag.

Durch Anwendung der Haircut-Strategie verlangt
die Verwaltungsgesellschaft von ihren Kontrahen-
ten eine Sicherheit. Sofern im Besonderen Teil
nichts anderes angegeben wird, gelten fir den
Fonds die folgenden Besicherungsgrade:

Besicherungsgrad fiir mindestens
Barmittel 100%
Festverzinsliche Wertpapiere

(je nach Rating und Art des Instruments) 102%

Aktien (je nach Liquiditat) 104%
ETFs 102%
Wandelanleihen 104%

Die vorstehenden Besicherungsgrade gelten fur
Sicherheiten, die im Rahmen von Wertpapierleih-
geschaften und (umgekehrten) Pensionsgeschaf-

ten sowie OTC-Derivategeschaften entgegenge-
nommen werden.

Der jeweils verwendete Besicherungsgrad wird in
regelmaRigen Abstanden, mindestens jahrlich,
auf seine Angemessenheit hin Gberprift und, falls
notwendig, entsprechend angepasst.

h) Der Fonds (oder seine Vertreter) nimmt
taglich eine Bewertung der erhaltenen Sicherhei-
ten vor. Erscheint der Wert der bereits gewahrten
Sicherheiten angesichts des zu deckenden Be-
trags nicht ausreichend, hat der Kontrahent sehr
kurzfristig zusatzliche Sicherheiten zur Verfligung
zu stellen. Sicherheiten, die zum Handel an einer
Borse zugelassen sind oder an einem anderen
geregelten Markt zugelassen oder in diesen
einbezogen sind, werden zum Schlusskurs des
Vortages beziehungsweise Schlusskurs des
gleichen Tages, sofern bei der Bewertung bereits
verfligbar, bewertet. Die Bewertung wird entspre-
chend durchgeflhrt, um einen moglichst markt-
nahen Wert der Sicherheiten zu erhalten.

i) Die Sicherheiten werden von der Verwahrstel-
le oder einem Unterverwahrer der Verwahrstelle
verwahrt. Barsicherheiten in Form von Bankgut-
haben durfen auf Sperrkonten bei der Verwahr-
stelle des Fonds oder mit ihrer Zustimmung bei
einem anderen Kreditinstitut gehalten werden,
sofern dieses andere Kreditinstitut einer Uberwa-
chung durch eine Aufsichtsbehorde unterliegt
und nicht mit dem Sicherheitengeber verbunden
ist.

Der Fonds stellt sicher, dass er seine Rechte in
Bezug auf die Sicherheiten geltend machen kann,
wenn ein Ereignis eintritt, das die Ausubung der
Rechte erforderlich macht; das heift, die Sicher-
heit muss jederzeit entweder direkt oder liber die
vermittelnde Stelle eines erstklassigen Finanzins-
tituts oder eine hundertprozentige Tochtergesell-
schaft dieses Instituts in einer Form zur Verfugung
stehen, die es dem Fonds ermoglicht, sich die

als Sicherheit bereitgestellten Vermogenswerte
anzueignen oder diese zu verwerten, falls der
Kontrahent seiner Verpflichtung zur Riickgabe der
geliehenen Wertpapiere nicht nachkommt.

j) Die Wiederanlage von Barsicherheiten darf
nur in Staatsanleihen von hoher Qualitat oder in
Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur
erfolgen. Zudem konnen Barsicherheiten im Wege
eines umgekehrten Pensionsgeschafts mit einem
Kreditinstitut angelegt werden, wenn die Rickfor-
derung des aufgelaufenen Guthabens jederzeit
gewabhrleistet ist. Wertpapiersicherheiten hinge-
gen durfen weder verauBert noch anderweitig als
Sicherheit bereitgestellt oder verpfandet werden.

k) Sofern der Fonds Sicherheiten fiir mindestens
30% seiner Vermogenswerte entgegennimmt,
wird das damit verbundene Risiko im Rahmen
von regelmaBigen Stresstests geprift, die unter
normalen und auBergewohnlichen Liquiditats-
bedingungen durchgefuhrt werden sollten, um
die Konsequenzen von Anderungen des Markt-
wertes und das mit den Sicherheiten verbundene



Liquiditatsrisiko zu bewerten. Die Strategie fur
Liquiditatsstresstests sollte Vorgaben zu folgen-
den Aspekten beinhalten:

aa) Konzept fir die Stresstest-Szenarioanalyse,
einschlieBlich Kalibrierungs-, Zertifizierungs-
und Sensitivitatsanalyse;

bb) empirischer Ansatz fiir die Folgenabschat-
zung, einschlieBlich Backtesting von
Liquiditatsrisikoschatzungen;

cc) Berichtshaufigkeit und Meldegrenzen/
Verlusttoleranzschwelle(n); und

dd)MaRnahmen zur Einddmmung von Verlusten,
einschlieBlich Haircut-Strategie und
Gap-Risiko-Schutz.

715 Einsatz von Finanzindizes

Sofern im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts
entsprechend geregelt, kann das Ziel der Anlage-
politik sein, einen bestimmten Index beziehungs-
weise einen Index unter Einsatz eines Hebels
nachzubilden. Voraussetzung hierfir ist gemaf
Artikel 9 der GroBherzoglichen Verordnung vom
8. Februar 2008 sowie Artikel 44 des Gesetzes
von 2010, dass

— die Zusammensetzung des Index hinreichend
diversifiziert ist;

— der Index eine adaquate Bezugsgrundlage fur
den Markt darstellt, auf den er sich bezieht;

— derIndexin angemessener Weise veroffent-
licht wird.

Wird ein Index nachgebildet, so hangt die Haufig-
keit der Anpassung der Indexzusammensetzung
vom jeweils nachzubildenden Index ab. In der
Regel erfolgt die Anpassung halbjahrlich, viertel-
jahrlich oder monatlich. Durch die Nachbildung
und Anpassung der Indexzusammensetzung
konnen Kosten entstehen, welche den Wert des
Fondsvermogens mindern konnen.

8. Risikomanagement

Im Rahmen des Fonds wird ein Risikomanage-
ment-Verfahren eingesetzt, welches es der Ver-
waltungsgesellschaft ermoglicht, das mit den
Anlagepositionen verbundene Risiko sowie deren
jeweiligen Anteil am Gesamtrisikoprofil des
Anlageportfolios jederzeit zu Uberwachen und

zu messen.

Die Verwaltungsgesellschaft Uberwacht den
Fonds in Ubereinstimmung mit den Anforderun-
gen der CSSF-Verordnung 10-04 und den von Zeit
zu Zeit erlassenen luxemburgischen oder europa-
ischen Richtlinien, insbesondere dem CSSF-
Rundschreiben 11/512 und den CESR/10-788
Leitlinien sowie dem CSSF-Rundschreiben
14/592. Dabei stellt die Verwaltungsgesellschaft
flr den Fonds sicher, dass das mit derivativen
Finanzinstrumenten verbundene Gesamtrisiko
gemal Artikel 42 Absatz 3 des Gesetzes von 2010
100% des Netto-Fondsvermaogens nicht tber-
schreitet und dass somit das Marktrisiko des
Fonds insgesamt 200% des Marktrisikos des
derivatefreien Referenzportfolios nicht Ubersteigt
(im Falle des relativen VaR-Ansatzes) beziehungs-

weise um nicht mehr als 20% (im Falle des abso-
luten VaR-Ansatzes).

Der fir den Fonds angewandte Risikomanage-
ment-Ansatz ist im Besonderen Teil des Verkaufs-
prospekts fur den Fonds angegeben.

Im Allgemeinen strebt die Verwaltungsgesell-
schaft an, dass die in dem Fonds mittels Deriva-
ten getatigten Anlagen nicht den doppelten Wert
des Fondsvermogens Uberschreiten (nachfolgend
Hebelwirkung genannt), es sei denn, im Besonde-
ren Teil des Verkaufsprospekts ist etwas anderes
geregelt. Diese Hebelwirkung wird anhand der
Summe des fiktiven Ansatzes berechnet (absolu-
ter (fiktiver) Betrag jedes Derivats geteilt durch
den derzeitigen Nettowert des Portfolios). Bei der
Berechnung der Hebelwirkung werden Derivate
des Portfolios berlicksichtigt. Sicherheiten wer-
den derzeit nicht reinvestiert und daher auch
nicht berucksichtigt.

Diese Hebelwirkung fluktuiert allerdings je nach
Marktbedingungen und/oder Positionsverande-
rungen (auch zur Absicherung des Fonds gegen
ungunstige Marktbewegungen). Daher kénnte
das angestrebte Verhaltnis trotz standiger Uber-
wachung durch die Verwaltungsgesellschaft auch
einmal Gberschritten werden. Die angegebene
erwartete Hebelwirkung ist nicht als zusatzliche
Risikogrenze fur den Fonds anzusehen.

Zusatzlich dazu besteht die Moglichkeit fur den
Fonds, 10% seines Nettovermogens zu entleihen,
sofern es sich um temporare Kreditaufnahmen
handelt. Ein entsprechend erhohtes Gesamten-
gagement kann die Chancen wie auch die Risiken
einer Anlage signifikant erhéhen (vergleiche
insbesondere die Risikohinweise im Abschnitt
.Risiken im Zusammenhang mit Derivate-
geschaften”).

9. Potenzielle Interessenkonflikte

Im Rahmen und im Einklang mit den anwendbaren
Verfahren und MaRnahmen zum Konfliktmanage-
ment konnen die Verwaltungsgesellschaft, Vor-
standsmitglieder sowie Aufsichtsratsmitglieder der
Verwaltungsgesellschaft, die Geschaftsleitung, der
Fondsmanager, die benannten Vertriebsstellen und
die mit der Durchfiihrung des Vertriebs beauftrag-
ten Personen, die Verwahrstelle, gegebenenfalls
der Anlageberater, die mit der OGA-Verwaltungs-
funktion beauftragte(n) Stelle(n), die Anleger, den
Securities Lending Agent sowie samtliche Tochter-
gesellschaften, verbundene Unternehmen, Vertre-
ter oder Beauftragte der zuvor genannten Stellen
und Personen (,Verbundene Personen”):

1. untereinander oder fur den Fonds Finanz- und
Bankgeschafte oder sonstige Transaktionen
wie Derivate (einschlieRlich Total Return
Swaps), Wertpapierdarlehens- und Wertpapier-
pensionsgeschafte tatigen oder entsprechende
Vertrage eingehen, unter anderem solche, die
auf Wertpapieranlagen des Fonds oder Anla-
gen einer Verbundenen Person in eine Gesell-
schaft oder einen Organismus gerichtet sind,

deren beziehungsweise dessen Anlagen
Bestandteil des Fondsvermaogens sind, oder an
solchen Vertragen oder Geschéaften beteiligt
sein;

2. auf eigene Rechnung oder auf Rechnung
Dritter Anlagen in Anteile, Wertpapiere oder
Vermogenswerte der gleichen Art wie die
Bestandteile des Fondsvermogens tatigen und
mit diesen handeln;

3. im eigenen oder fremden Namen durch oder
gemeinsam mit der Verwaltungsgesellschaft
oder der Verwahrstelle oder einer Tochter-
gesellschaft, einem verbundenen Unterneh-
men, Vertreter oder Beauftragten derselben
am Kauf oder Verkauf von Wertpapieren oder
sonstigen Anlagen am oder vom Fondsver-
mogen teilnehmen.

Vermogenswerte des Fondsvermogens in Form
von liquiden Mitteln oder Wertpapieren kdnnen
bei einer Verbundenen Person hinterlegt werden
im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen
betreffend die Verwahrstelle. Liquide Mittel des
Fondsvermaogens konnen in von einer Verbunde-
nen Person ausgegebene Einlagenzertifikate oder
angebotene Bankeinlagen angelegt werden. Auch
Bank- oder vergleichbare Geschafte konnen mit
oder durch eine Verbundene Person getatigt
werden. Gesellschaften der Deutsche Bank
Gruppe und/oder Angestellte, Vertreter, verbun-
dene Unternehmen oder Tochtergesellschaften
von Gesellschaften der Deutsche Bank Gruppe
(,DB-Konzernangehorige”) kénnen Kontrahenten
bei Derivatetransaktionen oder -kontrakten der
Verwaltungsgesellschaft sein (,Kontrahent”).
Weiterhin kann in einigen Fallen ein Kontrahent
zur Bewertung solcher Derivatetransaktionen
oder -kontrakte erforderlich sein. Diese Bewertun-
gen konnen als Grundlage fir die Berechnung des
Wertes bestimmter Vermogenswerte des Fonds-
vermogens dienen. Die Verwaltungsgesellschaft
ist sich bewusst, dass DB-Konzernangehorige
maoglicherweise in einen Interessenkonflikt gera-
ten, wenn sie als Kontrahent auftreten und/oder
solche Bewertungen erstellen. Die Bewertung
wird angepasst und nachvollziehbar durchge-
fuhrt. Die Verwaltungsgesellschaft ist indes der
Ansicht, dass diese Konflikte angemessen ge-
handhabt werden konnen, und geht davon aus,
dass der Kontrahent die Eignung und Kompetenz
zur Erstellung solcher Bewertungen besitzt.

Nach MaRgabe der jeweils getroffenen Verein-
barungen konnen DB-Konzernangehorige auch
als Vorstandsmitglied oder Aufsichtsratsmitglied,
Vertriebsstelle, Untervertriebsstelle, Verwahr-
stelle, Unterverwahrstelle, Fondsmanager oder
Anlageberater auftreten und der Verwaltungs-
gesellschaft Finanz- und Bankgeschafte anbieten.
Die Verwaltungsgesellschaft ist sich bewusst,
dass aufgrund der Funktionen, die DB-Konzern-
angehorige im Zusammenhang mit der Verwal-
tungsgesellschaft erfillen, Interessenkonflikte
entstehen konnen. Fur solche Falle hat sich jeder
DB-Konzernangehariger verpflichtet, sich in
angemessenem Rahmen um die gerechte Losung
derartiger Interessenkonflikte (im Hinblick auf ihre
jeweiligen Pflichten und Aufgaben) sowie darum

/19



zu bemiihen, dass die Interessen der Verwal-
tungsgesellschaft und der Anleger nicht beein-
trachtigt werden. Die Verwaltungsgesellschaft ist
der Ansicht, dass die DB-Konzernangehorigen
Uber die notige Eignung und Kompetenz zur
Erflllung dieser Aufgaben verfligen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist der Meinung,
dass die Interessen der Verwaltungsgesellschaft
und der oben genannten Stellen kollidieren
konnen. Die Verwaltungsgesellschaft hat ange-
messene MaBnahmen getroffen, um Interessen-
konflikte zu vermeiden. Bei unvermeidbaren
Interessenkonflikten wird die Verwaltungsgesell-
schaft sich darum bemuhen, dass Interessen-
konflikte auf faire Weise gehandhabt werden und
diese zugunsten des Fonds gelost werden. Es ist
ein Grundsatz der Verwaltungsgesellschaft, alle
angemessenen Schritte zur Errichtung organisato-
rischer Strukturen und zur Anwendung effektiver
administrativer MaBnahmen zu unternehmen,
mit denen die betreffenden Konflikte identifiziert,
gehandhabt und Uberwacht werden kénnen.
Zusatzlich ist die Geschaftsflihrung der Verwal-
tungsgesellschaft daflir verantwortlich, sicherzu-
stellen, dass die Systeme, Kontrollen und Verfah-
ren der Gesellschaft fur die Identifizierung,
Uberwachung und Lésung von Interessenkonflik-
ten angemessen sind.

Fir den Fonds konnen in Bezug auf das Fonds-
vermogen Geschafte mit oder zwischen Verbun-
denen Personen getatigt werden, sofern solche
Geschafte im besten Interesse der Anleger erfol-
gen.

Weitere Informationen in Bezug auf den Umgang
mit Interessenkonflikten sind auf der Internetseite
www.dws.com/fundinformation in der Rubrik
Rechtliche Hinweise verfugbar.

Interessenkonflikte auf Ebene

der Vertriebspartner

Durch die Zahlung von Provisionen, Ausgabeauf-
schlagen und Zuwendungen an Vertriebspartner
konnen sich Interessenkonflikte zulasten des
Anlegers ergeben, etwa dadurch, dass fur den
Vertriebspartner ein Anreiz geschaffen werden
konnte, Anteile an dem Fonds mit einer hoheren
Provision bevorzugt an seine Kunden zu vertrei-
ben. Solche Provisionen sind in Gebuhren ent-
halten oder konnen gegebenenfalls in Form von
Ausgabeaufschlagen von den Anlegern des Fonds
zu tragen sein.

Maglicherweise verfolgen Vertriebspartner und
Anlageberater eigene Interessen an dem Verkauf
beziehungsweise der Vermittlung von Anteilen
an dem Fonds und ihrer hiermit verbundenen
Beratungs- beziehungsweise Vermittiungstatig-
keit. Ein solcher Interessenkonflikt kann zur
Folge haben, dass die Vertriebspartner und
Anlageberater die Anlageempfehlung nicht im
Interesse der Anleger, sondern im Eigeninteresse
abgeben.

9.1 Besondere Interessenkonflikte
im Zusammenhang mit der
Verwahrstelle oder den
Unterverwahrstellen

Die Verwabhrstelle ist Teil einer internationalen

Gruppe von Unternehmen und Betrieben, die im

Rahmen ihrer gewohnlichen Geschaftstatigkeit

sowohl fir eine groBe Anzahl von Kunden als

auch fur eigene Rechnung tatig ist, was unter

Umstanden zu tatsachlichen oder potenziellen

Interessenkonflikten flihren kann. Interessen-

konflikte entstehen, wenn die Verwahrstelle oder

ein mit ihr verbundenes Unternehmen im Rahmen
der Verwahrstellenvereinbarung oder gesonderter
vertraglicher oder anderweitiger Regelungen

Tatigkeiten auslbt. Hierzu konnen folgende

Tatigkeiten zahlen:

a) die Erbringung von Nominee-, Verwaltungs-,
Registrier- und Ubertragungsstellen-, Recher-
che-, Wertpapierdarlehens-, Anlageverwal-
tungs-, Finanzberatungs- und/oder sonstigen
Beratungsdienstleistungen flir den Fonds;

b) die Ausiibung von Bank-, Verkaufs- und
Handelsgeschaften, einschlieRlich Devisen-,
Derivate-, Kredit-, Vermittlungs-, Market-
Making- oder sonstigen Finanzgeschaften mit
dem Fonds, entweder als Auftraggeber und
im eigenen Interesse oder im Auftrag anderer
Kunden.

In Verbindung mit den oben aufgefiihrten Tatig-
keiten gilt fir die Verwahrstelle oder die mit ihr
verbundenen Unternehmen Folgendes:

a) sie sind bestrebt, durch diese Tatigkeiten
Gewinne zu erzielen, wobei sie berechtigt
sind, jegliche Gewinne oder Vergltungen
jedweder Art zu empfangen und zu behalten.
Sie sind nicht verpflichtet, dem Fonds die Art
oder die Hohe solcher Gewinne oder Vergi-
tungen, einschliellich Gebuhren, Kosten,
Provisionen, Ertragsanteile, Spreads, Kurszu-
schlage, Kursabschlage, Zinsen, Erstattungen,
Abschlage oder sonstiger Vorteile, die in
Verbindung mit derartigen Tatigkeiten
empfangen werden, mitzuteilen;
sie dirfen Wertpapiere oder andere Finanz-
produkte oder -instrumente als Auftraggeber
im eigenen Interesse, im Interesse ihrer
verbundenen Unternehmen oder fur ihre
anderen Kunden kaufen, verkaufen, ausgeben,
handeln oder verwahren;
c) sie durfen in die gleiche oder die entgegen-
gesetzte Richtung zu den abgewickelten
Transaktionen Handel betreiben, einschlie-
lich auf der Grundlage von Informationen, die
sich in ihrem Besitz befinden, aber dem Fonds
nicht verfligbar sind;
sie durfen fir andere Kunden, einschlieflich
Wettbewerber des Fonds, gleiche oder ahnli-
che Dienstleistungen erbringen;
e) sie kénnen vom Fonds Glaubigerrechte
eingeraumt bekommen, die sie austben
konnen.

b

d

Der Fonds darf ein verbundenes Unternehmen
der Verwahrstelle in Anspruch nehmen, um

Devisen-, Kassa- oder Swapgeschafte fir Rech-
nung des Fonds ausuben. In diesen Fallen tritt
das verbundene Unternehmen als Auftraggeber
und nicht als Broker, Auftragnehmer oder Treu-
hander des Fonds auf. Das verbundene Unterneh-
men wird versuchen, durch diese Geschafte
Gewinne zu erzielen, und ist berechtigt, Gewinne
einzubehalten, ohne diese gegenuber dem Fonds
offenzulegen. Das verbundene Unternehmen
schlieBt solche Geschéafte unter den mit dem
Fonds vereinbarten Bedingungen und Bestim-
mungen ab. Werden Barmittel des Fonds bei
einem verbundenen Unternehmen verwahrt, bei
dem es sich um eine Bank handelt, entsteht ein
potenzieller Konflikt im Zusammenhang mit
(etwaigen) Zinsen, die das verbundene Unterneh-
men auf dieses Konto zahlen, beziehungsweise
diesem belasten kann, sowie in Bezug auf die
Geblihren oder sonstigen Vorteile, die das ver-
bundene Unternehmen durch die Verwahrung
dieser Barmittel in der Funktion als Bank und
nicht als Treuhander erhalt.

Die Verwaltungsgesellschaft kann ebenfalls
Kunde oder Gegenpartei der Verwahrstelle oder
der mitihr verbundenen Unternehmen sein.

Aus dem Einsatz von Unterverwahrstellen durch
die Verwahrstelle konnen sich moglicherweise
Konflikte ergeben, die sich in vier allgemeine
Kategorien unterteilen lassen:

a) Konflikte infolge der Auswahl der Unterver-
wahrstellen und der Vermogensallokation bei
mehreren Unterverwahrstellen, die neben
objektiven Bewertungskriterien durch
(a) Kostenfaktoren, wie die niedrigsten erho-
benen Geblihren, GeblUhrennachlasse und
ahnliche Anreize, und (b) die breit angelegten
wechselseitigen Geschéaftsbeziehungen, in
denen die Verwahrstelle auf Grundlage des
wirtschaftlichen Nutzens der breiter gefassten
Geschaftsbeziehung agieren kann, beeinflusst
wird;

b) verbundene oder nicht verbundene Unterver-
wahrstellen sind fur andere Kunden sowie in
eigenem Interesse tatig, wodurch Konflikte
mit den Interessen der Kunden entstehen
konnen;

c) verbundene oder nicht verbundene Unterver-
wabhrstellen pflegen lediglich indirekte Bezie-
hungen zu Kunden und sehen die Verwahr-
stelle als ihre Gegenpartei an, wodurch fir die
Verwahrstelle ein Anreiz entstehen konnte,
zum Nachteil von Kunden im eigenen Interes-
se oder im Interesse anderer Kunden zu
handeln; und

d) Unterverwahrstellen haben méglicherweise
marktbasierte Glaubigerrechte am Vermogen
der Kunden, an deren Durchsetzung sie
interessiert sein konnen, wenn sie keine
Bezahlung fur Wertpapiergeschafte erhalten.

Bei der Erfullung ihrer Aufgaben handelt die
Verwabhrstelle ehrlich, redlich, professionell,
unabhangig und ausschlieflich im Interesse des
Fonds und seiner Anleger.



Die Verwahrstelle trennt die Auslibung ihrer
Verwahrstellensaufgaben in funktionaler und
hierarchischer Hinsicht von der Austibung ihrer
anderen moglicherweise in einem Konflikt dazu
stehenden Aufgaben. Das interne Kontrollsystem,
die verschiedenen Berichtslinien, die Aufgabenzu-
weisung und die Berichterstattung gegentber
dem Management ermoglichen eine ordnungsge-
maRe Feststellung, Handhabung und Uberwa-
chung maglicher Interessenkonflikte und sonsti-
ger Belange der Verwahrstelle. Des Weiteren
werden im Zusammenhang mit von der Verwahr-
stelle eingesetzten Unterverwahrstellen vertrag-
liche Beschrankungen auferlegt, um einigen der
potenziellen Konflikte Rechnung zu tragen. AuBer-
dem handelt die Verwahrstelle mit der gebotenen
Sorgfalt und fihrt Aufsicht Uber die Unterver-
wahrstellen, um ihren Kunden ein hohes Dienst-
leistungsniveau dieser Stellen zu gewahrleisten.
Die Verwahrstelle legt ferner regelmafig Berichte
Uber die Aktivitaten ihrer Kunden und die von
ihren Kunden gehaltenen Bestande vor, wobei die
zugrunde liegenden Funktionen internen und
externen Kontrollaudits unterliegen. Schlief3lich
trennt die Verwahrstelle die Austbung ihrer
Verwahrungsaufgaben intern von ihrer firmenei-
genen Tatigkeit und befolgt einen Verhaltensko-
dex, der Mitarbeiter zu einem ethischen, redlichen
und transparenten Handeln im Umgang mit
Kunden verpflichtet.

Aktuelle Informationen zu der Verwahrstelle und
eine Beschreibung ihrer Pflichten, moglicher
Interessenkonflikte, der durch die Verwahrstelle
Ubertragenen Verwahrfunktionen sowie eine Liste
der Beauftragten und Unterbeauftragten und eine
Aufstellung moglicher Interessenkonflikte, die
sich durch diese Ubertragung ergeben konnen,
werden den Anlegern auf Anfrage zur Verfligung
gestellt.

10. Geldwaschepravention und
Transparenzregister

10.1 Bekdampfung der Geldwasche
und Terrorismusfinanzierung
Die der Registerfunktion zugehorige Transferstelle
(Transferstelle) wird Auskiinfte und Unterlagen
(zum Beispiel Identitatsnachweise) verlangen, die
zur Einhaltung der im GroBherzogtum Luxemburg
geltenden Gesetze zur Bekampfung der Geld-
wasche und Terrorismusfinanzierung notwendig
sind.

Bestehen hinsichtlich der Identitat eines Anlegers
Zweifel oder liegen der Transferstelle keine ausrei-
chenden Angaben zur Identitatsfeststellung vor,
so wird die Transferstelle weitere Auskinfte und/
oder Unterlagen verlangen, um die Identitat des
Anlegers zweifelsfrei feststellen zu konnen. Wenn
der Anleger die Ubermittlung der angeforderten
Auskinfte und/oder Unterlagen verweigert
beziehungsweise versaumt, kann die Transfer-
stelle die Eintragung der Daten des Anlegers in
das Anlegerregister des Fonds verweigern oder
verzogern.

Des Weiteren ist die Transferstelle verpflichtet,
notwendige Auskinfte und Unterlagen zum
wirtschaftlichen Eigentimer einzuholen und diese
Information zu verifizieren (zum Beispiel durch
eine (beglaubigte) Kopie eines Identitatsnachwei-
ses). Die Bearbeitung von Zeichnungsantragen
kann ausgesetzt werden, bis der Transferstelle
alle notwendigen Auskinfte und Unterlagen
ordnungsgeman und vollstandig vorliegen.

Die Transferstelle ist auBerdem verpflichtet, die
Herkunft der von einem Finanzinstitut verein-
nahmten Gelder zu Uberprifen. Die Bearbeitung
von Zeichnungsantragen kann ausgesetzt wer-
den, bis die Transferstelle die Herkunft der Gelder
ordnungsgeman festgestellt hat.

Zusatzlich ist die Transferstelle verpflichtet fest-
zustellen, dass die angelegten Gelder ordnungs-
gemal versteuert worden sind. Die Transferstelle
wird zur Sicherstellung der Einhaltung dieser
Anforderungen entsprechende Auskunfte und/
oder Unterlagen (zum Beispiel eine Bestatigung
des Anlegers) vom Anleger einholen. Die Bearbei-
tung von Zeichnungsantragen kann ausgesetzt
werden, bis die Transferstelle (iber die notwendi-
gen Auskunfte und/oder Unterlagen verfiigt, um
die Einhaltung der Anforderungen feststellen zu
konnen.

Die der Transferstelle Ubermittelten Auskunfte und
Unterlagen werden ausschlieBlich zur Einhaltung
der im GroRherzogtum Luxemburg geltenden
Gesetze zur Bekampfung der Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung eingeholt.

Erst- beziehungsweise Folgezeichnungsantrage
fur Anteile konnen auch indirekt, das heif3t Gber
die Vertriebsstellen gestellt werden. In diesem
Fall kann die Transferstelle unter folgenden
Umstanden beziehungsweise unter den Umstan-
den, die nach den im GroBherzogtum Luxemburg
geltenden Geldwaschevorschriften als ausrei-
chend angesehen werden, auf die vorgenannten
vorgeschriebenen Identitatsnachweise verzich-
ten:

— wenn ein Zeichnungsantrag Uber eine Ver-
triebsstelle abgewickelt wird, die unter der
Aufsicht der zustandigen Behorden steht,
deren Vorschriften ein Identitatsnachweis-
verfahren fir Kunden vorsehen, das dem
Nachweisverfahren nach luxemburgischem
Recht zur Bekampfung der Geldwéasche und
Terrorismusfinanzierung gleichwertig ist, und
denen die Vertriebsstelle unterliegt;

— wenn ein Zeichnungsantrag Uber eine Ver-
triebsstelle abgewickelt wird, deren Mutter-
gesellschaft unter der Aufsicht der zustandi-
gen Behorden steht, deren Vorschriften ein
|dentitatsnachweisverfahren fur Kunden
vorsehen, das dem Nachweisverfahren nach
luxemburgischem Recht gleichwertig ist und
der Bekampfung der Geldwasche und Terro-
rismusfinanzierung dient; und

— wenn das fur die Muttergesellschaft geltende
Recht beziehungsweise die Konzernrichtlinien

ihren Tochtergesellschaften oder Nieder-
lassungen gleichwertige Pflichten auferlegen.

Bei EU-Landern wird grundsatzlich davon ausge-
gangen, dass den auf dem Finanzsektor geschaft-
lich tatigen naturlichen beziehungsweise juristi-
schen Personen von den jeweils zustandigen
Aufsichtsbehorden in diesen Landern Vorschriften
zur Durchflihrung von Identitatsnachweisverfah-
ren flr ihre Kunden auferlegt werden, die dem
nach luxemburgischem Recht vorgeschriebenen
Nachweisverfahren gleichwertig sind. Drittlander
konnen nach Analyse diesen Landern gleichge-
stellt sein.

Die Vertriebsstellen konnen Anlegern, die Anteile
Uiber sie beziehen, einen Nominee-Service zur
Verfugung stellen. Anleger konnen dabei nach
eigenem Ermessen entscheiden, ob sie diesen
Service in Anspruch nehmen, bei dem der Nomi-
nee die Anteile in seinem Namen flr und im
Auftrag der Anleger hélt; letztere sind jederzeit
berechtigt, das unmittelbare Eigentum an den
Anteilen zu fordern. Ungeachtet der vorstehenden
Bestimmungen bleibt es den Anlegern unbenom-
men, Anlagen direkt bei der Verwaltungsgesell-
schaft zu tatigen, ohne den Nominee-Service in
Anspruch zu nehmen. Anleger, die einen Nomi-
nee-Service in Anspruch nehmen, missen zustim-
men, dass auf Anfrage der Transferstelle an den
Nominee die Identitat und Legitimationsunterla-
gen zur Feststellung der Identitat des Anlegers
der Transferstelle zur Verfligung gestellt werden
mussen.

Die Transferstelle ist verpflichtet, die Auskiinfte
und Unterlagen, die zur Einhaltung der im GroR-
herzogtum Luxemburg geltenden Gesetze zur
Bekampfung der Geldwasche und Terrorismus-
finanzierung notwendig sind (zum Beispiel Unter-
lagen zur Feststellung und Legitimation eines
jeden Anlegers) auf aktuellem Stand zu halten,
zum Beispiel durch die Aktualisierung bestehen-
der Auskunfte und Unterlagen und, sofern not-
wendig, weitere Auskinfte und Unterlagen
einzuholen. Weitere Auskinfte und Unterlagen
konnen dabei insbesondere auch aufgrund von
Anderungen der im GroRherzogtum Luxemburg
geltenden Gesetze zur Bekampfung der Geld-
wasche und Terrorismusfinanzierung eingeholt
werden.

Transaktionen konnen ausgesetzt werden, bis
der Transferstelle alle notwendigen Auskinfte
und Unterlagen ordnungsgemaf und vollstandig
vorliegen.

10.2 Luxemburgisches Register fiir
wirtschaftlich Berechtigte
(Transparenzregister)

Das Gesetz von 2019 verpflichtet alle im luxem-

burgischen Handels- und Firmenregister eingetra-

genen Unternehmen, einschlieflich des Fonds,
bestimmte Informationen Uber ihre wirtschaftlich

Berechtigten zu erheben und zu speichern. Der

Fonds ist ferner verpflichtet, die erhobenen

Informationen im Register fur wirtschaftlich

Berechtigte einzutragen, welches vom Luxem-
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bourg Business Register unter Aufsicht des
luxemburgischen Justizministeriums verwaltet
wird. In diesem Sinne ist der Fonds angehalten,
das Vorhandensein von wirtschaftlich Berechtig-
ten kontinuierlich sowie anlassbezogen zu Uber-
wachen und dem Register anzuzeigen.

Das Gesetz von 2004 definiert in Artikel 1(7) den
wirtschaftlich Berechtigten unter anderem als
jedwede naturliche Person, in deren Eigentum
oder unter deren Kontrolle eine Gesellschaft
letztlich steht. Dies umfasst vorliegend jede
natirliche Person, in deren Eigentum oder unter
deren Kontrolle der Fonds Uber das direkte oder
indirekte Halten einer ausreichenden Menge von
Anteilen oder Stimmrechten oder eine Beteili-
gung, einschlieBlich in Form von Inhaberanteilen,
oder durch andere Formen der Kontrolle letztlich
steht.

Halt eine naturliche Person einen Anteil von 25%
zuzlglich eines Anteils oder eine Beteiligung von
mehr als 25% an dem Fonds, so gilt dies als
Hinweis auf direktes Eigentum. Halt eine Gesell-
schaft, die von einer oder mehreren nattrlichen
Personen kontrolliert wird, oder halten mehrere
Gesellschaften, die von derselben natirlichen
Person oder denselben naturlichen Personen
kontrolliert werden, einen Anteil von 25% zuzlig-
lich eines Anteils oder eine Beteiligung von mehr
als 25% an dem Fonds, so gilt dies als Hinweis
auf indirektes Eigentum.

Neben den dargestellten Ankntpfungspunkten
fur direktes beziehungsweise indirektes Eigentum
gibt es weitere Formen der Kontrolle, nach denen
ein Anleger als wirtschaftlich Berechtigter qualifi-
ziert werden kann. Insoweit ist bei Vorliegen von
Hinweisen auf Eigentum oder Kontrolle eine
Analyse im Einzelfall geboten.

Soweit ein Anleger als wirtschaftlich Berechtigter
im Sinne des Gesetzes von 2019 qualifiziert ist/
wird, ist der Fonds gemaR dem Gesetz von 2019
unter strafrechtlicher Sanktion zur Erhebung und
Ubermittlung von Informationen verpflichtet.
GleichermalRen ist der jeweilige Anleger selbst zur
Bereitstellung von Informationen verpflichtet.

Sofern ein Anleger weitere Informationen hin-
sichtlich der gesetzlichen Anforderungen im
Zusammenhang mit dem Transparenzregister
bendtigt oder um festzustellen, ob er als wirt-
schaftlich Berechtigter qualifiziert ist, kann er sich
zur Klarung Uber folgende E-Mail-Adresse an den
Fonds wenden: dws-lux-compliance@list.db.com.

11. Rechtsstellung der Anleger

Die Verwaltungsgesellschaft legt das in dem
Fonds angelegte Geld im eigenen Namen fir
gemeinschaftliche Rechnung der Anleger nach
dem Grundsatz der Risikostreuung in Wertpapie-
ren, Geldmarktinstrumenten und sonstigen
zulassigen Vermogenswerten an. Das angelegte
Geld und die damit angeschafften Vermogens-
werte bilden das Fondsvermaogen, das gesondert
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von dem eigenen Vermogen der Verwaltungs-
gesellschaft gehalten wird.

Die Anleger sind an dem Fondsvermdgen in Hohe
ihrer Anteile als Miteigentimer beteiligt. lhre
Rechte werden durch Anteile reprasentiert, die
als Namensanteile ausgegeben werden oder auf
den Inhaber lauten und in Form von Global-
urkunden verbrieft sind. Alle Fondsanteile haben
gleiche Rechte.

12. Anteile

Die Verwaltungsgesellschaft kann die Ausgabe von
Anteilen als Namensanteile oder Inhaberanteilen
beschlieBen. Sofern die Anteile als Inhaberanteile
ausgegeben werden, sind diese durch eine oder
mehrere Globalurkunden verbrieft.

121 Namensanteile

Die Verwaltungsgesellschaft kann die Ausgabe
von Anteilen in Form von Namensanteilen be-
schlieBen. Alle Namensanteile des Fonds werden
im Anteilregister eingetragen, das von der mit der
Registerfunktion beauftragten Stelle oder von
einer oder mehreren von dieser hiermit beauftrag-
ten Dritten gefiihrt wird. Die Ausgabe von Na-
mensanteilen erfolgt ohne Anteilsscheine, das
Eigentumsrecht eines Anlegers an dem jeweiligen
Anteil oder Anteilsbruchteil wird durch die Eintra-
gung in das Anteilregister bewiesen.

Zahlungen von Ausschittungen an die Anleger
erfolgen fir Namensanteile auf Risiko der Anleger
durch Uberweisung. Auf Antrag des Anlegers kann
auch eine regelmafige Wiederanlage von Aus-
schlttungsbetragen erfolgen.

Namensanteile konnen grundsatzlich Ubertragen
werden, soweit im Besonderen Teil des Verkaufs-
prospekts nichts anderes geregelt ist. Die Uber-
tragung erfolgt unter Erflllung aller erforderlichen
Ubertragungsvoraussetzungen, wie sie von der
mit der Registerfunktion beauftragten Stelle
gefordert sind, sowie der Eintragung des Namens
des Ubertragungsempfangers im Anteilregister.

12.2 Durch Globalurkunden
verbriefte Inhaberanteile
Durch Globalurkunden verbriefte Inhaberanteile
werden auf den Namen der Verwaltungsgesell-
schaft ausgestellt und bei den Clearingstellen
hinterlegt. Die Ubertragbarkeit der durch eine
Globalurkunde verbrieften Inhaberanteile unter-
liegt den jeweils geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen sowie den Vorschriften und Verfahren
der mit der Ubertragung befassten Clearingstelle.
Anleger erhalten die durch eine Globalurkunde
verbrieften Inhaberanteile durch Einbuchung in
die Depots ihrer Finanzmittler, die direkt oder
indirekt bei den Clearingstellen gefihrt werden.
Solche durch eine Globalurkunde verbriefte
Inhaberanteile sind gemaR und in Ubereinstim-
mung mit den in diesem Verkaufsprospekt enthal-
tenen Bestimmungen, den an der jeweiligen
Borse geltenden Regelungen und/oder den
Regelungen der jeweiligen Clearingstelle frei

Ubertragbar. Anleger, die nicht an einem solchen
System teilnehmen, kdnnen durch eine Globalur-
kunde verbriefte Inhaberanteile nur Uber einen
am Abwicklungssystem der entsprechenden
Clearingstelle teilnehmenden Finanzmittler
Ubertragen.

Zahlungen von Ausschuttungen fur Inhaber-
anteile, die durch Globalurkunden verbrieft sind,
erfolgen im Wege der Gutschrift auf das bei der
betreffenden Clearingstelle eroffnete Depot der
Finanzmittler der Anleger.

Das Gesetz von 2014 ordnet fur die von luxembur-
gischen Aktiengesellschaften und Kommanditge-
sellschaften auf Aktien sowie von Investmentfonds
begebenen Anteile eine zwingende Hinterlegung
und Registrierung bei dem dafiir benannten
Verwahrer an. Als Verwahrer im Sinne dieses
Gesetzes wurde die Deutsche Bank Luxembourg
S.A., 2, Boulevard Konrad Adenauer, 1115 Luxem-
burg, Grolherzogtum Luxemburg, ernannt.

12.3 Anteilwertberechnung

Zur Errechnung des Anteilwerts wird der Wert
der zu dem Fonds gehorenden Vermogenswerte
abzlglich der Verbindlichkeiten des Fonds an
jedem Bewertungstag ermittelt und durch die
Anzahl der umlaufenden Anteile geteilt. Ein
Bewertungstag ist grundsatzlich jeder Bank-
arbeitstag im GroBherzogtum Luxemburg, sofern
im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts nichts
Anderes geregelt ist. Ein Bankarbeitstag bezeich-
net einen Tag, an dem Geschaftsbanken geoffnet
sind und Zahlungen abwickeln.

Einzelheiten zur Berechnung des Anteilwerts
sowie zur Vermogensbewertung sind im Verwal-
tungsreglement festgelegt.

An gesetzlichen Feiertagen, die in einem flr den
Bewertungstag maRgeblichen Land Bankarbeits-
tage sind, sowie am 24. und 31. Dezember jeden
Jahres werden die Verwaltungsgesellschaft und
die Verwahrstelle derzeit von einer Ermittlung des
Anteilwertes absehen. Eine hiervon abweichende
Ermittlung des Anteilwertes wird in jedem Ver-
triebsland in geeigneten Medien (sofern
notwendig) sowie auf der Internetseite der
Verwaltungsgesellschaft unter www.dws.com/
fundinformation veroffentlicht.

12.4 Ausgabe von Anteilen

Die Ausgabe von Fondsanteilen erfolgt an jedem
Bewertungstag zum Anteilwert zuzuglich des vom
Anteilerwerber zu zahlenden Ausgabeaufschlags
zugunsten der Verwaltungsgesellschaft. Der
Ausgabeaufschlag kann zur Abgeltung von
Vertriebsleistungen teilweise oder vollstandig von
den vermittelnden Stellen einbehalten werden.
Sofern in einem Land, in dem Anteile ausgegeben
werden, Stempelgebuhren oder andere Belastun-
gen anfallen, erhoht sich der Ausgabepreis
entsprechend.

Die Fondsanteile konnen auch als Anteilsbruchtei-
le mit bis zu drei Nachkommastellen ausgegeben



werden, sofern im Besonderen Teil des Verkaufs-
prospekts nichts anderes geregelt ist. Anteils-
bruchteile werden auf tausendstel kaufmannisch
gerundet. Eine Rundung kann fur den jeweiligen
Anleger oder den Fonds vorteilhaft sein.

Neu gezeichnete Anteile werden erst bei Zah-
lungseingang bei der Verwahrstelle beziehungs-
weise bei den zugelassenen Korrespondenz-
banken dem jeweiligen Anleger zugeteilt. Die
entsprechenden Anteile werden jedoch bereits an
dem der entsprechenden Wertpapierabrechnung
nachfolgendem Valutatag buchhalterisch bei der
Berechnung des Nettoinventarwertes bertcksich-
tigt und konnen bis zum Zahlungseingang stor-
niert werden. Sofern Anteile eines Anlegers
wegen nicht oder nicht rechtzeitig erfolgter
Zahlung dieser Anteile zu stornieren sind, ist es
maoglich, dass hierdurch dem Fonds Wertverluste
entstehen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist ermachtigt,
laufend neue Anteile auszugeben. Die Verwal-
tungsgesellschaft behalt sich jedoch vor, die
Ausgabe von Anteilen voribergehend oder
vollstandig einzustellen. Bereits geleistete Zahlun-
gen werden in diesem Falle unverzlglich erstat-
tet. Die Anleger werden von der Einstellung sowie
der Wiederaufnahme der Ausgabe von Anteilen
unverzlglich benachrichtigt.

Die Anteile konnen bei der Verwaltungsgesell-
schaft und Uber gegebenenfalls benannte Zahl-
stellen erworben werden. Sofern von der Verwal-
tungsgesellschaft keine neuen Anteile mehr
ausgegeben werden, konnen Anteile nur noch im
Wege des Zweiterwerbs erworben werden.

Eine Beispielrechnung fur die Ermittlung des
Ausgabepreises stellt sich wie folgt dar:

Netto-Fondsvermogen EUR 1.000.000,00
: Anzahl der am Stichtag

umlaufenden Anteile 10.000,00
Anteilwert EUR 100,00
+ Ausgabeaufschlag

(zum Beispiel 5%) EUR 5,00
Ausgabepreis EUR 105,00

12.5 Ablehnung von
Zeichnungsantragen

Die Verwaltungsgesellschaft behélt sich das

Recht vor, ohne Angaben von Griinden Zeich-

nungsantrage fur Anteile im eigenen Ermessen

ganz abzulehnen oder nur zum Teil anzunehmen.

Die Verwaltungsgesellschaft behalt sich dartuber
hinaus das Recht vor, ein eventuell Gberzahliges
Zeichnungsguthaben bis zur endgultigen Verrech-
nung zurlckzuhalten. Wird ein Antrag ganz oder
teilweise abgelehnt, wird der Zeichnungsbetrag
oder der entsprechende Saldo an den erstge-
nannten Antragsteller auf Risiko der daran be-
rechtigten Person(en) unverzlglich nach dem
Entscheid der Nichtannahme ohne Zinsen
zuruickbezahlt.

12.6 Riicknahme von Anteilen

Die Ricknahme von Fondsanteilen erfolgt an
jedem Bewertungstag zum Anteilwert abzlglich
des vom Anleger zu zahlenden Ricknahme-
abschlags. Derzeit wird kein Ricknahmeabschlag
erhoben. Sofern in einem Land, in dem Anteile
zurickgenommen werden, Stempelgebihren
oder andere Belastungen anfallen, ermaRigt sich
der Ricknahmepreis entsprechend.

Anleger kénnen alle oder einen Teil ihrer Anteile
samtlicher Anteilklassen zur Ricknahme
einreichen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt,
erhebliche Riucknahmen erst zu tatigen, nachdem
entsprechende Vermogenswerte des Fonds
verkauft wurden. Als erhebliche Riicknahmen
gelten grundsatzlich Ricknahmeantrage tuber
mehr als 10% des Nettoinventarwerts des Fonds.
Die Verwaltungsgesellschaft ist nicht zur Ausfih-
rung von Riicknahmeantragen verpflichtet, wenn
sich der betreffende Antrag auf Anteile im Wert
von mehr als 10% des Nettoinventarwerts des
Fonds bezieht.

Die Verwaltungsgesellschaft behalt sich das
Recht vor, unter Beruicksichtigung des Grund-
satzes der Gleichbehandlung aller Anleger, auf
Mindestricknahmebetrage (falls vorgesehen) zu
verzichten.

Die Verwaltungsgesellschaft kann zur Gewahrleis-
tung einer fairen und gleichen Behandlung der
Anleger und unter Bertcksichtigung der Interes-
sen der Ubrigen Anleger des Fonds beschliefRen,
Rucknahmeantrage wie folgt aufzuschieben:

Gehen Ricknahmeantrage an einem Bewertungs-
tag (dem ,Urspriinglichen Bewertungstag”) ein,
deren Wert einzeln oder zusammen mit anderen
fur den Urspriinglichen Bewertungstag eingegan-
genen Antragen 10% des Nettoinventarwerts des
Fonds Ubersteigt, so behalt sich die Verwaltungs-
gesellschaft das Recht vor, alle Ricknahmeantra-
ge fur den Urspriinglichen Bewertungstag voll-
standig auf einen anderen Bewertungstag (den
~Aufgeschobenen Bewertungstag”), der jedoch
nicht spater als 15 Geschaftstage nach dem
Urspriinglichen Bewertungstag liegen darf,
aufzuschieben (ein ,Aufschub”).

Der Aufgeschobene Bewertungstag wird von der
Verwaltungsgesellschaft unter anderem unter
Beriicksichtigung des Liquiditatsprofils des Fonds
und der vorherrschenden Marktbedingungen
festgelegt.

Im Fall eines Aufschubs werden fur den Urspring-
lichen Bewertungstag eingegangene Ricknahme-
antrage auf Grundlage des Anteilwerts am Aufge-
schobenen Bewertungstag bearbeitet. Alle flr
den Urspringlichen Bewertungstag eingegange-
nen Rucknahmeantrage werden am Aufgeschobe-
nen Bewertungstag vollstandig bearbeitet.

Antrage, die fur den Urspringlichen Bewertungs-
tag eingegangen waren, werden gegenuber

Antragen, die fur darauffolgende Bewertungstage
eingehen, vorrangig bearbeitet. Ricknahmean-
trage, die fir einen spateren Bewertungstag
eingehen, werden nach dem vorstehenden Auf-
schubverfahren mit der gleichen Aufschubfrist
aufgeschoben, bis ein endgultiger Bewertungstag
festgelegt wird, an dem die Bearbeitung aufge-
schobener Riicknahmen abgeschlossen sein muss.

Umtauschantrage werden unter diesen Voraus-
setzungen wie Ricknahmeantrage behandelt.

Die Verwaltungsgesellschaft veroffentlicht Infor-
mationen Uber den Beschluss zum Beginn eines
Aufschubs und das Ende des Aufschubs fur die
Anleger, die einen Riicknahmeantrag gestellt
haben, auf der Internetseite der Verwaltungsge-
sellschaft unter www.dws.com/fundinformation.

Die Anteile konnen bei der Verwaltungsgesell-
schaft, den Vertriebs- und den gegebenenfalls
benannten Zahlstellen zurlickgegeben werden.
Uber diese Stellen erfolgen auch etwaige sonsti-
ge Zahlungen an die Anleger.

Eine Beispielrechnung fur die Ermittlung des
Ricknahmepreises stellt sich wie folgt dar:

Netto-Fondsvermaogen EUR 1.000.000,00
: Anzahl der am Stichtag

umlaufenden Anteile 10.000,00
Anteilwert EUR 100,00
- Ricknahmeabschlag

(zum Beispiel 2,5%) EUR 2,60
Riicknahmepreis EUR 97,50

Die Verwaltungsgesellschaft kann nach ihrem
alleinigen Ermessen das Eigentum an Anteilen
des Fonds durch nicht zugelassene Personen
(Nicht zugelassene Personen) beschranken oder
verbieten. Nicht zugelassene Personen bezeichnet
Privatpersonen, Personen- oder Kapitalgesell-
schaften, die nach dem alleinigen Ermessen der
Verwaltungsgesellschaft nicht befugt sind, Antei-
le des Fonds oder gegebenenfalls eines bestimm-
ten Teilfonds oder einer bestimmten Anteilklasse
zu zeichnen beziehungsweise zu halten, (i) wenn
sich ein solcher Anteilsbesitz nach Ansicht der
Verwaltungsgesellschaft nachteilig auf den Fonds
auswirken konnte, (ii) wenn dies einen VerstoR
gegen im GroBherzogtum Luxemburg oder im
Ausland geltende Gesetze oder Vorschriften zur
Folge hétte, (iii) wenn dem Fonds daraufhin unter
Umstanden steuerliche, rechtliche oder finanzielle
Nachteile entstehen wiirden, die ihr ansonsten
nicht entstanden waren, oder (iv) wenn die
vorgenannten Personen beziehungsweise Gesell-
schaften die von den Anlegern zu erflllenden
Voraussetzungen fur einen Erwerb der Anteile
nicht erfillen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann Anleger zur
Ubermittlung von Informationen oder Unterlagen
auffordern, die sie fur erforderlich halt, um fest-
stellen zu konnen, ob es sich bei einem wirt-
schaftlichen Eigentimer der Anteile um (i) eine
Nicht zugelassene Person, (ii) eine US-Person
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oder (iii) eine Person handelt, die Anteile halt,
aber nicht die erforderlichen Voraussetzungen
erfullt.

Erhalt die Verwaltungsgesellschaft zu irgendei-
nem Zeitpunkt Kenntnis davon, dass sich Anteile
im wirtschaftlichen Eigentum der vorstehend
unter (i), (i) und (iii) genannten Personen befin-
den (unabhangig davon, ob sie Allein- oder
Miteigentimer sind), und kommt die betreffende
Person der Aufforderung der Verwaltungsgesell-
schaft zum Verkauf ihrer Anteile und zur Uber-
mittlung eines Verkaufsnachweises an die Ver-
waltungsgesellschaft nicht innerhalb von

30 Kalendertagen nach Erteilung der Aufforde-
rung durch die Verwaltungsgesellschaft nach, so
kann die Verwaltungsgesellschaft diese Anteile
nach eigenem Ermessen zwangsweise zum
Ricknahmepreis zuricknehmen. Die Zwangsruck-
nahme erfolgt nach MaB3gabe der fur die Anteile
geltenden Bedingungen unmittelbar nach dem in
der entsprechenden Mitteilung der Verwaltungs-
gesellschaft an die Nicht zugelassene Person
angegebenen Geschaftsschluss, und die Anleger
gelten nicht langer als Eigentlimer dieser Anteile.

12.7 Umtausch von Anteilen

a) Die Anleger kénnen innerhalb bestimmter
Beschrankungen jederzeit einen Teil oder alle
ihre Anteile in Anteile einer anderen Anteil-
klasse umtauschen.

b) Ein Umtausch zwischen Anteilklassen, die auf
unterschiedliche Wahrungen lauten, ist
maoglich, wenn die Anteile bei derselben
Transferstelle gehalten werden.

¢) Ein Umtausch zwischen Namensanteilen und
durch Globalurkunde verbrieften Inhaberantei-
len ist nicht moglich.

12.8 Market Timing und

Short-Term Trading
Die Verwaltungsgesellschaft untersagt jegliche
Methoden im Zusammenhang mit Market Timing
und Short-Term Trading und behélt sich das Recht
vor, Auftrage abzulehnen, wenn sie vermutet,
dass derartige Methoden angewandt werden. Die
Verwaltungsgesellschaft wird gegebenenfalls die
notwendigen MalRnahmen ergreifen, um die
Ubrigen Anleger des Fonds zu schiitzen.

12.9 Late Trading

Unter Late Trading ist die Annahme eines Auf-
trags nach Ablauf der entsprechenden Annahme-
fristen am jeweiligen Bewertungstag sowie die
Ausflihrung eines solchen Auftrags zu dem an
diesem Tag geltenden Preis auf Basis des Netto-
inventarwerts zu verstehen. Die Praktik des Late
Trading ist nicht zulassig, da sie die Bestimmun-
gen des Verkaufsprospekts des Fonds verletzt,
gemaR denen der Preis, zu dem ein nach Or-
derannahmeschluss platzierter Auftrag ausge-
fuhrt wird, auf dem nachsten gultigen Anteilwert
basiert.

/24

12.10 Veroffentlichung des Ausgabe-
und Riicknahmepreises
Die jeweils gultigen Ausgabe- und Riicknahme-
preise sowie alle sonstigen Informationen fur die
Anleger kénnen jederzeit am Sitz der Verwal-
tungsgesellschaft, auf der Internetseite der
Verwaltungsgesellschaft unter www.dws.com/
fundinformation sowie bei den gegebenenfalls
benannten Zahlstellen erfragt werden. Dartber
hinaus werden die Ausgabe- und Ricknahmeprei-
se in jedem Vertriebsland in geeigneten Medien
(zum Beispiel Internet, elektronische Informati-
onssysteme, Zeitungen, et cetera) veroffentlicht.
Fur Fehler oder Unterlassungen der Preisverof-
fentlichungen haften weder die Verwaltungs-
gesellschaft noch die gegebenenfalls benannten
Zahlstellen.

13. Kosten

13.1 Kosten und erhaltene
Dienstleistungen
Der Fonds zahlt an die Verwaltungsgesellschaft
eine Kostenpauschale auf das Netto-Fondsvermo-
gen auf Basis des am Bewertungstag ermittelten
Nettoinventarwerts. Die festgelegte Hohe der
Kostenpauschale ist im Besonderen Teil des
Verkaufsprospekts aufgeflhrt. Die Kostenpau-
schale wird dem Fonds in der Regel am Monats-
ende entnommen. Aus dieser Vergltung werden
insbesondere Verwaltung, Fondsmanagement,
Vertrieb (sofern anwendbar) und Verwahrstelle
bezahlt.

Neben der Kostenpauschale kénnen die folgen-
den Aufwendungen dem Fonds belastet werden:

— samtliche Steuern, welche auf die Vermogens-
werte des Fonds und den Fonds selbst erho-
ben werden (insbesondere die taxe
d’abonnement) sowie im Zusammenhang mit
den Kosten der Verwaltung und Verwahrung
eventuell entstehende Steuern;

— im Zusammenhang mit dem Erwerb und der
VerauRerung von Vermogensgegenstanden
entstehende Kosten;

— auRerordentliche Kosten (zum Beispiel Pro-
zesskosten), die zur Wahrnehmung der Inter-
essen der Anleger des Fonds anfallen; die
Entscheidung zur Kostenubernahme trifft im
Einzelnen die Verwaltungsgesellschaft und ist
im Jahresbericht gesondert auszuweisen;

— Kosten fur die Information der Anleger des
Fonds mittels eines dauerhaften Datentra-
gers, mit Ausnahme der Kosten fir Informati-
onen bei Fondsverschmelzungen und bei
MaRnahmen im Zusammenhang mit Berech-
nungsfehlern bei der Anteilwertermittlung
oder bei Anlagegrenzverletzungen.

Darlber hinaus kann eine erfolgsbezogene
Vergltung bezahlt werden, deren Hohe sich
ebenfalls aus dem Besonderen Teil des Verkaufs-
prospekts ergibt.

Sofern Total Return Swaps genutzt werden,
konnen in diesem Zusammenhang bestimmte
Kosten und GebUhren anfallen, vor allem beim

Abschluss dieser Geschéafte und/oder jeglicher
Zu- oder Abnahme ihrer Nominalwerte. Hierbei
kann es sich um pauschale oder variable Gebiih-
ren handeln. Weitere Informationen zu den Kosten
und Gebuhren, die der Fonds zu tragen hat, sowie
die Identitat der Empfanger und jegliche Verbin-
dung (falls vorhanden), die diese zu der Verwal-
tungsgesellschaft, dem Fondsmanager oder der
Verwahrstelle haben, werden im Jahresbericht
offengelegt. Ertrage, welche sich aus der Nutzung
von Total Return Swaps ergeben, flieBen grund-
satzlich — abzuglich direkter beziehungsweise
indirekter operationeller Kosten — dem Fonds-
vermogen zu.

Der Fonds zahlt 30% der Bruttoertrage aus
Wertpapierleihegeschaften als Kosten/Gebuhren
an die Verwaltungsgesellschaft und behalt 70%
der Bruttoertrage aus solchen Geschaften ein.
Von den 30% behalt die Verwaltungsgesellschaft
5% fir ihre eigenen Koordinierungs- und Uberwa-
chungsaufgaben ein und zahlt die direkten Kosten
(zum Beispiel Transaktionskosten und Kosten fir
die Verwaltung von Sicherheiten) an externe
Dienstleister. Der Restbetrag (nach Abzug der
Kosten der Verwaltungsgesellschaft und der
direkten Kosten) wird an die DWS Investment
GmbH flr die Anbahnung, Vorbereitung und
Ausflihrung von Wertpapierleihegeschaften
gezahlt.

Fur einfache umgekehrte Pensionsgeschafte, das
heiBt solche, die nicht der Anlage von im Rahmen
eines Wertpapierleihe- oder Pensionsgeschaftes
entgegengenommen Barsicherheiten dienen,
behalt der Fonds 100% der Bruttoertrage ein,
abzlglich der Transaktionskosten, die der Fonds
als direkte Kosten an einen externen Dienstleister
zahlt.

Die Verwaltungsgesellschaft ist ein verbundenes
Unternehmen der DWS Investment GmbH.

Der Fonds fuhrt derzeit nur einfache umgekehrte
Pensionsgeschafte aus, keine anderen (umge-
kehrten) Pensionsgeschafte. Wenn von der
Méglichkeit der Nutzung anderer (umgekehrter)
Pensionsgeschafte Gebrauch gemacht werden
soll, wird der Verkaufsprospekt entsprechend
angepasst. Der Fonds wird dann bis zu 30% der
Bruttoertrage aus (umgekehrten) Pensions-
geschaften als Kosten/Gebihren an die Verwal-
tungsgesellschaft zahlen und mindestens 70% der
Bruttoertrage aus solchen Geschaften einbehal-
ten. Von den bis zu 30% wird die Verwaltungs-
gesellschaft 5% fur ihre eigenen Koordinierungs-
und Uberwachungsaufgaben einbehalten und die
direkten Kosten (zum Beispiel Transaktionskosten
und Kosten flir die Verwaltung von Sicherheiten)
an externe Dienstleister zahlen. Der Restbetrag
(nach Abzug der Kosten der Verwaltungsgesell-
schaft und der direkten Kosten) wird an die DWS
Investment GmbH fur die Anbahnung, Vorberei-
tung und Ausfiihrung von (umgekehrten) Pensi-
onsgeschaften gezahlt werden.

Die genannten Kosten werden in den Jahres-
berichten aufgefuhrt.



Die Verwaltungsgesellschaft kann Teile ihrer
Verwaltungsvergutung an vermittelnde Stellen
weitergeben. Dies erfolgt zur Abgeltung von
Vertriebsleistungen auf der Grundlage vermittel-
ter Bestande. Dabei kann es sich auch um we-
sentliche Teile handeln. Der Jahresbericht enthalt
hierzu nahere Angaben. Der Verwaltungsgesell-
schaft flieBen keine Ruckvergltungen der aus
dem Fondsvermogen an die Verwahrstelle und an
Dritte zu leistenden Vergiitungen und Auf-
wendungserstattungen zu.

Neben den vorgenannten Kosten konnen in
manchen Landern zusatzliche Kosten fur den
Anleger anfallen, die im Zusammenhang mit den
Aufgaben und Leistungen von lokalen Vertriebs-
stellen, gegebenenfalls benannten Zahlstellen
oder ahnlichen Stellen stehen. Diese Kosten
werden nicht vom Fondsvermogen getragen,
sondern direkt vom Anleger.

13.2 Anlage in Anteile von Zielfonds
Anlagen in Zielfonds konnen zu Kostendoppel-
belastungen fuhren, da sowohl auf der Ebene des
Fonds als auch auf der Ebene eines Zielfonds
Gebuhren anfallen. Im Zusammenhang mit dem
Erwerb von Zielfondsanteilen sind folgende Arten
von Gebuhren mittelbar oder unmittelbar von den
Anlegern des Fonds zu tragen:

— die Verwaltungsvergutung/Kostenpauschale
des Zielfonds;

— die erfolgsbezogenen Vergutungen des
Zielfonds;

— die Ausgabeaufschlage und Ricknahme-
abschlage des Zielfonds;

— Aufwendungserstattungen des Zielfonds;

— sonstige Kosten.

In den Jahres- und Halbjahresberichten werden
die Ausgabeaufschlage und Riicknahmeabschla-
ge offengelegt, die dem Fonds im Berichtszeit-
raum fur den Erwerb und die Ricknahme von
Anteilen an Zielfonds berechnet worden sind.
Ferner wird in den Jahres- und Halbjahresberich-
ten die Vergltung offengelegt, die dem Fonds
von einer anderen Gesellschaft als Verwaltungs-
vergltung/Kostenpauschale fir die im Fonds
gehaltenen Zielfondsanteile berechnet wurde.

Wird das Fondsvermogen in Anteile eines Ziel-
fonds angelegt, der unmittelbar oder mittelbar
von derselben Verwaltungsgesellschaft oder einer
anderen Gesellschaft verwaltet wird, mit der die
Verwaltungsgesellschaft durch eine gemeinsame
Verwaltung oder Beherrschung oder durch eine
wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung
verbunden ist, so werden dem Fonds durch die
Verwaltungsgesellschaft oder die andere Gesell-
schaft fur den Erwerb oder die Rickgabe von
Anteilen dieses anderen Fonds keine Ausgabeauf-
schlage und Ricknahmeabschlage belastet.

Der Anteil der Verwaltungs- beziehungsweise
Pauschalvergltung, der den Anteilen verbunde-
ner Anlagevermogen zuzurechnen ist (Doppel-
belastung oder Differenzmethode), ist dem

Besonderen Teil des Verkaufsprospekts zu ent-
nehmen.

13.3 Riickzahlung von vereinnahmter
Verwaltungsvergiitung an
bestimmte Anleger

Die Verwaltungsgesellschaft kann nach ihrem

freien Ermessen mit einzelnen Anlegern die

teilweise Rlckzahlung von vereinnahmter Verwal-
tungsvergutung an diese Anleger vereinbaren.

Das kommt insbesondere dann in Betracht, wenn

institutionelle Anleger direkt Grobetrage nach-

haltig investieren. Einzelheiten konnen direkt bei
der Verwaltungsgesellschaft erfragt werden.

13.4 Gesamtkostenquote

(Total Expense Ratio)
Die Gesamtkostenquote ist definiert als das
Verhaltnis der Ausgaben des Fonds zum durch-
schnittlichen Fondsvermogen, mit Ausnahme der
angefallenen Transaktionskosten. Die effektive
Gesamtkostenquote wird jahrlich berechnet und
im Jahresbericht veroffentlicht. Die Gesamt-
kostenquote wird im Basisinformationsblatt als
sogenannte ,laufende Kosten” veroffentlicht.

Wird der Anleger beim Erwerb von Anteilen durch
Dritte (insbesondere Unternehmen, die Wertpa-
pierdienstleistungen erbringen wie beispielsweise
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen) beraten
oder vermitteln diese den Kauf, weisen sie ihm
gegebenenfalls Kosten oder Kostenquoten aus,
die nicht mit den Kostenangaben in diesem
Verkaufsprospekt beziehungsweise im Basisinfor-
mationsblatt deckungsgleich sind und die in der
Summe die hier beschriebene Gesamtkosten-
quote Ubersteigen konnen.

Ursachlich hierfiir konnen insbesondere regulato-
rische Vorgaben fur die Ermittlung, Berechnung
und den Ausweis von Kosten durch die zuvor
genannten Dritten sein, die sich im Zuge von der
MiFID II-Richtlinie fir diese ergeben.

Abweichungen des Kostenausweises konnen sich
zum einen daraus ergeben, dass diese Dritten die
Kosten ihrer eigenen Dienstleistung (zum Beispiel
ein Aufgeld oder gegebenenfalls auch laufende
Provisionen fur die Vermittlungs- oder Beratungs-
tatigkeit, Entgelte fur Depotfiihrung, et cetera)
zusatzlich berlcksichtigen. Dartiber hinaus be-
stehen fur diese Dritten teilweise abweichende
Vorgaben fur die Berechnung der auf Fondsebene
anfallenden Kosten, sodass beispielsweise die
Transaktionskosten des Fonds vom Kostenaus-
weis des Dritten mit umfasst werden, obwohl sie
nach den aktuell fur die Verwaltungsgesellschaft
geltenden Vorgaben nicht Teil der oben genann-
ten Gesamtkostenquote sind.

Abweichungen im Kostenausweis konnen sich
nicht nur bei der Kosteninformation vor Vertrags-
schluss, sondern auch im Falle einer etwaigen
regelmaRigen Kosteninformation des Dritten uber
die bestehende Fondsanlage im Rahmen einer
dauerhaften Geschaftsbeziehung mit seinem
Kunden ergeben.

13.5 Kauf- und Verkaufsorders

fiir Wertpapiere und

Finanzinstrumente
Die Verwaltungsgesellschaft wird Kauf- und
Verkaufsorders fiir Wertpapiere und Finanzinstru-
mente fur Rechnung des Fonds direkt bei Brokern
und Handlern aufgeben. Sie schlieft mit diesen
Brokern und Handlern Vereinbarungen zu
marktublichen Konditionen ab, die im Einklang
mit erstklassigen Ausfiihrungsstandards stehen.
Bei der Auswahl des Brokers oder Handlers
berlcksichtigt die Verwaltungsgesellschaft alle
relevanten Faktoren, wie etwa die Bonitat des
Brokers oder Handlers sowie der zur Verfligung
gestellten Ausfiihrungskapazitaten. Vorausset-
zung fur die Auswahl eines Brokers ist, dass die
Verwaltungsgesellschaft jederzeit dafir sorgt,
dass die Transaktionen unter Beruicksichtigung
des betreffenden Marktes zum betreffenden
Zeitpunkt fur Transaktionen der betreffenden Art
und GroRe zu den bestmaglichen Bedingungen
ausgefuhrt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft kann Vereinbarun-
gen mit ausgewahlten Brokern, Handlern und
sonstigen Analyse-Anbietern abschlieen, in
deren Rahmen vom jeweiligen Anbieter Markt-
informationen und Analysedienstleistungen
(Research) erworben werden. Diese Leistungen
werden von der Verwaltungsgesellschaft zum
Zweck der Verwaltung des Fonds genutzt. Die
Verwaltungsgesellschaft halt bei der Inanspruch-
nahme dieser Leistungen alle geltenden auf-
sichtsrechtlichen Regelungen und Branchen-
standards ein. Insbesondere werden von der
Verwaltungsgesellschaft keine Leistungen bean-
sprucht, wenn diese Vereinbarungen sie nach
vernlnftigem Ermessen nicht bei ihrem Anlage-
entscheidungsprozess unterstitzen.

13.6 RegelmaBiger Sparplan

oder Entnahmeplane
RegelmaRige Sparplane oder Entnahmeplane
kénnen in bestimmten Landern angeboten
werden, in denen der Fonds Uber eine Zulassung
zum offentlichen Vertrieb verfligt. Nahere Anga-
ben hierzu sind jederzeit auf Anfrage von der
Verwaltungsgesellschaft oder den jeweiligen
Vertriebsstellen in den Vertriebslandern des
Fonds erhaltlich.

13.7 Vergiitungspolitik

Die Verwaltungsgesellschaft als Tochtergesell-
schaft der DWS Group GmbH & Co. KGaA (,DWS
KGaA") ist in die Vergltungsstrategie des DWS-
Konzerns (DWS KGaA und ihre Tochterunterneh-
men) einbezogen. Samtliche Vergiitungsangele-
genheiten sowie die Einhaltung regulatorischer
Vorgaben werden durch die maRgeblichen Gremi-
en des DWS-Konzerns Uberwacht. Der DWS-
Konzern verfolgt einen Gesamtvergltungsansatz,
der fixe und variable Vergutungskomponenten
umfasst und aufgeschobene Vergltungsanteile
enthalt, die sowohl an die individuellen kinftigen
Leistungen als auch die nachhaltige Konzernent-
wicklung anknUlpfen. Im Rahmen der Vergutungs-
strategie erhalten insbesondere Mitarbeiter der
ersten und zweiten Fuhrungsebene einen Teil der
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variablen Vergutung in Form von aufgeschobenen
Vergutungselementen, die zu einem groRen Teil
an die langfristige Wertentwicklung der DWS-
Aktie oder der Investmentprodukte gekoppelt ist.

Des Weiteren berucksichtigt die Vergutungspolitik
folgende Leitlinien:

a) Die Vergitungspolitik ist mit einem soliden
und wirksamen Risikomanagement vereinbar
und diesem forderlich und ermutigt zu keiner
Ubernahme von iibermaRigen Risiken.

b) Die Vergutungspolitik steht im Einklang mit
Geschaftsstrategie, Zielen, Werten und Inter-
essen des DWS-Konzerns (einschlieBlich der
Verwaltungsgesellschaft, der von ihr verwalte-
ten Investmentfonds und der Anleger dieser
Investmentfonds) und umfasst Manahmen
zur Vermeidung von Interessenkonflikten.

c) Die Leistungsbewertung fir Portfolio Manager
erfolgt grundsatzlich in einem mehrjahrigen
Rahmen.

d) Die festen und variablen Bestandteile der

Gesamtvergutung stehen in einem angemes-
senen Verhaltnis zueinander, wobei der Anteil
des festen Bestandteils an der Gesamtvergu-
tung hoch genug ist, um in Bezug auf die
variablen Vergutungskomponenten vollige
Flexibilitat zu bieten, einschlielich der Mog-
lichkeit, auf die Zahlung einer variablen
Komponente zu verzichten.

Weitere Einzelheiten zur aktuellen VergUtungspoli-
tik sind auf der Internetseite unter https://down-
load.dws.com/download?elib-assetguid=771ceel13
€91c4d559695c82a7a106c83 veroffentlicht.
Hierzu zahlt die Beschreibung des Vergutungssys-
tems fUr Mitarbeiter, einschlieRlich der Grundsat-
ze zur Gewahrung der variablen Vergltung, der
Berlcksichtigung von Nachhaltigkeit und Nach-
haltigkeitsrisiken sowie die Beschreibung des
Vergutungsausschusses, der unterhalb der Ge-
schaftsleitung eingerichtet ist. Auf Verlangen
werden die Informationen von der Verwaltungs-
gesellschaft kostenlos in Papierform zur Verfu-
gung gestellt. Ferner legt die Verwaltungsgesell-
schaftim Jahresbericht weitere Informationen zur
Mitarbeitervergltung offen.

14. Fondsauflésung / Anderung
des Verwaltungsreglements

Die Verwaltungsgesellschaft kann den Fonds
jederzeit auflosen oder das Verwaltungsregle-
ment andern. Einzelheiten sind im Verwaltungs-
reglement festgelegt.

15. Steuern

GemaR Artikel 174176 des Gesetzes von 2010
unterliegt das Fondsvermogen im GroBherzogtum
Luxemburg einer Steuer (taxe d’abonnement) von
zurzeit 0,05% per annum beziehungsweise 0,01%
per annum, die vierteljahrlich auf das jeweils am
Quartalsende ausgewiesene Netto-Fondsvermo-
gen zahlbar ist.

Der Satz betragt 0,01% per annum im Hinblick
auf:

— Fonds, deren ausschlieBlicher Zweck die
Anlage in Geldmarktinstrumente und Termin-
gelder bei Kreditinstituten ist;

— Fonds, deren ausschlieRlicher Zweck die
Anlage in Termingelder bei Kreditinstituten
ist;

— einzelne (Teil-)Fonds sowie einzelne Anteil-
klassen, sofern die Anlage in diese (Teil-)
Fonds oder Anteilklassen einem oder mehre-
ren institutionellen Anlegern vorbehalten ist.

GemaB Artikel 175 des Gesetzes von 2010 kann
ein (Teil-)Fondsvermogen oder eine Anteilklasse
unter bestimmten Voraussetzungen von der taxe
d‘abonnement auch vollstandig befreit werden.

Der flr den Fonds anwendbare Steuersatz geht
aus dem Besonderen Teil des Verkaufsprospekts
hervor.

Die Einklinfte des Fonds kénnen in Landern, in
denen das Fondsvermaogen angelegt ist, der
Quellenbesteuerung unterworfen werden. In
solchen Fallen sind weder Verwahrstelle noch
Verwaltungsgesellschaft zur Einholung von
Steuerbescheinigungen verpflichtet.

Die steuerliche Behandlung der Fondsertrage
beim Anleger hangt von den fur den Anleger im
Einzelfall geltenden steuerlichen Vorschriften ab.
Fur Auskunfte uber die individuelle Steuerbelas-
tung beim Anleger (insbesondere Steueraus-
lander) sollte ein Steuerberater herangezogen
werden.

16. Verkaufsbeschrankungen

Die hiermit angebotenen Anteile wurden nicht
von der United States Securities and Exchange
Commission (SEC) oder einer anderen Regie-
rungsbehorde der Vereinigten Staaten von Ameri-
ka genehmigt, und weder die SEC, noch eine
andere Behorde der Vereinigten Staaten von
Amerika hat die Richtigkeit oder Zweckdienlich-
keit dieses Verkaufsprospekts tiberprift. Die
Anteile werden auRerhalb der Vereinigten Staaten
von Amerika in Ubereinstimmung mit der Regula-
tion S des United States Securities Act von 1933
in der jeweils gliltigen Fassung (der Securities
Act) angeboten und verkauft. Jede Person, die
eine US-Person (entsprechend der Definition des
Begriffes ,U.S. person” gemaR Regulation S des
Securities Act) ist, ist nicht berechtigt, in den
Fonds zu investieren. Die Verwaltungsgesellschaft
wurde und wird nicht als Investmentgesellschaft
gemal dem United States Investment Company
Act von 1940 in der gednderten Fassung (Invest-
ment Company Act) registriert und unterliegt
daher nicht den Bestimmungen des Investment
Company Act, welche den Schutz von Anlegern in
registrierten Investmentgesellschaften gewahr-
leisten sollen.

Die Anteile dirfen nicht an US-Personen verkauft,
abgetreten, Ubertragen, verpfandet, sicherungs-

Ubereignet, US-Personen zugerechnet, mit Rech-
ten von US-Personen belastet oder mit US-Perso-
nen getauscht werden, und Derivatekontrakte,
Tauschgeschafte (Swap), strukturierte Schuld-
verschreibungen (structured note) oder andere
Vereinbarungen durfen nicht US-Personen unmit-
telbar, mittelbar oder synthetisch Rechte an den
Anteilen einraumen oder US-Personen den Be-
stimmungen solcher Vereinbarungen in Bezug auf
die Anteile unterwerfen (jeweils die Uber-
tragung). Jede derartige Ubertragung an eine
US-Person ist nichtig.

16.1 Foreign Account Tax
Compliance Act - ,,FATCA"
Die Bestimmungen des Foreign Account Tax
Compliance Act (allgemein bekannt als FATCA)
sind Bestandteil des Hiring Incentives to Restore
Employment Act, der im Marz 2010 in den USA in
Kraft getreten ist. Diese Bestimmungen des
US-Rechts dienen der Bekampfung von Steuer-
flucht durch US-Blirger. Danach sind Finanzinstitu-
te auBerhalb der USA (auslandische Finanzinstitute
oder FFIs) verpflichtet, der US-Steuerbehdrde, dem
Internal Revenue Service (IRS), jéhrlich Angaben zu
von ,Spezifizierten US-Personen” direkt oder
indirekt unterhaltenen ,Finanzkonten” zu machen.
Im Allgemeinen wird bei FFls, die dieser Berichts-
pflicht nicht nachkommen, den sogenannten
Non-Participating Foreign Financial Institution
(NPFFI), eine Strafsteuer in Hohe von 30% auf
bestimmte Einkiinfte aus US-Quellen angewandt.

Grundsatzlich haben Nicht-US-Fonds, wie zum
Beispiel dieser Fonds, einen FFI-Status und
mussen mit dem IRS einen FFl-Vertrag abschlie-
Ben, sofern sie nicht als ,FATCA-konform” einge-
stuft werden oder, vorbehaltlich eines zwischen-
staatlichen Model 1-Abkommens (IGA), entweder
als ,Reporting Financial Institution” oder als
.Non-Reporting Financial Institution” die Anforde-
rungen des IGA ihres Heimatstaats erfillen. IGAs
sind Abkommen zwischen den USA und anderen
Staaten zur Umsetzung der FATCA-Anforderun-
gen. Am 28. Marz 2014 hat das GroRherzogtum
Luxemburg ein Model 1-Abkommen mit den USA
sowie ein zugehoriges Memorandum of Under-
standing unterzeichnet. Die Umsetzung dieses
IGAs in nationales Recht ist im GroBherzogtum
Luxemburg durch das FATCA-Gesetz erfolgt.

Die Verwaltungsgesellschaft beachtet alle Anfor-
derungen resultierend aus FATCA und insbeson-
dere aus dem luxemburgischen IGA sowie aus
dem nationalen Umsetzungsgesetz. In diesem
Zusammenhang kann es unter anderem erforder-
lich werden, dass die Verwaltungsgesellschaft
neue Anleger auffordert, erforderliche Dokumen-
te zum Nachweis ihrer Steueransassigkeit vorzule-
gen, um auf dieser Grundlage zu prifen, ob sie
als Spezifizierte US-Personen einzustufen sind.

Anleger und fur Anleger handelnde Intermediare
sollten beachten, dass nach den geltenden
Grundsatzen des Fonds Anteile fir Rechnung von
US-Personen weder angeboten noch verkauft
werden und spatere Ubertragungen von Anteilen
auf US-Personen untersagt sind. Sofern Anteile



von einer US-Person als wirtschaftlichem Eigentu-
mer gehalten werden, kann die Verwaltungsge-
sellschaft nach eigenem Ermessen eine Zwangs-
ricknahme der entsprechenden Anteile
vornehmen.

16.2 Gemeinsamer Meldestandard
(Common Reporting Standard —
CRS)

Um einen umfassenden und multilateralen auto-

matischen Informationsaustausch auf globaler

Ebene zu ermoglichen, wurde die OECD von den

G8/G20-Staaten beauftragt, einen globalen

Meldestandard auszuarbeiten. Dieser Meldestan-

dard wurde in die geanderte Richtlinie tiber die

Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden (DAC

2) vom 9. Dezember 2014 aufgenommen. Die

EU-Mitgliedstaaten haben diese Richtlinie bis zum

31. Dezember 2015 in nationales Recht umgesetzt,

was im GroBherzogtum Luxemburg durch das

CRS-Gesetz erfolgt ist.

Unter dem Gemeinsamen Meldestandard sind
bestimmte Finanzinstitute luxemburgischen
Rechts dazu verpflichtet, eine Identifizierung ihrer
Kontoinhaber durchzuflhren und zu bestimmen,
wo die Kontoinhaber steuerlich ansassig sind
(dabei gelten auch Investmentfonds wie dieser
grundsatzlich als Finanzinstitute luxemburgischen
Rechts). Hierzu muss ein Finanzinstitut luxembur-
gischen Rechts, das als ,Reporting Financial
Institution” anzusehen ist, eine Selbstauskunft
einholen, um den Status im Sinne des CRS und/
oder die steuerliche Ansassigkeit seiner Konto-
inhaber bei Kontoeroffnung zu bestimmen.

Luxemburgische ,Reporting Financial Institu-
tions” sind verpflichtet, der luxemburgischen
Steuerverwaltung (Administration des contribu-
tions directes) die Informationen tber Inhaber
von Finanzkonten seit 2017 jahrlich zu Gbermit-
teln, erstmalig fiir das Steuerjahr 2016. Die Uber-
mittlung erfolgt jahrlich bis zum 30. Juni und
umfasst (in bestimmten Féllen) auch die beherr-
schenden Personen, die in einem meldepflichti-
gen Staat (wird durch eine GroRherzogliche
Verordnung festgelegt) steuerlich ansassig sind.
Die luxemburgische Steuerverwaltung tauscht
diese Informationen jahrlich automatisch mit den
zustandigen auslandischen Steuerbehorden aus.

16.3 Datenschutz im Zusammenhang
mit CRS
GemaR dem CRS-Gesetz und den luxemburgi-
schen Datenschutzvorschriften ist jede betroffene
(das heift potenziell meldepflichtige) natiirliche
Person vor der Verarbeitung ihrer personenbezo-
genen Daten durch die luxemburgische ,Re-
porting Financial Institution” Uber die Verarbei-
tung der Daten zu informieren.

Wenn der Fonds als ,Reporting Financial Instituti-
on" einzustufen ist, setzt er die natiirlichen Perso-
nen, welche meldepflichtige Personen im Sinne
der obigen Erlauterungen sind, im Einklang mit
den luxemburgischen Datenschutzvorschriften
daruber in Kenntnis.

Die ,Reporting Financial Institution” ist fur die
Verarbeitung der personenbezogenen Daten
verantwortlich und ist fiir Zwecke des CRS-Geset-
zes die fur die Verarbeitung verantwortliche
Stelle.

— Die personenbezogenen Daten sind fur die
Verarbeitung im Sinne des CRS-Gesetzes
bestimmt.

— Die Daten konnen der luxemburgischen
Steuerverwaltung (Administration des contri-
butions directes) gemeldet werden, welche
sie gegebenenfalls an die zustandige(n)
Behorde(n) eines oder mehrerer meldepflichti-
ger Staaten weiterleitet.

— Wenn eine Informationsanfrage fur Zwecke
des CRS-Gesetzes an die betroffene naturliche
Person gesendet wird, ist sie zu einer Antwort
verpflichtet. Die Nichtbeantwortung innerhalb
der vorgeschriebenen Frist kann eine (fehler-
hafte oder doppelte) Meldung des Kontos an
die luxemburgische Steuerverwaltung zur
Folge haben.

Jede betroffene natirliche Person hat das Recht,
die flr Zwecke des CRS-Gesetzes an die luxem-
burgische Steuerverwaltung Gbermittelten Daten
einzusehen und sie bei Bedarf berichtigen zu
lassen.

16.4 Sprachversionen

Die deutsche Fassung des Verkaufsprospekts ist
maBgeblich. Die Verwaltungsgesellschaft kann im
Hinblick auf Anteile des Fonds, die an Anleger in
dem jeweiligen Land verkauft wurden, fir sich
selbst und den Fonds Ubersetzungen in Sprachen
solcher Lander als verbindlich erklaren, in wel-
chen solche Anteile zum 6ffentlichen Vertrieb
zugelassen sind.



Anlegerprofile

Die Definitionen der nachfolgenden Anleger-
profile wurden unter der Voraussetzung von
normal funktionierenden Markten erstellt. Im
Falle von unvorhersehbaren Marktsituationen und
Marktstorungen aufgrund nicht funktionierender
Markte konnen sich jeweils weitergehende
Risiken ergeben.

Anlegerprofil ,sicherheitsorientiert”

Der Fonds ist fiir den sicherheitsorientierten
Anleger mit geringer Risikoneigung konzipiert,
der zwar eine stetige Wertentwicklung, jedoch
auf niedrigem Renditeniveau, zum Anlageziel hat.
Kurz- und langfristige Schwankungen des Anteil-
wertes sowie auch der Verlust bis zum Totalver-
lust des eingesetzten Kapitals sind moglich. Der
Anleger ist bereit und in der Lage, auch einen
finanziellen Verlust zu tragen; er legt keinen Wert
auf Kapitalschutz.

Anlegerprofil ,renditeorientiert”

Der Fonds ist fir den renditeorientierten Anleger
konzipiert, der Kapitalwachstum durch Dividen-
denausschulttungen und Zinsertrage aus Anleihen
sowie Geldmarktinstrumenten erzielen mochte.

Wertentwicklung

Den Ertragserwartungen stehen Risiken im
Aktien-, Zins- und Wahrungsbereich sowie Boni-
tatsrisiken und die Moglichkeit des Verlustes bis
zum Totalverlust des eingesetzten Kapitals
gegenuber. Der Anleger ist bereit und in der
Lage, auch einen finanziellen Verlust zu tragen;
er legt keinen Wert auf Kapitalschutz.

Anlegerprofil ,wachstumsorientiert”

Der Fonds ist flr den wachstumsorientierten
Anleger konzipiert, der hoheren Kapitalzuwachs
erreichen mochte und dabei gleichzeitig erhohte
Risiken akzeptiert. Den Ertragserwartungen
stehen hohe Risiken im Aktien-, Zins- und Wah-
rungsbereich sowie Bonitatsrisiken und die
Maglichkeit von hohen Verlusten bis zum Total-
verlust des eingesetzten Kapitals gegentber. Der
Anleger ist bereit und in der Lage, einen solchen
finanziellen Verlust zu tragen; er legt keinen Wert
auf einen Kapitalschutz.

Anlegerprofil ,risikoorientiert”

Der Fonds ist fUr den risikoorientierten Anleger
konzipiert, der ertragsstarke Anlageformen sucht
und dafir hohe Wertschwankungen sowie dem-

entsprechend sehr hohe Risiken in Kauf nimmt.
Die starken Kursschwankungen sowie hohen
Bonitatsrisiken haben vortibergehende oder
endgultige Anteilwertverluste zur Folge. Der
hohen Ertragserwartung und der Risiko-
bereitschaft des Anlegers steht die Moglichkeit
von hohen Verlusten bis zum Totalverlust des
eingesetzten Kapitals gegenutber. Der Anleger ist
bereit und in der Lage, einen solchen finanziellen
Verlust zu tragen; er legt keinen Wert auf Kapital-
schutz.

Die Verwaltungsgesellschaft ubermittelt zu-
satzliche, das Profil des typischen Anlegers
beziehungsweise die Zielkundengruppe fur dieses
Finanzprodukt betreffende Informationen an
Vertriebsstellen und Vertriebspartner. Wird der
Anleger beim Erwerb von Anteilen durch Ver-
triebsstellen beziehungsweise Vertriebspartner
der Gesellschaft beraten oder vermitteln diese
den Kauf, weisen sie ihm daher gegebenenfalls
zusatzliche Informationen aus, die sich auch auf
das Profil des typischen Anlegers beziehen.

Aus der bisherigen Wertentwicklung lassen

sich keine Aussagen uber die zukinftigen Ergeb-
nisse des Fonds ableiten. Der Wert der Anlage
und die daraus zu erzielenden Ertrage konnen
sich nach oben und nach unten entwickeln,

sodass der Anleger auch damit rechnen muss,
den angelegten Betrag nicht zurlickzuerhalten.

Daten zur aktuellen Wertentwicklung konnen der
Internetseite der Verwaltungsgesellschaft unter

www.dws.com/fundinformation, dem Basisinfor-
mationsblatt oder den Halbjahres- und Jahres-
berichten des Fonds entnommen werden.



B. Verkaufsprospekt — Besonderer Teil

AL GlobalAktiv+

Anlegerprofil

Wachstumsorientiert

Fondswihrung

EUR

Fondsmanager

DWS Investment GmbH und DWS International GmbH,

Mainzer LandstraBe 11-17, 60329 Frankfurt am Main, Deutschland

Die Verwaltungsgesellschaft hat einen Anlageverwaltungsvertrag mit der DWS Investment GmbH, Frankfurt
am Main, geschlossen. Die DWS Investment GmbH, Frankfurt am Main, hat unter eigener Aufsicht, Kontrolle
und Verantwortung und auf eigene Kosten einen Anlageverwaltungsvertrag mit der DWS International GmbH
geschlossen. Die Verwaltung des Teilfondsvermaogens wird von beiden Unternehmen in enger Zusammen-
arbeit mittels gemeinsamer Prozesse und T-Systeme durchgefuhrt.

Auflegungsdatum

13.5.2008
(fir abweichende Auflegungsdaten einzelner Anteilklassen siehe bitte unten in der Anteilklassentbersicht)

Erstausgabepreis

Die entsprechenden Erstausgabepreise einzelner Anteilklassen sind der Anteilklassenubersicht unten
zu entnehmen.

Garantie

Ja, zum exakten Garantieumfang siehe den nachfolgenden Abschnitt ,Garantie”.

Performance-Benchmark

Referenzportfolio
(Risiko-Benchmark)

1M Euribor (15%) und MSCI World (85%) in EUR

Hebelwirkung

Maximal doppelter Wert des Fondsvermaogens.

Bewertungstag

Jeder Bankarbeitstag im GroRherzogtum Luxemburg und Frankfurt am Main.
Bankarbeitstag bezeichnet einen Tag, an dem Geschaftsbanken gedffnet sind und Zahlungen abwickeln.

Orderannahme

Alle Auftrage erfolgen auf Grundlage eines unbekannten Anteilwertes. Auftrage, die bis spatestens

11:45 Uhr Ortszeit Luxemburg an einem Bewertungstag bei der Verwaltungsgesellschaft oder gegebenenfalls
benannten Zahlstelle eingegangen sind, werden auf der Grundlage des Anteilwertes des darauffolgenden
Bewertungstags abgerechnet. Auftrage, die nach 11:45 Uhr Ortszeit Luxemburg eingehen, werden auf der
Grundlage des Anteilwertes des Ubernachsten Bewertungstags abgerechnet.

Valuta

Beim Kauf erfolgt die Belastung des Gegenwertes innerhalb von zwei Bankarbeitstagen nach der Anteilausgabe.
Die Gutschrift des Gegenwertes erfolgt innerhalb von zwei Bankarbeitstagen nach der Ricknahme der Anteile.

Laufzeitende

Unbefristet

Anteilsbruchteile

Bis zu drei Nachkommastellen

Maximale
Verwaltungsvergiitung

bei der Anlage in Zielfonds

(vom Fonds zu tragen)

3,25% per annum

Verdffentlichung der 24.04.2024
Hinterlegung des
Verwaltungsreglements

im RESA

Inkrafttreten des 01.04.2024

Verwaltungsreglements




Uberblick tiber die Anteilklassen

Anteilklassenwahrung LC, VC** EUR
Erstausgabepreis LC 105,

VC** 100,-
Mindestanlagesumme LC keine

VC** 400.000,-
Ausgabeaufschlag LC 0%
(vom Anteilhaber zu tragen) VC** 0%
Riicknahmeabschlag LC, VC** 0%
(vom Anteilinhaber zu tragen)
Kostenpauschale p.a.** LC bis zu 1,20% p.a.
(vom Fonds zu tragen) VC** bis zu 0,60% p.a.
Taxe d'abonnement LC, VC** 0,05%
(vom Fonds zu tragen)
Auflegungsdatum LC 13.5.2008

VC** Das Auflegungsdatum wird von der Verwaltungsgesellschaft fest-

gelegt. Der Verkaufsprospekt wird entsprechend aktualisiert.

* Dem Fonds konnen zuséatzlich die im Allgemeinen Teil des Verkaufsprospekts genannten Aufwendungen belastet werden.
**  Anteilklassen mit dem Zusatz ,V" werden nur Versicherungsgesellschaften und fiir Versicherungsprodukte angeboten.

Der Fonds weist aufgrund seiner Zusammensetzung/der von dem Fondsmanagement verwendeten Techniken eine erhéhte Volatilitat auf, das heif3t, die Anteil-
preise konnen auch innerhalb kurzer Zeitraume starkeren Schwankungen nach unten oder nach oben unterworfen sein.

Anlageziel und Anlagepolitik

Dieser Fonds bewirbt dkologische und soziale
Merkmale und berichtet gemaR Artikel 8 Absatz 1
der Verordnung (EU) 2019/2088 (iber nachhaltig-
keitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanz-
dienstleistungssektor (,SFDR"). Obwohl der Fonds
kein nachhaltiges Anlageziel verfolgt, legt er einen
Mindestanteil seiner Vermogenswerte in nachhalti-
gen Anlagen gemaR Artikel 2 Absatz 17 SFDR an.

Ziel der Anlagepolitik des Fonds AL GlobalAktiv+ ist
die Erwirtschaftung einer Wertsteigerung in Euro.

Der Fonds wird aktiv verwaltet. Der Fonds wird
nicht unter Bezugnahme auf eine Benchmark
verwaltet.

Der Fonds kann flexibel in verzinsliche Wert-
papiere, Wandelanleihen, Optionsanleihen, Partizi-
pations- und Genussscheine, Aktien, Aktien- und
Indexzertifikate, Aktienanleihen, Optionsscheine,
Geldmarktinstrumente, Geldmarktfonds, Einlagen
bei Kreditinstituten und in Anteile an Organismen
fur gemeinsame Anlagen in Wertpapieren bezie-
hungsweise bérsengehandelte Fonds (ETF - Ex-
change Traded Funds) investieren, sowie in die
jeweiligen Derivate aller vorherigen Instrumente
beziehungsweise Derivate auf Indizes.

Sofern das Fondsvermogen in Anteile an Organis-

men flr gemeinsame Anlagen in Wertpapieren
investiert wird, konnen neben borsengehandelten
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Fonds insbesondere Anteile an in- und auslandi-
schen Aktienfonds, gemischten Wertpapierfonds,
Wertpapierrentenfonds, Fonds, die in den interna-
tionalen Rohstoffbereich investieren, Geldmarkt-
fonds sowie Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeit-
struktur erworben werden.

Der Fonds kann bis zu 20% zusatzliche flussige
Mittel halten. Unter besonders unglinstigen
Marktbedingungen ist es gestattet, voriiberge-
hend diese Obergrenze von 20% zu Ubersteigen,
wenn und soweit dies im Interesse der Anleger
gerechtfertigt scheint.

Der Fonds investiert nicht in Zielfondsanteile/
Anteilklassen, die eine erfolgsabhangige Vergu-
tung ausweisen.

Mindestens 51% des Nettofondsvermogens
werden in Anlagen investiert, die mit den bewor-
benen 6kologischen und sozialen Merkmalen im
Einklang stehen. Innerhalb dieser Kategorie
qualifizieren sich mindestens 2,5% des Netto-
vermogens des Fonds als nachhaltige Anlagen
gemal Artikel 2 Absatz 17 SFDR.

Weitere Informationen iiber die von diesem
Fonds beworbenen 6kologischen und sozialen
Merkmale sowie den wichtigsten nachteiligen
Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren, die
beriicksichtigt werden, sind im Anhang zu
diesem Verkaufsprospekt enthalten.

Der Fonds darf nicht in Contingent Convertibles
investieren.

Der Fonds beabsichtigt, Wertpapierfinanzierungs-
geschafte unter den Bedingungen und in dem
Umfang zu nutzen, wie dies im Allgemeinen Teil
des Verkaufsprospekts naher ausgefthrt wird.

Das Fondsvermaogen kann daruber hinaus in allen
anderen zulassigen Vermogenswerten angelegt
werden.

Die jeweiligen mit den Anlagegegenstanden
verbundenen Risiken sind im Allgemeinen Teil des
Verkaufsprospekts dargestellt.

Wertbeeinflussende Faktoren und
besondere Risiken

Die Wertentwicklung des Fonds wird insbesonde-
re von folgenden Faktoren beeinflusst, aus denen
sich Chancen und Risiken ergeben:

— vorwiegend die Entwicklung der weltweiten
Aktien- und Rentenmarkte.

In Abweichung von Artikel 4 Absatz B. i) des
Verwaltungsreglements gilt Folgendes:

Das Fondsvermégen kann Anteile anderer Orga-
nismen fur gemeinsame Anlagen in Wertpapiere
und/oder Organismen fiir gemeinsame Anlagen
im Sinne von Artikel 4 Absatz A. e) erwerben,



wenn nicht mehr als 20% des Netto-Fondsvermo-
gens in ein und denselben Organismus fur ge-
meinsame Anlagen in Wertpapiere und/oder
Organismus flr gemeinsame Anlagen angelegt
werden.

Dabei ist jeder Teilfonds eines Umbrella-Fonds
wie ein eigenstandiger Emittent zu betrachten,
vorausgesetzt, das Prinzip der Einzelhaftung pro
Fonds findet im Hinblick auf Dritte Anwendung.

Anlagen in Anteile von anderen Organismen

fur gemeinsame Anlagen als Organismen fur
gemeinsame Anlagen in Wertpapieren durfen
insgesamt 30% des Netto-Fondsvermogens nicht
Ubersteigen.

Bei Anlagen in Anteile eines anderen Organismus
fur gemeinsame Anlagen in Wertpapieren und/
oder sonstigen Organismen flr gemeinsame
Anlagen werden die Anlagewerte des betreffen-
den Organismus fur gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren oder sonstigen Organismen fur
gemeinsame Anlagen in Bezug auf die in Ab-
satz B. a), b), ¢), d), e) und f) genannten Ober-
grenzen nicht berucksichtigt.

Wertsicherungsstrategie

Der Fonds folgt einer dynamischen Wertsiche-
rungsstrategie, bei der laufend marktabhangig
zwischen der Wertsteigerungskomponente

(zum Beispiel bestehend aus risikoreicheren Fonds
wie Aktien- und riskanteren Rentenfonds, Direkt-
anlagen in oder Derivate auf risikoreichere Kompo-
nenten wie Aktien und riskantere Rentenpapiere)
und der Kapitalerhaltkomponente (zum Beispiel
bestehend aus weniger risikoreichen Renten-/Geld-
marktpublikumsfonds beziehungsweise Direktanla-
gen in oder Derivate auf weniger risikoreiche
Renten-/Geldmarktpapiere) umgeschichtet wird.
So wird versucht, einen Mindestwert sicherzustel-
len und zugleich eine maoglichst hohe Partizipation
an Kurssteigerungen in der Wertsteigerungskom-
ponente zu erreichen. Ziel ist, dem Anleger eine
Partizipation an steigenden Markten zu erlauben,
und dennoch gleichzeitig das Verlustrisiko im Fall
sinkender Markte zu begrenzen. Die Absicherung
des Mindestwertes bei paralleler Wahrnehmung
von Kursgewinnchancen wird durch Umschichtun-
gen zwischen der Wertsteigerungskomponente
und der Kapitalerhaltkomponente je nach Marktla-
ge vorgenommen. Bei steigenden Kursen steigt im
Allgemeinen auch der Anteil der Wertsteigerungs-
komponente im Fonds. Im Gegenzug wird der
Anteil der Kapitalerhaltkomponente reduziert. In
Zeiten fallender Markte wird demgegenUber der
Anteil der Wertsteigerungskomponente reduziert
und der Anteil der Kapitalerhaltkomponente
erhoht.

Der Fonds verflgt tiber einen Absicherungs-
mechanismus, der wahrend einer monatlichen
Absicherungsperiode, jeweils beginnend am

1. eines Monats, einen Mindestwert von 80% des
Anteilwertes vom letzten Bewertungstag der
vorangegangenen Absicherungsperiode sichert.
Weitere Einzelheiten sind im Abschnitt ,Garantie”
beschrieben.

Die Wertsicherungsstrategie beinhaltet gewisse
Risiken, auf die aufmerksam gemacht wird:

Der Fonds unterliegt dem Risiko der Wertentwick-
lung der im Fonds enthaltenen Aktien-/Rohstoff-
publikumsfonds und Renten-/Geldmarktpubli-
kumsfonds beziehungsweise Direktanlagen in
Renten-/Geldmarktpapiere, der Volatilitat dieser
Markte sowie der Entwicklung des Marktzinsni-
veaus.

Hohe Volatilitat der Finanzmarkte kann die Flexibi-
litat der beschriebenen Anlagestrategie dauerhaft
beeintrachtigen und die Anteilwertentwicklung
negativ beeinflussen. Vor allem nach einer langer
anhaltenden, sehr schwankungsintensiven Markt-
phase kann der Fonds an kiinftigen Aktien- bezie-
hungsweise Rohstoffmarktsteigerungen unter
Umstanden nur noch unterproportional oder im
Extremfall Uberhaupt nicht mehr partizipieren. Im
letzten Fall ist der Fonds dann zu 100% in die
weniger riskanten Renten-/Geldmarktpublikums-
fonds beziehungsweise Direktanlagen in Renten-/
Geldmarktpapiere investiert.

Um einen Schutz vor extremen Verlusten der
risikoreicheren Komponenten innerhalb eines
sehr kurzen Zeitraumes, in dem es der Gesell-
schaft nicht moglich ist, entsprechende Gegen-
geschafte zu tatigen, zu gewahrleisten, legt der
Fonds auch regelmaRig in derivative Instrumente
an, die in einem solchen Verlustfall die Wertver-
luste ab einer gewissen Grenze kompensieren.

Risikomanagement

Fur das Fondsvermogen wird als Methode fir die
Marktrisikobegrenzung der relative Value-at-Risk
(VaR)-Ansatz verwendet.

Zuséatzlich zu den Bestimmungen im Allgemeinen
Teil dieses Verkaufsprospekts wird das potenzielle
Marktrisiko des Fonds an einem Referenzportfolio
gemessen, das keine Derivate enthalt (Risiko-
Benchmark).

Die genaue Zusammensetzung des Vergleichsver-
mogens kann auf Nachfrage bei der Verwaltungs-
gesellschaft angefordert werden.

Die Hebelwirkung wird voraussichtlich nicht den
doppelten Wert des Fondsvermaogens Uberschrei-
ten. Die angegebene erwartete Hebelwirkung ist
jedoch nicht als zusatzliche Risikogrenze fur den
Fonds anzusehen.

Garantie

Die DWS Investment S.A. garantiert, dass der
Anteilwert des Fonds zuzuglich etwaiger Aus-
schittungen wahrend der monatlichen Absiche-
rungsperioden nicht unter 80% des am letzten
Bewertungstag der vorangegangenen Absiche-
rungsperiode ermittelten Netto-Inventarwertes
liegt (,Garantiewert”). Sollte der Garantiewert
nicht erreicht werden, wird die DWS Investment
S.A. den Differenzbetrag aus eigenen Mitteln in
das Fondsvermogen einzahlen.

Der Garantiewert wird jeweils am letzten Bewer-
tungstag eines Monats ermittelt und gilt fur den
jeweils folgenden Kalendermonat. Der Garantie-
wert entspricht 80% des Netto-Inventarwertes
am letzten Bewertungstag der vorangegangenen
Absicherungsperiode. Sobald mit dem Ende einer
Absicherungsperiode fur den Folgemonat ein
neuer Garantiewert ermittelt wurde, verliert der
vorherige Garantiewert seine Gultigkeit.

Die Garantie dient ausschlieflich einer kurzfristi-
gen Absicherung eines Mindest-Netto-Inventar-
wertes. Langfristig ergibt sich hieraus keine
wirksame Absicherung des Netto-Inventarwertes.

Die genaue Hohe des jeweiligen Garantiewertes
und der jeweils gultige Garantiezeitpunkt konnen
bei der Verwaltungsgesellschaft und den Zahl-
stellen erfragt werden und werden in den Halb-
jahres- und Jahresberichten veroffentlicht.

Das Recht zur Fusion nach Artikel 17 des Verwal-
tungsreglements ist im Hinblick auf die bestehen-
de Garantie ausgeschlossen.

Borsen und Markte

Die Verwaltungsgesellschaft kann die Anteile des
Fondsvermogens an einer Borse zur Notierung
zulassen oder an geregelten Markten handeln
lassen; derzeit macht die Verwaltungsgesellschaft
von dieser Moglichkeit keinen Gebrauch.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die
Anteile ohne Zustimmung der Verwaltungsgesell-
schaft an anderen Markten gehandelt werden. Ein
Dritter kann ohne Zustimmung der Verwaltungs-
gesellschaft veranlassen, dass die Anteile in den
Freiverkehr oder einen anderen auf3erborslichen
Handel einbezogen werden.

Der dem Borsenhandel oder Handel an sons-
tigen geregelten Markten zugrundeliegende
Marktpreis wird nicht ausschlief3lich durch den
Wert der im Fondsvermégen gehaltenen Vermo-
gensgegenstande, sondern auch durch Angebot
und Nachfrage bestimmt. Daher kann dieser
Marktpreis von dem ermittelten Anteilwert
abweichen.

Anlage in Anteilen an Zielfonds
Erganzend zu den Angaben im Allgemeinen Teil
des Verkaufsprospekts gilt fur diesen Fonds:

Der Fonds wird nicht in Zielfonds anlegen, bei
welchen die Verwaltungsvergutung eine be-
stimmte Hohe Uberschreitet. Genauere Infor-
mationen Uber die maximalen Verwaltungsver-
gutung fur den Fonds konnen der tabellarischen
Ubersicht entnommen werden.

Bei der Anlage in verbundene Zielfonds wird die
Kostenpauschale fur den auf Anteile an verbun-
denen Zielfonds entfallenden Teil um die von den
erworbenen Zielfonds berechnete Kostenpau-
schale/Verwaltungsvergltung gekurzt, gegebe-
nenfalls bis zu ihrer gesamten Hohe (Differenz-
methode).



Vorvertragliche Informationen zu den in Artikel 8 Absatze 1, 2 und 2a der Verordnung
(EU) 2019/2088 und Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852 genannten
Finanzprodukten

Eine nachhaltige Name des Produkts: AL GlobalAktiv+

Investition ist eine

Investition in eine Unternehmenskennung (LEI-Code): 549300LTW6YN50TZQL50
Wirtschaftstatigkeit, die

zur Erreichung eines ISIN: LU0327386487

Umweltziels oder

sozialen Ziels beitragt,

vorausgesetzt, dass

diese Investition keine "

Umweltziele oder Okologische und/oder soziale Merkmale
sozialen Ziele erheblich

beeintrachtigt und die

Unternehmen, in die

investiert wird,

Verfahrensweisen einer  Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt?

guten
Unternehmensfiihrung . ' Ja . X Nein
anwenden. 4
Die EU-Taxonomie ist Es wird d:'amit ein Min_d_estanteil_an X Es werden damit 6kologischelsozia_le

. e nachhaltigen Investitionen mit Merkmale beworben und obwohl keine
Il KIaSS|f|kqt|ons- einem Umweltziel getatigt: _ % nachhaltigen Investitionen angestrebt
system, das in der werden, enthalt es einen Mindestanteil von
Verordnung (EU) 2,5% an nachhaltigen Investitionen
2020/852 festgelegt ist
und ein Verzeichnis von in Wirtschaftstatigkeiten, die mit einem Umweltziel in
okologisch nach der EU-Taxonomie als Wirtschaftstatigkeiten, die nach der EU-
nachhaltigen Okologisch nachhaltig Taxonomie
Wirtschaftstatigkeiten einzustufen sind als 6kologisch nachhaltig

enthalt. Diese einzustufen sind

Verordnung umfasst

: 2 in Wirtschaftstatigkeiten, die X mit einem Umweltziel in
kein Verzeichnis der nach der EU-Taxonomie nicht als Wirtschaftstatigkeiten, die nach der EU-
sozial nachhaltigen dkologisch nachhaltig Taxonomie
Wirtschaftstatigkeiten. einzustufen sind nicht als 6kologisch
Nachhaltige nachhaltig einzustufen sind
Investitionen mit einem
Umweltziel kénnten X mit einem sozialen Ziel
taxonomiekonform sein
oder nicht.
Es wird damit ein Mindestanteil an Es werden damit 6kologische/soziale
nachhaltigen Investitionen mit Merkmale beworben, aber keine
einem sozialen Ziel getatigt: _ % nachhaltigen Investitionen getatigt.

Welche 6kologischen und/oder sozialen Merkmale werden mit diesem Finanzprodukt beworben?

Dieser Fonds bewirbt 6kologische und soziale Merkmale in den Bereichen Klimaschutz,
Unternehmensfiihrung (Governance) und soziale Normen sowie der allgemeinen ESG-Qualitat, indem
folgende Emittenten gemieden werden: (1) Emittenten mit exzessiven Klima- und Transitionsrisiken,
(2) Unternehmen mit der schlechtesten DWS Norm-Bewertung (d.h. im Hinblick auf die Einhaltung
internationaler Normen fir Unternehmensfiihrung, Menschen- und Arbeitnehmerrechte, Kunden- und
Umweltsicherheit und Geschaftsethik), (3) Unternehmen mit sehr schwerwiegenden, ungelésten
Kontroversen in Bezug auf die Prinzipien des United Nations Global Compact (UN Global Compact),
(4) Emittenten, die im Verhaltnis zu ihrer Vergleichsgruppe am schlechtesten hinsichtlich Umwelt-,
Sozial- und Governance-Risiken bewertet sind, (5) Staaten, die vom Freedom House als ,nicht frei*
gekennzeichnet werden, (6) Unternehmen, deren Beteiligung an kontroversen Sektoren eine
vordefinierte Umsatzgrenze Ubersteigen und/oder (7) Unternehmen mit Involvierung in kontroversen
Waffen.

Dieser Fonds bewirbt zudem einen Mindestanteil an nachhaltigen Anlagen, die einen positiven Beitrag
zu einem oder mehreren Zielen der Vereinten Nationen fiir eine nachhaltige Entwicklung (UN SDGs)
leisten.

Dieser Fonds hat keinen Referenzwert fiir die Erreichung der beworbenen ¢kologischen und/oder
sozialen Merkmale bestimmt.



Mit Nachhaltigkeits-
indikatoren wird
gemessen, inwieweit
die mit dem
Finanzprodukt
beworbenen
Okologischen oder
sozialen Merkmale
erreicht werden.

Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung der einzelnen 6kologischen
oder sozialen Merkmale, die durch dieses Finanzprodukt beworben werden, herangezogen?

Die Erreichung der beworbenen 6kologischen und sozialen Merkmale sowie die Nachhaltigkeit der
Anlagen wird mittels einer hauseigenen DWS ESG-Bewertungsmethodik bewertet, die im Abschnitt
»Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die flir die Auswahl der Investitionen
zur Erfullung der beworbenen 6kologischen oder sozialen Ziele verwendet werden?” naher
beschrieben wird. Die Methode umfasst verschiedene Bewertungsansatze, die als
Nachhaltigkeitsindikatoren zur Bewertung der Erreichung der beworbenen ékologischen und sozialen
Merkmale herangezogen werden. Hierzu gehéren:

* DWS Klima- und Transitionsrisiko-Bewertung dient als Indikator dafur, in welchem Male ein
Emittent Klima- und Transitionsrisiken ausgesetzt ist.

- DWS Norm-Bewertung dient als Indikator dafiir, in welchem Mafe bei einem Unternehmen Norm-
VerstdRe gegen internationale Standards auftreten.

* UN Global Compact- Bewertung dient als Indikator dafir, ob ein Unternehmen direkt in eine oder
mehrere sehr schwerwiegende, ungeldste Kontroversen in Bezug auf den UN Global Compact
verwickelt ist.

- DWS ESG-Qualitdtsbewertung dient als Indikator fur den Vergleich der Umwelt-, Sozial- und
Governance-Risiken eines Emittenten im Verhaltnis zu seiner Vergleichsgruppe.

» Freedom House Status dient als Indikator fiir die politisch-zivile Freiheit eines Staates.

« Beteiligung an kontroversen Sektoren dient als Indikator dafir, inwieweit ein Unternehmen an
kontroversen Sektoren beteiligt ist.

- DWS Ausschliisse fiir kontroverse Waffen dient als Indikator dafir, inwieweit ein Unternehmen an
kontroversen Waffen beteiligt ist.

* DWS-Methodik zur Bestimmung von nachhaltigen Anlagen gemaR Artikel 2 Absatz 17 SFDR
(DWS-Nachhaltigkeitsbewertung) wird als Indikator zur Messung des Anteils nachhaltiger Anlagen
herangezogen.



Welches sind die Ziele der nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt teilweise getatigt
werden sollen, und wie tragt die nachhaltige Investition zu diesen Zielen bei?

Der Fonds investiert teilweise in nachhaltige Anlagen gemaf Artikel 2 Absatz 17 der EU-Verordnung
2019/2088 Uber nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor
(SFDR). Diese nachhaltigen Anlagen tragen mindestens zu einem der UN SDGs bei, die 6kologische
und/oder soziale Zielsetzungen haben, wie beispielsweise folgende (nicht abschlieRende Liste):

* Ziel 1: Keine Armut

« Ziel 2: Kein Hunger

« Ziel 3: Gesundheit und Wohlergehen

« Ziel 4: Hochwertige Bildung

« Ziel 5: Geschlechtergleichheit

« Ziel 6: Sauberes Wasser und Sanitareinrichtungen
« Ziel 7: Bezahlbare und saubere Energie

« Ziel 8: Menschenwdirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum
« Ziel 10: Weniger Ungleichheit

« Ziel 11: Nachhaltige Stadte und Gemeinden

* Ziel 12: Nachhaltige/r Konsum und Produktion

« Ziel 13: MaRnahmen zum Klimaschutz

« Ziel 14: Leben unter Wasser

* Ziel 15: Leben an Land

Der Umfang des Beitrags zu den einzelnen UN SDGs variiert in Abhangigkeit von den tatsachlichen
Anlagen im Portfolio.

Die DWS ermittelt den Beitrag zu den UN SDGs mittels ihrer DWS-Nachhaltigkeitsbewertung von
Anlagen, bei der potenzielle Anlagen anhand verschiedener Kriterien dahingehend beurteilt werden,
ob eine Anlage als nachhaltig eingestuft werden kann. Im Rahmen dieser Bewertungsmethodik wird
beurteilt, ob (1) eine Anlage einen positiven Beitrag zu einem oder mehreren UN SDGs leistet, (2) der
Emittent diese Ziele erheblich beeintrachtigt (Do Not Significantly Harm — ,DNSH" Bewertung), und (3)
das Unternehmen Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfihrung anwendet.

In die DWS-Nachhaltigkeitsbewertung von Anlagen flieRen Daten von mehreren Datenanbietern, aus
offentlichen Quellen und/oder internen Bewertungen auf Grundlage einer festgelegten Bewertungs-
und Klassifizierungsmethodik ein, um festzustellen, ob eine Anlage nachhaltig ist. Tatigkeiten, die
einen positiven Beitrag zu den UN SDGs leisten, werden in Abhangigkeit von der Anlage nach
Umsatz, Investitionsaufwendungen (CapEx) und/oder betrieblichen Aufwendungen (OpEx) bewertet.
Wird ein positiver Beitrag festgestellt, gilt die Anlage als nachhaltig, wenn der Emittent die DNSH-
Bewertung besteht und das Unternehmen Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfiihrung
anwendet.

Der Anteil an nachhaltigen Anlagen gemaf Artikel 2 Absatz 17 SFDR im Portfolio wird proportional zu
den wirtschaftlichen Aktivitaten der Emittenten berechnet, die als nachhaltig qualifizieren. Abweichend
hiervon erfolgt im Falle von Use of Proceed Bonds die als nachhaltige Anlage qualifizieren eine
Anrechnung des Wertes der gesamten Anleihe in den Anteil an nachhaltigen Anlagen.

Der Fonds strebt derzeit keinen Mindestanteil an nachhaltigen Anlagen an, die mit einem
Okologischen Ziel gemal der EU-Taxonomie im Einklang stehen.

Inwiefern werden die nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt teilweise getatigt werden
sollen, keinem der 6kologischen oder sozialen nachhaltigen Anlagezielen erheblich schaden?

Die DNSH-Bewertung ist ein integraler Bestandteil der DWS-Nachhaltigkeitsbewertung von Anlagen
und beurteilt, ob durch einen Emittenten, der zu einem UN SDG beitragt, eines oder mehrere dieser
Ziele erheblich beeintrachtigt werden. Wird eine erhebliche Beeintrachtigung festgestellt, besteht der
Emittent die DNSH-Bewertung nicht und kann nicht als nachhaltige Anlage angesehen werden.



Wie wurden die Indikatoren fir nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren berticksichtigt?

Im Rahmen der DNSH-Bewertung gemaf Artikel 2 Absatz 17 SFDR werden in der DWS-
Nachhaltigkeitsbewertung einer Anlage systematisch die verpflichtenden Indikatoren fir die
wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren aus Tabelle 1 (nach Relevanz)
sowie relevante Indikatoren aus Tabelle 2 und 3 in Anhang | der Delegierten Verordnung (EU)
2022/1288 der Kommission zur Erganzung der SFDR integriert. Unter Berticksichtigung dieser
nachteiligen Auswirkungen hat die DWS quantitative Schwellenwerte und/oder qualitative Werte
festgelegt, anhand derer bestimmt wird, ob ein Emittent die 6kologischen oder sozialen Ziele erheblich
beeintrachtigt. Diese Werte werden auf der Grundlage verschiedener externer und interner Faktoren,
wie Datenverfligbarkeit oder Marktentwicklungen, festgelegt und kdnnen kiinftig angepasst werden.

Wie stehen die nachhaltigen Investitionen mit den OECD-Leitsatzen fir multinationale Unternehmen
und den Leitprinzipien der Vereinten Nationen fir Wirtschaft und Menschenrechte in Einklang?
Nahere Angaben:

Im Rahmen der DWS-Nachhaltigkeitsbewertung von Anlagen beurteilt die DWS dariber hinaus auf
Basis der DWS Norm-Bewertung, inwieweit ein Unternehmen mit internationalen Normen im Einklang
steht. Dies umfasst Priifungen hinsichtlich der Einhaltung internationaler Normen, wie beispielsweise
der OECD-Leitsatze fiir multinationale Unternehmen, der Leitprinzipien der Vereinten Nationen fir
Wirtschaft und Menschenrechte, der Prinzipien des UN Global Compact und der Standards der
International Labour Organisation. Unternehmen mit der schlechtesten DWS Norm-Bewertung (d.h.
einer ,F“-Bewertung) kénnen nicht als nachhaltig eingestuft werden und sind als Anlage
ausgeschlossen.

In der EU-Taxonomie ist der Grundsatz ,,Vermeidung erheblicher Beeintrdchtigungen* festgelegt, nach
dem taxonomiekonforme Investitionen die Ziele der EU-Taxonomie nicht erheblich beeintréchtigen
diirfen, und es sind spezifische EU-Kriterien beigefiigt.

Der Grundsatz ,Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen*® findet nur bei denjenigen dem
Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen Anwendung, die die EU-Kriterien fiir 6kologisch
nachhaltige Wirtschaftsaktivitaten berticksichtigen. Die dem verbleibenden Teil dieses Finanzprodukts
zugrunde liegenden Investitionen berlicksichtigen nicht die EU-Kriterien fiir 6kologisch nachhaltige
Wirtschaftsaktivitaten.

Alle anderen nachhaltigen Investitionen diirfen 6kologische oder soziale Ziele ebenfalls nicht erheblich
beeintrachtigen.
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Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren berucksichtigt?

X Ja, der Fonds bericksichtigt die folgenden wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren aus Anhang | der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1288 der
Kommission zur Ergénzung der SFDR:

* Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) (Nr. 1);

* CO2-Fufdabdruck (Nr. 2);

* THG-Emissionsintensitat der Unternehmen, in die investiert wird (Nr. 3);

* Engagement in Unternehmen, die im Bereich der fossilen Brennstoffe tatig sind (Nr. 4);

« VerstdRRe gegen die UNGC-Grundsatze und gegen die Leitsatze der Organisation fir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) fuir multinationale Unternehmen
(Nr. 10); und

* Engagement in umstrittenen Waffen (Antipersonenminen, Streumunition, chemische und
biologische Waffen) (Nr. 14).

Die vorstehenden wichtigsten nachteiligen Auswirkungen werden auf Produktebene durch die
Anwendung der DWS ESG-Bewertungsmethodik beziehungsweise Ausschlisse fiir die Anlagen
des Fonds berlcksichtigt, die die beworbenen 6kologischen und sozialen Merkmale erfillen, wie
im Abschnitt ,Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die fir die
Auswahl der Investitionen zur Erflllung der beworbenen 6kologischen oder sozialen Ziele
verwendet werden?* naher beschrieben wird.

Fir nachhaltige Anlagen werden die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen darliber hinaus auch
in der DNSH-Bewertung berticksichtigt, wie im vorstehenden Abschnitt ,Wie wurden die
Indikatoren fur nachteilige Auswirkungen auf die Nachhaltigkeitsfaktoren berucksichtigt?*
dargelegt.

Weitere Informationen Uber die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsfaktoren werden in einem Anhang zum Jahresbericht des Fonds offengelegt.

Nein
Welche Anlagestrategie wird mit diesem Finanzprodukt verfolgt?

Dieser Fonds verfolgt eine Multi-Asset-Strategie als Hauptanlagestrategie, die mittels einer
dynamischen Wertsicherungsstrategie abgebildet wird. Hierbei werden die Anlagen je nach
Marktsituation und Einschatzung des Fondsmanagements zwischen risikoreicheren Anlagen
(Wertsteigerungskomponente) und risikoarmeren Anlagen (Kapitalerhaltungskomponente)
umgeschichtet. Unter risikoreicheren Anlagen versteht man beispielsweise Aktien, Aktienfonds,
riskantere Rentenpapiere und riskantere Rentenfonds. Unter risikoarmeren Anlagen versteht man
beispielsweise Renten-/Geldmarktfonds bzw. risikodrmere Rentenpapiere. Das Ziel ist hierbei, einen
Mindestwert des Anteilpreises sicherzustellen und gleichzeitig bestmdglich von Kursanstiegen sowie
positiven Renditen der Wertsteigerungskomponente zu profitieren. Dabei kann nach Einschatzung des
Fondsmanagements das Fondsvermogen auch vollstandig jeweils in die Wertsteigerungs- oder
Kapitalerhaltungskomponente investieren. Der Fonds kann dartber hinaus Derivate
(Finanzinstrumente, deren Wert von der Entwicklung eines oder mehrerer Basiswerte abhangt, z.B.
eines Wertpapiers, Indexes oder Zinssatzes) einsetzen, um einen Schutz vor extremen Verlusten
innerhalb eines sehr kurzen Zeitraumes zu gewahrleisten.

Weitere Details der Hauptanlagepolitik kénnen dem Besonderen Teil des Verkaufsprospekts
entnommen werden.

Das Fondsvermdgen wird vorwiegend in Anlagen investiert, die die definierten Standards flr die
beworbenen 6kologischen oder sozialen Merkmale erfiillen, wie in den folgenden Abschnitten
dargelegt. Die Strategie des Fonds im Hinblick auf die beworbenen ékologischen oder sozialen
Merkmale ist ein integraler Bestandteil der ESG-Bewertungsmethode und wird Uber die
Anlagerichtlinien des Fonds fortlaufend Giberwacht.

Worin bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die fur die Auswahl der Investitionen
zur Erfullung der beworbenen 6kologischen oder sozialen Ziele verwendet werden?

DWS ESG-Bew ngsmethodik

Der Teilfonds strebt an, die beworbenen 6kologischen und sozialen Merkmale zu erreichen, indem
potenzielle Anlagen unabhangig von deren wirtschaftlichen Erfolgsaussichten anhand einer
hauseigenen DWS ESG-Bewertungsmethodik bewertet und darauf basierend Ausschlusskriterien
angewendet werden. Die DWS ESG-Bewertungsmethodik basiert auf der DWS ESG-Datenbank, die
Daten mehrerer ESG-Datenanbieter, 6ffentliche Quellen und/oder interne Bewertungen nutzt, um
abgeleitete Gesamtbewertungen zu erzielen. Interne Bewertungen berlicksichtigen unter anderem die
zukunftig erwartete ESG-Entwicklungen eines Emittenten, Plausibilitat der Daten im Hinblick auf
vergangene oder zukiinftige Ereignisse, Dialogbereitschaft zu ESG-Themen und ESG-spezifische



Entscheidungen eines Unternehmens.

Die DWS ESG-Datenbank leitet, wie nachfolgend naher beschrieben, innerhalb verschiedener
Bewertungsansatze kodierte Bewertungen ab. Einzelne Bewertungsansatze basieren dabei auf einer
Buchstabenskala von ,A* bis ,F*“. Hierbei erhalten Emittenten jeweils eine von sechs mdglichen
Bewertungen, wobei ,A“ die hdchste Bewertung und ,F* die niedrigste Bewertung auf der Skala
darstellen. Innerhalb anderer Bewertungsansatze stellt die DWS ESG-Datenbank gesonderte
Bewertungen bereit, darunter zum Beispiel in Bezug auf Umsatze aus kontroversen Sektoren oder
den Grad der Involvierung in kontroverse Waffen. Wird die Bewertung eines Emittenten entsprechend
einem Bewer-tungsansatz als nicht ausreichend erachtet, ist es dem Teilfonds untersagt, in diesen
Emittenten beziehungsweise diese Anlage zu investieren, auch wenn dieser oder diese entsprechend
den anderen Bewertungsansatzen grundséatzlich investierbar ware.

Die DWS ESG-Datenbank nutzt unter anderem folgende Bewertungsansatze zur Beurteilung, ob die
beworbenen ¢kologischen und sozialen Merkmale bei Emittenten beziehungsweise Anlagen vorliegen
und Unternehmen, in die investiert wird, Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfiihrung
anwenden:

* DWS Klima- und Transitionsrisiko-Bewertung

Die DWS Klima- und Transitionsrisiko-Bewertung beurteilt Emittenten im Zusammen-hang mit dem
Klimawandel und Umweltveranderungen, zum Beispiel in Bezug auf die Reduzierung von
Treibhausgasen und Wasserschutz. Dabei werden Emittenten, die zum Klimawandel und anderen
negativen Umweltveranderungen weniger beitragen, beziehungsweise die diesen Risiken weniger
ausgesetzt sind, besser bewertet. Emittenten mit einem exzessiven Klima- und Transitionsrisikoprofil
(d.h. einer ,F“- Bewertung) sind als Anlage ausgeschlossen.

* DWS Norm-Bewertung

Die DWS Norm-Bewertung beurteilt das Verhalten von Unternehmen zum Beispiel im Rahmen der
Prinzipien des UN Global Compact, der Standards der International Labour Organisation sowie
allgemein anerkannter internationaler Normen und Grundsétze. Die DWS Norm-Bewertung priift zum
Beispiel Menschenrechtsverletzungen, Verletzungen von Arbeitnehmerrechten, Kinder- oder
Zwangsarbeit, nachteilige Umweltauswirkungen und Geschéaftsethik. Bei der Bewertung werden
VerstdRe gegen die zuvor genannten internationalen Standards berlicksichtigt. Diese werden anhand
von Daten von ESG-Datenanbietern und/oder anderer vorliegender Informationen, wie zum Beispiel
die erwarteten zukinftigen Entwicklungen dieser VerstoRRe sowie die Bereitschaft des Unter-nehmens,
einen Dialog Uber diesbezligliche Unternehmensentscheidungen aufzunehmen, bewertet.
Unternehmen mit der schlechtesten DWS Norm-Bewertung (d.h. einer ,F“-Bewertung) sind als Anlage
ausgeschlossen.

* UN Global Compact-Bewertung

Zusatzlich zur DWS-Norm Bewertung werden Unternehmen ausgeschlossen, die direkt in eine oder
mehrere sehr schwerwiegende, ungeldste Kontroversen in Bezug auf die Prinzipien des UN Global
Compact verwickelt sind.

* DWS ESG-Qualitatsbewertung
Die DWS ESG-Qualitatsbewertung unterscheidet zwischen Unternehmen und staatlichen Emittenten.

Fir Unternehmen ermoglicht die DWS ESG-Qualitatsbewertung einen Peer-Group-Vergleich
basierend auf einem anbieteriibergreifenden Konsens Uber die ESG-Gesamtbewertung (Best-in-Class
Ansatz), zum Beispiel in Bezug auf den Umgang mit Umweltverdnderungen, Produktsicherheit,
Mitarbeiterfihrung oder Unternehmensethik. Die Vergleichsgruppe fur Unternehmen setzt sich aus
Unternehmen aus dem gleichen Industriesektor zusammen. Die in diesem Vergleich besser
bewerteten Unternehmen erhalten eine bessere Bewertung, wahrend die im Vergleich schlechter
bewerteten Unternehmen eine schlechtere Bewertung erhalten. Unternehmen, die im Vergleich zu
ihrer Vergleichsgruppe am schlechtesten bewertet sind (d.h. eine ,F“-Bewertung), sind als Anlage
ausgeschlossen.

Fir staatliche Emittenten beurteilt die DWS ESG-Qualitatsbewertung einen Staat tber eine Vielzahl
an ESG-Kriterien. Indikatoren fir Umweltaspekte sind zum Beispiel der Umgang mit dem
Klimawandel, natiirliche Ressourcen und Katastrophenanfalligkeit, Indikatoren fir Soziales sind unter
anderem das Verhaltnis zu Kinderarbeit, Gleichberechtigung und die herrschenden sozialen
Bedingungen, und Indikatoren flr eine gute Regierungs-fiihrung sind zum Beispiel das politische
System, das Vorhandensein von Institutionen sowie die Rechtsstaatlichkeit. Dartiber hinaus
berticksichtigt die DWS ESG-Qualitatsbewertung explizit die zivilen und demokratischen Freiheiten
eines Landes. Staaten, die im Vergleich zu ihrer Vergleichsgruppe (jeweils getrennt fur entwickelte
Lander und Schwellenlander) am schlechtesten bewertet sind (d.h. eine ,F“-Bewertung), sind als
Anlage ausgeschlossen.



* Freedom House Status

Freedom House ist eine internationale Nichtregierungsorganisation, welche Lander nach dem Grad
ihrer politischzivilen Freiheit klassifiziert. Auf Basis des Freedom House Status werden Staaten
ausgeschlossen, die von Freedom House als “nicht frei” gekennzeichnet werden.

* Beteiligung an kontroversen Sektoren

Es werden Anlagen in Unternehmen ausgeschlossen, die bestimmte Geschaftsbereiche und
Geschéftstatigkeiten in umstrittenen Bereichen ("kontroversen Sektoren") haben. Unternehmen
werden nach ihrem Anteil am Gesamtumsatz, den sie in kontroversen Sekto-ren erzielen, wie folgt aus
dem Portfolio ausgeschlossen.Umsatzschwellen fir den Ausschluss von kontroversen Sektoren:

- Herstellung von Produkten und/oder Erbringung von Dienstleistungen in der Ristungsindustrie:
mindestens 5%

- Herstellung und/oder Vertrieb ziviler Handfeuerwaffen oder Munition: mindestens 5%

- Herstellung von Tabakwaren: mindestens 5%

- Herstellung von Produkten und/oder Erbringung von Dienstleistungen fiir die Glicksspielindustrie:
mindestens 5%

- Herstellung von Erwachsenenunterhaltung: mindestens 5%

- Herstellung von Palmdl: mindestens 5%

- Energiegewinnung aus Kernenergie und/oder Abbau von Uran und/oder Anreicherung von Uran:
mindestens 5%

- Férderung von Erddl: mindestens 10%

- Unkonventionelle Férderung von Erdél und/oder Erdgas (inklusive Olsand, Olschiefer/Schiefergas,
arktische Bohrungen): mehr als 0%

- Abbau von Kohle: mindestens 1%

- Energiegewinnung aus Kohle: mindestens 10%

- Férderung von Kohle und Erdol: mindestens 10%

- Energiegewinnung aus und sonstiger Einsatz von fossilen Brennstoffen (exklusive Erdgas):
mindestens 10%

- Abbau und Exploration von und Dienstleistungen im Zusammenhang mit Olsand und Olschiefer:
mindestens 10%

Der Teilfonds schliel3t Unternehmen mit Kohleexpansionsplanen, wie zum Beispiel zusatzliche
Kohleférderung, -produktion oder -nutzung, basierend auf einer internen Identifizierungsmethodik aus.

Die zuvor genannten kohlebezogenen Ausschliisse beziehen sich ausschlieRlich auf sogenannte
Kraftwerkskohle, d.h. Kohle, die in Kraftwerken zur Energiegewinnung eingesetzt wird.

* DWS-Ausschliisse fiir kontroverse Waffen

Ausgeschlossen werden Unternehmen, die als Hersteller oder Hersteller wesentlicher Komponenten
von Antipersonenminen, Streubomben sowie chemischen und biologischen Waffen, Nuklearwaffen,
abgereicherten Uranwaffen beziehungsweise Uranmunition identifiziert werden. Zudem koénnen die
Beteiligungsverhaltnisse innerhalb einer Konzernstruktur fir die Ausschlisse berticksichtigt werden.
AuRerdem werden Unternehmen ausgeschlossen, die als Hersteller oder Hersteller wesentlicher
Komponenten von Brandbomben auf Basis von weillem Phosphor identifiziert werden.

* DWS Use of Proceeds Bond-Bewertung

Abweichend von den vorab dargestellten Bewertungsansatzen ist eine Anlage in Anleihen von
ausgeschlossenen Emittenten dennoch zulassig, wenn die besonderen Voraussetzungen fur Anleihen
mit Erlésverwendung (Use of Proceed Bonds) erflllt sind. Dabei erfolgt zunachst eine Prifung der
Anleihe auf Ubereinstimmung mit den ICMA Prinzipien fiir griine Anleihen (Green Bonds), soziale
Anleihen (Social Bonds) oder nachhaltige Anleihen (Sustainability Bonds). Zudem wird in Bezug auf
den Emittenten der Anleihe ein definiertes Mindestmaf} an ESG-Kriterien geprift und Emittenten und
deren Anleihen, die solche Kriterien nicht erflllen, ausgeschlossen.

Emittenten werden basierend auf den folgenden Kriterien ausgeschlossen:

- Unternehmen und staatliche Emittenten mit der schlechtesten DWS ESG-Qualitatsbewertung im
Vergleich zu ihrer Vergleichsgruppe (d.h. eine ,F“-Bewertung),

- Staatliche Emittenten die von Freedom House als “nicht frei” gekennzeichnet werden,

- Unternehmen mit der schlechtesten DWS Norm-Bewertung (d.h. einer ,F“-Bewertung),

- Unternehmen, die direkt in eine oder mehrere sehr schwerwiegende, ungeldste Kontroversen in
Bezug auf den UN Global Compact verwickelt sind,

- Unternehmen mit Involvierung in kontroversen Waffen, oder

- Unternehmen mit identifizierten Kohleexpansionsplanen.

* DWS Zielfondsbewertung
Die DWS ESG-Datenbank bewertet Zielfonds gemaR der DWS Klima- und Transitionsrsiko-
Bewertung, DWS Norm-Bewertung, UN Global Compact-Bewertung, DWS ESG Qualitatsbewertung,
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dem Freedom House Status und bezliglich der Anlagen in Unternehmen, die als Hersteller oder
Hersteller wesentlicher Komponenten von Antipersonenminen, Streubomben, chemischer und
biologischer Waffen gelten (hierbei werden die Beteiligungsverhaltnisse innerhalb einer
Konzernstruktur entsprechend berlicksichtigt). Die Bewertungsmethoden fiir Zielfonds basieren auf
einer Gesamtportfoliosicht des Zielfonds unter Beriicksichtigung der Anlagen innerhalb des
Zielfondsportfolios. In Abhangigkeit zum jeweiligen Bewertungsansatz werden Ausschlusskriterien
(zum Beispiel Toleranzschwellen) definiert, die zu einem Ausschluss des Zielfonds fiihren. Demnach
koénnen innerhalb der Portfolien der Zielfonds Anlagen investiert sein, die nicht im Einklang mit den
DWS-Standards fuir Emittenten stehen.

Zielfonds kdnnen nur erworben werden, soweit sie gemaf Artikel 8 oder 9 der SFDR berichten.

* Nicht ESG-bewertete Anlageklassen
Nicht jede Anlage des Teilfonds wird durch die DWS ESG-Bewertungsmethodik bewertet. Dies gilt
insbesondere flr folgende Anlageklassen:

Derivate werden derzeit nicht eingesetzt, um die von dem Teilfonds beworbenen dkologischen und
sozialen Merkmale zu erreichen und werden somit bei der Berechnung des Mindestanteils von
Anlagen, die diese Merkmale erfillen, nicht berlcksichtigt. Derivate auf einzelne Emittenten durfen
jedoch nur dann fur den Teilfonds erworben werden, wenn die Emittenten der Basiswerte die
Anforderungen der DWS ESG-Bewertungsmethodik erfiillen.

Einlagen bei Kreditinstituten werden nicht mittels der DWS ESG-Bewertungsmethode beurteilt.

DWS-Methodik zur Bestimmung von nachhaltigen Anlagen gemaR Artikel 2 Absatz 17 SFDR
(DWS-Nachhaltigkeitsbewertung)

Dariber hinaus misst die DWS zur Ermittlung des Anteils nachhaltiger Anlagen den Beitrag zu einem
oder mehreren UN-SDGs. Dies erfolgt mit ihrer DWS-Nachhaltigkeitsbewertung von Anlagen, bei der

potenzielle Anlagen anhand verschiedener Kriterien dahingehend beurteilt werden, ob eine Anlage als

nachhaltig eingestuft werden kann, wie im Abschnitt ,Welches sind die Ziele der nachhaltigen
Investitionen, die mit dem Finanzprodukt teilweise erflllt werden sollen, und wie tragt die nachhaltige
Investition zu diesen Zielen bei?* naher ausgefihrt.

Um welchen Mindestsatz wird der Umfang der vor der Anwendung dieser Anlagestrategie in Betracht
gezogenen Investitionen reduziert?

Die angewandte ESG-Anlagestrategie sieht keine verbindliche Mindestreduzierung des Umfangs der
Anlagen vor.

Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfiihrung der Unternehmen, in die
investiert wird, bewertet?

Die Bewertung der Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfiihrung der Unternehmen, in die
investiert wird, basiert auf der DWS Norm-Bewertung, die in dem Abschnitt ,Worin bestehen die
verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die fiir die Auswahl der Investitionen zur Erflllung der
beworbenen 6kologischen oder sozialen Ziele verwendet werden?* naher beschrieben wird.
Dementsprechend befolgen die bewerteten Unternehmen, in die investiert wird, Verfahrensweisen
einer guten Unternehmensfihrung.
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Welche Vermdgensallokation ist furr dieses Finanzprodukt geplant?

Dieser Fonds investiert mindestens 51% seines Nettovermdgens in Anlagen, die mit den beworbenen
Okologischen und sozialen Merkmalen im Einklang stehen (#1 Ausgerichtet auf 6kologische oder
soziale Merkmale). Innerhalb dieser Kategorie qualifizieren sich mindestens 2,5% des
Nettovermdgens des Fonds als nachhaltige Anlagen (#1A Nachhaltige Investitionen). Davon betragt
der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem Umweltziel, die nicht mit der EU-Taxonomie
konform sind, 1% und der Mindestanteil der sozial nachhaltigen Investitionen 1%. Die tatsachliche
Hdéhe der Anteile an nachhaltigen Investitionen mit einem Umweltziel, die nicht mit der EU-Taxonomie
konform sind, und an sozial nachhaltigen Investitionen, ist abhangig von der Marktsituation und dem
investierbaren Anlageuniversum.

Bis zu 49% des Netto-Fondsvermogens kénnen in alle zulassigen Anlagen investiert werden, fir die
entweder die DWS ESG-Bewertungsmethodik nicht angewendet wird oder fir die keine vollstandige
ESG-Datenabdeckung vorliegt (#2 Andere). Innerhalb dieser Quote werden bis zu 20% des Netto-
Fondsvermdgens in Anlagen toleriert, fir die keine vollstandige Datenabdeckung in Bezug auf die
vorab genannten DWS ESG-Bewertungsansatze und Ausschlisse vorliegt. Diese Toleranz gilt nicht
fur die Bemessung der Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfihrung (mittels der DWS Norm-
Bewertung).

Eine ausfuhrlichere Darstellung der genauen Aufteilung des Portfolios dieses Fonds ist dem
Besonderen Teil des Verkaufsprospekts zu entnehmen.

Andere 6kologische

#1B Andere
okologische /
soziale Merkmale

Investitionen

#1 Ausgerichtet auf 6kologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen des
Finanzprodukts, die zur Erreichung der beworbenen ékologischen oder sozialen Merkmale getatigt
wurden.

#2 Andere Investitionen umfasst die Ubrigen Investitionen des Finanzprodukts, die weder auf
okologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind noch als nachhaltige Investitionen eingestuft
werden.

Die Kategorie #1 Ausgerichtet auf 6kologische oder soziale Merkmale umfasst folgende
Unterkategorien:

- Die Unterkategorie #1A Nachhaltige Investitionen umfasst nachhaltige Investitionen mit
okologischen oder sozialen Zielen.

- Die Unterkategorie #1B Andere 6kologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen, die
auf okologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind, aber nicht als nachhaltige Investitionen
eingestuft werden.

Inwiefern werden durch den Einsatz von Derivaten die mit dem Finanzprodukt beworbenen
okologischen oder sozialen Merkmale erreicht?

Derivate werden derzeit nicht eingesetzt, um die von dem Fonds beworbenen 6kologischen oder
sozialen Merkmale zu erreichen.
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Treibhausgas-
emissionswerte
aufweisen, die den
besten Leistungen
entsprechen.

In welchem Mindestmal} sind nachhaltige Investitionen mit einem Umweltziel mit der EU-
Taxonomie konform?

Aufgrund des Mangels an verlasslichen Daten verpflichtet sich der Fonds nicht dazu, einen
Mindestanteil an nachhaltigen Anlagen anzustreben, die mit einem Umweltziel gemafR der EU-
Taxonomie im Einklang stehen. Daher betragt der beworbene Anteil 6kologisch nachhaltiger Anlagen,
die mit der EU-Taxonomie konform sind, 0% des Netto-Fondsvermdgens. Es kann jedoch vorkommen,
dass ein Teil der den Anlagen zugrunde liegenden wirtschaftlichen Tatigkeiten mit der EU-Taxonomie
im Einklang steht.

Wird mit dem Finanzprodukt in EU-taxonomiekonforme Téatigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder
Kernenergie' investiert?

Ja:

In fossiles Gas In Kernenergie

X Nein

Der Fonds strebt keine taxonomiekonformen Investitionen im Bereich fossiles Gas und/oder
Kernenergie an. Dennoch kann es vorkommen, dass er im Rahmen der Anlagestrategie auch in
Unternehmen investiert, die jedenfalls auch in diesen Bereichen tatig sind. Weitere Informationen zu
solchen Investitionen werden, sofern relevant, im Jahresbericht offengelegt.

' Tatigkeiten im Bereich fossiles Gas und/oder Kernenergie sind nur dann EU-taxonomiekonform, wenn sie zur
Eindammung des Klimawandels (,Klimaschutz*) beitragen und kein Ziel der EU-Taxonomie erheblich
beeintrachtigen — siehe Erlauterung am linken Rand. Die vollstéandigen Kriterien fiir EU-taxonomiekonforme
Wirtschaftstatigkeiten im Bereich fossiles Gas und Kernenergie sind in der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1214
der Kommission festgelegt.

Die beiden nachstehenden Grafiken zeigen den Mindestprozentsatz der EU-
taxonomiekonformen Investitionen in griiner Farbe. Da es keine geeignete Methode
zur Bestimmung der Taxonomiekonformitéit von Staatsanleihen* gibt, zeigt die erste
Grafik die Taxonomiekonformitat in Bezug auf alle Investitionen des Finanzprodukts
einschlieBlich der Staatsanleihen, wiahrend die zweite Grafik die
Taxonomiekonformitét nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzprodukts zeigt,
die keine Staatsanleihen umfassen.

2. Taxonomiekonformitat der
Investitionen ohne Staatsanleihen*

1. Taxonomiekonformitat der
Investitionen einschlieBlich
Staatsanleihen*

Taxonomiekonform: 0,00% Taxonomiekonform: 0,00%
Fossiles Gas Fossiles Gas

M Taxonomiekonform: 0,00% B Taxonomiekonform: 0,00%
Kernenergie Kernenergie

M Taxonomiekonform (ohne 0,00% M Taxonomiekonform (ohne 0,00%
fossiles Gas und Kernenergie) fossiles Gas und Kernenergie)

Il Taxonomiekonform 0,00% Il Taxonomiekonform 0,00%
Nicht taxonomiekonform 100,00% Nicht taxonomiekonform 100,00%

Diese Grafik gibt 100% der
Gesamtinvestitionen wieder.

* Fiir die Zwecke dieser Diagramme umfasst der Begriff ,Staatsanleihen” alle Risikopositionen
gegenliber Staaten.



B

sind nachhaltige
Investitionen mit einem
Umuweltziel, die die
Kriterien flr 6kologisch
nachhaltige
Wirtschaftstatigkeiten
gemal der EU-
Taxonomie nicht
beriicksichtigen.

Bei den
Referenzwerten
handelt es sich um
Indizes, mit denen
gemessen wird, ob das
Finanzprodukt die
beworbenen
Okologischen oder
sozialen Merkmale
erreicht.
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Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Ubergangstatigkeiten und erméglichende
Tatigkeiten?

Der Fonds sieht keinen Mindestanteil an Anlagen in Ubergangswirtschaftstatigkeiten oder
ermoglichende Tatigkeiten vor, da er sich nicht zu einem Mindestanteil an 6kologisch nachhaltigen
Anlagen im Einklang mit der EU-Taxonomie verpflichtet hat.

%; Wie hoch ist der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem Umweltziel, die nicht mit der
EU-Taxonomie konform sind?

Der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem Umweltziel, die nicht mit der EU-
Taxonomie konform sind, betragt 1%.

@ Wie hoch ist der Mindestanteil der sozial nachhaltigen Investitionen?

Der Mindestanteil der sozial nachhaltigen Investitionen betragt 1%.

@ Welche Investitionen fallen unter ,#2 Andere Investitionen®, welcher Anlagezweck wird mit ihnen
verfolgt und gibt es einen 6kologischen oder sozialen Mindestschutz?

Dieser Fonds bewirbt eine Uberwiegende Vermogensallokation in Anlagen, die mit 6kologischen und
sozialen Merkmalen im Einklang stehen (#1 Ausgerichtet auf 6kologische oder soziale Merkmale).
Dartber hinaus kann dieser Fonds bis zu 49% des Netto-Fondsvermdgens in Anlagen investieren, fir
die entweder die DWS ESG-Bewertungsmethodik nicht angewendet wird oder fir die keine
vollstandige ESG-Datenabdeckung vorliegt (#2 Andere). Innerhalb dieser Quote werden bis zu 20%
des Netto-Fondsvermogens in Anlagen toleriert, fur die keine vollstdndige Datenabdeckung in Bezug
auf die vorab genannten DWS ESG-Bewertungsansatze und Ausschlisse vorliegt. Diese Toleranz gilt
nicht fir die Bemessung der Verfahrensweisen einer guten Unternehmensfihrung (mittels der DWS
Norm-Bewertung).

Diese anderen Anlagen kdnnen alle entsprechend der jeweiligen Anlagepolitik zuléssigen
Anlageklassen umfassen, einschlieRlich Einlagen bei Kreditinstituten und Derivate.

Die anderen Anlagen kdnnen von dem Portfoliomanagement zur Optimierung des Anlageergebnisses,
fur Diversifizierungs-, Liquiditats- und Absicherungszwecke genutzt werden.

Okologischer oder sozialer Mindestschutz wird bei diesem Fonds bei den anderen Anlagen nicht oder
nur teilweise berlcksichtigt.

Wurde ein Index als Referenzwert bestimmt, um festzustellen, ob dieses Finanzprodukt auf die
beworbenen ¢kologischen und/oder sozialen Merkmale ausgerichtet ist?

Dieser Fonds hat keinen Referenzwert festgelegt, um festzustellen, ob er mit den von ihm
beworbenen 6kologischen und/oder sozialen Merkmalen im Einklang steht.



G Wo kann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden?
Weitere produktspezifische Informationen sind abrufbar unter: https:/funds.dws.com/en-
lu/guarantee-funds/LU0327386487/ sowie auf der lokalen Internetseite Ihres Landes
www.dws.com/fundinformation.
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C. Verwaltungsreglement

Die vertraglichen Rechte und Pflichten der
Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle und
der Anleger hinsichtlich des Fonds bestimmen
sich nach dem folgenden Verwaltungs-
reglement.

Artikel 1

Der Fonds

Der Fonds AL GlobalAktiv+ (der Fonds) ist ein
rechtlich unselbststandiger Investmentfonds
(fonds commun de placement), der aus Wertpa-
pieren und sonstigen Vermégenswerten (Fonds-
vermaégen) besteht und flir gemeinschaftliche
Rechnung der Inhaber von Anteilen (Anleger)
unter Beachtung des Grundsatzes der Risiko-
streuung verwaltet wird, wobei die Haftung der
Anleger auf die Hohe ihrer Einlage beschrankt
ist. Die Vermogenswerte und Verbindlichkeiten
des Fonds sind von denen der Verwaltungs-
gesellschaft segregiert. Der Fonds haftet nicht
fur die Verbindlichkeiten der Verwaltungsgesell-
schaft oder der Anleger.

Die Anleger sind am Fondsvermogen in Hohe
ihrer Anteile beteiligt. Die im Fondsvermaogen
befindlichen Vermogenswerte werden grund-
satzlich von der Verwahrstelle verwahrt.

Die gegenseitigen vertraglichen Rechte und
Pflichten der Anleger und der Verwaltungsgesell-
schaft sowie der Verwahrstelle sind in diesem
Verwaltungsreglement geregelt, dessen glltige
Fassung sowie Anderungen desselben beim
Handels- und Firmenregister im GroRherzogtum
Luxemburg hinterlegt und dessen Hinterlegungs-
vermerk im Recueil Electronique des Sociétés et
Associations (RESA) des Handels- und Firmenregis-
ters veroffentlicht wird. Durch den Kauf eines
Anteils erkennt der Anleger das Verwaltungs-
reglement sowie alle genehmigten Anderungen
desselben an.

Artikel 2

Die Verwaltungsgesellschaft

1. Verwaltungsgesellschaft des Fonds ist die
DWS Investment S.A. (Verwaltungsgesellschaft),
eine Aktiengesellschaft nach luxemburgischem
Recht mit Sitz im GroBherzogtum Luxemburg.
Sie wurde am 15. April 1987 gegrundet. Die
Verwaltungsgesellschaft wird durch ihren Vor-
stand vertreten. Der Vorstand kann eines oder
mehrere seiner Mitglieder und/oder Angestellte
der Verwaltungsgesellschaft mit der taglichen
Geschaftsfihrung betrauen.

2. Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet den
Fonds im eigenen Namen, aber ausschlieBlich
im Interesse und fir gemeinschaftliche Rech-
nung der Anleger. Die Verwaltungsbefugnis
erstreckt sich insbesondere auf Kauf, Verkauf,
Zeichnung, Umtausch und Annahme von Wert-
papieren und anderen zulassigen Vermogens-
werten sowie auf die Ausiibung aller Rechte,
welche unmittelbar oder mittelbar mit dem
Fondsvermogen zusammenhangen.

3. Die Verwaltungsgesellschaft kann unter
eigener Verantwortung und Kontrolle und auf
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eigene Kosten einen Fondsmanager hinzuzie-
hen.

4. Die Verwaltungsgesellschaft kann unter eige-
ner Verantwortung Anlageberater sowie einen
beratenden Anlageausschuss hinzuziehen.

Artikel 3
Die Verwahrstelle
1. Die Verwahrstelle ist die State Street Bank c)
International GmbH, eine Gesellschaft mit
beschrankter Haftung nach deutschem Recht
mit Sitz in Munchen, handelnd durch die State
Street Bank International GmbH, Zweigniederlas-
sung Luxemburg. Die State Street Bank Interna-
tional GmbH, Zweigniederlassung Luxemburg,
ist von der CSSF autorisiert, im GroRherzogtum
Luxemburg als Verwahrstelle zu fungieren. Die
Verwahrstelle wurde von der Verwaltungsgesell-
schaft ernannt.

d

2. Die Rechte und Pflichten der Verwahrstelle
richten sich nach dem luxemburgischen Gesetz
vom 17. Dezember 2010 Gber Organismen fur
gemeinsame Anlagen (Gesetz von 2010), diesem
Verwaltungsreglement und dem Verwahrstellen-
vertrag.

3. Die Verwahrstelle sowie die Verwaltungs-
gesellschaft sind berechtigt, die Verwahrstellen-
bestellung jederzeit schriftlich mit einer Frist von
drei Monaten zu kindigen. Eine solche Kindi-
gung wird wirksam, wenn die Verwaltungs-
gesellschaft mit Genehmigung der zustandigen e
Aufsichtsbehorde eine andere Bank zur Verwahr-
stelle bestellt und diese die Pflichten und Funkti-
onen als Verwahrstelle Gbernimmt; bis dahin
wird die bisherige Verwahrstelle zum Schutz der
Interessen der Anleger ihren Pflichten und
Funktionen als Verwahrstelle vollumfanglich
nachkommen.

Artikel 4

Allgemeine Richtlinien fiir

die Anlagepolitik

Die Anlageziele und die Anlagepolitik des Fonds
werden im Besonderen Teil des Verkaufspros-
pekts beschrieben. Die folgenden allgemeinen
Anlagegrundsatze und -beschrankungen gelten
fur den Fonds, sofern keine Abweichungen oder
Erganzungen fir den Fonds im Besonderen Teil
des Verkaufsprospekts enthalten sind.

A. Anlagen

a) Der Fonds kann in Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente anlegen, die auf einem
geregelten Markt notiert oder gehandelt

werden.

b

Der Fonds kann in Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente anlegen, die auf einem
anderen Markt, der anerkannt, geregelt, fur
das Publikum offen und dessen Funktions-
weise ordnungsgemaR ist, in einem Mitglied-
staat gehandelt werden. Ein Mitgliedstaat
umfasst zum Zwecke dieses Artikels gemaf}
der Definition des Gesetzes von 2010 Mit-

gliedstaaten der Europaischen Union, sowie
Vertragsstaaten des Abkommens UGber den
Europaischen Wirtschaftsraum, die nicht
Mitgliedstaaten der Europaischen Union
sind, und innerhalb der Grenzen dieses
Abkommens sowie damit zusammenhangen-
der Rechtsakte den Mitgliedstaaten der
Europaischen Union gleichgestellt sind.

Der Fonds kann in Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente anlegen, die an einer
Borse in einem Drittstaat zum Handel zuge-
lassen sind oder dort auf einem anderen
geregelten Markt gehandelt werden, der
anerkannt ist, fir das Publikum offen und
dessen Funktionsweise ordnungsgeman ist
und sich in einem anderen Land Europas,
Asiens, Ozeaniens, des amerikanischen
Kontinents oder Afrikas befindet.

Der Fonds kann in Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente aus Neuemissionen
anlegen, sofern

die Emissionsbedingungen die Verpflich-
tung enthalten, dass die Zulassung zum
Handel an einer Borse oder einem ande-
ren geregelten Markt beantragt ist, der
anerkannt ist, fir das Publikum offen und
dessen Funktionsweise ordnungsgemaf
ist; und

die Zulassung spatestens vor Ablauf
eines Jahres nach Emission erlangt wird.

Der Fonds kann in Anteile von Organismen
flr gemeinsame Anlagen in Wertpapieren
(OGAW) im Sinne der Richtlinie 2009/65/EG
des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften betref-
fend bestimmte Organismen fir gemeinsa-
me Anlagen in Wertpapieren, erganzt durch
die Richtlinie 2014/91/EU des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014
zur Anderung der Richtlinie 2009/65/EG zur
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften betreffend bestimmte Orga-
nismen flr gemeinsame Anlagen in Wert-
papieren im Hinblick auf die Aufgaben der
Verwahrstelle, die Vergutungspolitik und
Sanktionen (OGAW-Richtlinie) und/oder
anderer Organismen fir gemeinsame Anla-
gen (OGA) im Sinne von Artikel 1 Absatz 2
erster und zweiter Gedankenstrich der
OGAW-Richtlinie mit Sitz in einem Mitglied-
staat oder einem Drittstaat anlegen, sofern

diese anderen OGA nach Rechtsvor-
schriften zugelassen wurden, die sie
einer Aufsicht unterstellen, welche nach
Auffassung der Commission de Surveil-
lance du Secteur Financier (CSSF) der-
jenigen nach dem Gemeinschaftsrecht
gleichwertig ist und ausreichende Ge-
wahr fur die Zusammenarbeit zwischen
den Behorden besteht;

das Schutzniveau der Anleger der ande-
ren OGA dem Schutzniveau der Anleger
eines OGAW gleichwertig ist und insbe-



f)

g

h

sondere die Vorschriften fur die getrenn-
te Verwahrung des Fondsvermaogens, die
Kreditaufnahme, die Kreditgewahrung
und Leerverkaufe von Wertpapieren und
Geldmarktinstrumenten den Anforderun-
gen der OGAW-Richtlinie gleichwertig
sind;

— die Geschaftstatigkeit der anderen OGA
Gegenstand von Halbjahres- und Jahres-
berichten ist, die es erlauben, sich ein
Urteil Gber das Vermogen und die Ver-
bindlichkeiten, die Ertrage und die Trans-
aktionen im Berichtszeitraum zu bilden;

— der OGAW oder der andere OGA, dessen
Anteile erworben werden sollen, nach
seinen Vertragsbedingungen beziehungs-
weise seiner Satzung héchstens 10%
seines Vermogens in Anteilen anderer
OGAW oder andere OGA anlegen darf.

Der Fonds kann in Sichteinlagen oder kiind-
bare Einlagen mit einer Laufzeit von hochs-
tens zwolf Monaten bei Kreditinstituten,
sofern das betreffende Kreditinstitut seinen
Sitz in einem Mitgliedstaat hat oder, falls der
Sitz des Kreditinstituts sich in einem Dritt-
staat befindet, es Aufsichtsbestimmungen
unterliegt, die nach Auffassung der CSSF
denjenigen des Gemeinschaftsrechts gleich-
wertig sind, anlegen.

Der Fonds kann in abgeleitete Finanzinstru-
mente (Derivate) anlegen, einschlieBlich
gleichwertiger bar abgerechneter Instrumen-
te, die an einem der unter a), b) und c)
bezeichneten Markte gehandelt werden,
und/oder abgeleitete Finanzinstrumente, die
nicht an einer Borse gehandelt werden
(OTC-Derivate), sofern

— es sich bei den Basiswerten um Instru-
mente im Sinne dieses Absatzes oder um
Finanzindizes, Zinssatze, Wechselkurse
oder Wahrungen handelt, die im Rahmen
der Anlagepolitik liegen;

— die Gegenpartei bei Geschaften mit
OTC-Derivaten einer Aufsicht unterlie-
gende Institute der Kategorien sind, die
von der CSSF zugelassen wurden; und

— die OTC-Derivate einer zuverlassigen und
Uberprifbaren Bewertung auf Tagesbasis
unterliegen und jederzeit auf Initiative
des Fonds zum angemessenen Zeitwert
verauRert, liquidiert oder durch ein
Gegengeschaft glattgestellt werden
konnen.

Der Fonds kann in Geldmarktinstrumente,
die nicht auf einem geregelten Markt gehan-
delt werden und die Ublicherweise auf dem
Geldmarkt gehandelt werden, liquide sind
und deren Wert jederzeit genau bestimmt
werden kann, anlegen, sofern die Emission
oder der Emittent dieser Instrumente selbst
Vorschriften Uber den Einlagen- und den
Anlegerschutz unterliegt, und vorausgesetzt,
diese Instrumente werden:
— von einer zentralstaatlichen, regionalen
oder lokalen Korperschaft oder der

i

Zentralbank eines Mitgliedstaats, der
Europaischen Zentralbank, der Europai-
schen Union oder der Europaischen
Investitionsbank, einem Drittstaat oder,
im Falle eines Bundesstaats, einem
Gliedstaat der Foderation oder von einer
internationalen Einrichtung offentlich-
rechtlichen Charakters, der mindestens
ein Mitgliedstaat angehort, begeben oder
garantiert; oder

— von einem Unternehmen begeben,
dessen Wertpapiere auf den unter vorste-
henden Buchstaben a), b) und c) bezeich-
neten geregelten Markten gehandelt
werden; oder

— von einem Institut, das gemaR den im
Gemeinschaftsrecht festgelegten Krite-
rien einer Aufsicht unterstellt ist, oder
einem Institut, das Aufsichtsbestimmun-
gen, die nach Auffassung der CSSF
mindestens so streng sind wie die des
Gemeinschaftsrechts, unterliegt und
diese einhalt, begeben oder garantiert;
oder

— von anderen Emittenten begeben, die
einer Kategorie angehoren, die von der
CSSF zugelassen wurde, sofern flr
Anlagen in diesen Instrumenten Vor-
schriften fir den Anlegerschutz gelten,
die denen des ersten, des zweiten oder
des dritten vorstehenden Gedanken-
strichs gleichwertig sind und sofern es
sich bei dem Emittenten entweder um
ein Unternehmen mit einem Eigenkapital
von mindestens zehn Millionen Euro, das
seinen Jahresabschluss nach den Vor-
schriften der 4. Richtlinie 78/660/EWG
erstellt und veroffentlicht, oder um einen
Rechtstrager, der innerhalb einer eine
oder mehrere borsennotierte Gesell-
schaften umfassenden Unternehmens-
gruppe fir die Finanzierung dieser Grup-
pe zustandig ist, oder um einen
Rechtstrager handelt, dessen Geschafts-
betrieb darauf gerichtet ist, wertpapier-
maRig unterlegte Verbindlichkeiten im
Markt zu platzieren, sofern der Rechts-
trager uber Kreditlinien zur Liquiditats-
sicherung verfugt.

Der Fonds kann abweichend vom Grundsatz
der Risikostreuung bis zu 100% seines Ver-
mogens in Wertpapieren und Geldmarkt-
instrumenten verschiedener Emissionen
anlegen, die von einem Mitgliedstaat oder
seinen Gebietskorperschaften, von einem
Mitgliedstaat der Organisation fur wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD), der G20 oder Singapur oder von
internationalen Einrichtungen offentlich-
rechtlichen Charakters, denen ein oder
mehrere Mitgliedstaaten angehoren, bege-
ben oder garantiert werden, sofern das
Fondsvermaogen in Wertpapiere investiert,
die im Rahmen von mindestens sechs ver-
schiedenen Emissionen begeben wurden,
wobei Wertpapiere aus ein und derselben

a)

b)

c)

d)

e)

Emission 30% des Fondsvermaogens nicht
Uberschreiten dirfen.

Der Fonds darf nicht in Edelmetalle oder in
Zertifikate Uber diese anlegen, falls in der
Anlagepolitik des Fonds speziell auf diese
Bestimmung Bezug genommen wird, gilt
diese Einschrankung nicht fur 1:1-Zertifikate,
deren Basiswert ein einzelner Rohstoff oder
ein einzelnes Edelmetall ist, und die den
Anforderungen an Wertpapiere gemaf
Artikel 2 der EU-Richtlinie 2007/16/EG und
Artikel 1 Absatz 34 des Gesetzes von 2010
gerecht werden.

Anlagegrenzen

Hochstens 10% des Netto-Fondsvermogens
durfen in Wertpapieren oder Geldmarkt-
instrumenten ein und desselben Emittenten
angelegt werden.

Hochstens 20% des Netto-Fondsvermogens
durfen in Einlagen ein und derselben Einrich-
tung angelegt werden.

Das Ausfallrisiko der Gegenpartei bei Ge-
schaften mit OTC-Derivaten sowie bei Ge-
schaften mit OTC-Derivaten, die im Hinblick
auf eine effiziente Verwaltung der Portfolios
getatigt werden, darf 10% des Netto-Fonds-
vermogens nicht Gberschreiten, wenn die
Gegenpartei ein Kreditinstitut im Sinne von
Absatz A. f) ist. Fiir andere Falle betragt die
Grenze maximal 5% des Netto-Fondsvermo-
gens.

Der Gesamtwert der Wertpapiere und Geld-
marktinstrumente von Emittenten, in denen
der Fonds jeweils mehr als 5% seines Netto-
Fondsvermogens anlegt, darf 40% des
Wertes des Netto-Fondsvermogens nicht
Uberschreiten.

Diese Begrenzung findet keine Anwendung
auf Einlagen und auf Geschafte mit OTC-

Derivaten, die mit Finanzinstituten getatigt
werden, welche einer Aufsicht unterliegen.

Ungeachtet der Einzelobergrenzen der

Absatze B. a), b) und c) darf der Fonds bei

ein und derselben Einrichtung hochstens

20% seines Netto-Fondsvermogens in einer

Kombination aus

— von dieser Einrichtung begebenen Wert-
papieren oder Geldmarktinstrumenten;
und/oder

— Einlagen bei dieser Einrichtung; und/oder

— von dieser Einrichtung erworbenen
OTC-Derivaten

anlegen.

Die in Absatz B. a) genannte Obergrenze von

10% erhoht sich auf 35% und die in Absatz B.

d) genannte Grenze entfallt, wenn die Wert-

papiere oder Geldmarktinstrumente

— von einem Mitgliedstaat oder seinen
Gebietskorperschaften; oder
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f)

9)

— von einem Drittstaat; oder

— von internationalen Einrichtungen offent-
lich-rechtlichen Charakters, denen min-
destens ein Mitgliedstaat angehort,

begeben oder garantiert werden.

Die in Absatz B. a) genannte Obergrenze

erhoht sich von 10% auf 25% und die in

Absatz B. d) genannte Grenze entfallt (i) ab

dem 8. Juli 2022 flr gedeckte Schuldver-

schreibung im Sinne von Artikel 3 Nummer 1

der Richtlinie (EU) 2019/2162 des europa-

ischen Parlamentes und des Rates vom

27. November 2019 Uber die Emission ge-

deckter Schuldverschreibungen und die

offentliche Aufsicht tber gedeckte Schuld-

verschreibungen und zur Anderung der

Richtlinien 2009/65/EG und 2014/59/EU,

und (ii) far

— Schuldverschreibungen, die vor dem
8. Juli 2022 von einem Kreditinstitut mit
Sitz in einem Mitgliedstaat begeben
werden, die aufgrund gesetzlicher Vor-
schriften zum Schutz der Inhaber dieser
Schuldverschreibungen einer besonderen
offentlichen Aufsicht unterliegen; und

— die Ertrage aus der Emission dieser vor
dem 8. Juli 2022 emittierten Schuldver-
schreibungen gemaR den gesetzlichen
Vorschriften in Vermogenswerten ange-
legt werden, die wahrend der gesamten
Laufzeit der Schuldverschreibungen die
sich daraus ergebenden Verbindlichkei-
ten ausreichend decken; und

— die erwahnten Vermogenswerte beim
Ausfall des Emittenten vorrangig fur die
fallig werdende Ruckzahlung des Kapitals
und der Zinsen bestimmt sind.

Wird der Fonds in mehr als 5% in diese Art
von Schuldverschreibungen angelegt, die
von einem und demselben Emittenten
begeben werden, so darf der Gesamtwert
dieser Anlagen 80% des Wertes des Netto-
Fondsvermaogens nicht Uberschreiten.

Die in den Absétzen B. a), b), ¢), d), e) und f)
genannten Grenzen durfen nicht kumuliert
werden; hieraus ergibt sich, dass Anlagen in
Wertpapieren oder Geldmarktinstrumenten
ein und derselben Einrichtung oder in Einla-
gen bei dieser Einrichtung oder in Derivaten
derselben grundsatzlich 35% des Netto-
Fondsvermaogens nicht Gberschreiten durfen.

Der Fonds kann bis zu 20% in Wertpapieren
und Geldmarktinstrumenten ein und dersel-
ben Unternehmensgruppe anlegen.

Gesellschaften, die im Hinblick auf die
Erstellung des konsolidierten Abschlusses
im Sinne der EG-Richtlinie 83/349/EWG
oder nach den anerkannten internationalen
Rechnungslegungsvorschriften derselben
Unternehmensgruppe angehoren, sind bei
der Berechnung der in diesem Artikel vorge-
sehenen Anlagegrenzen als ein einziger
Emittent anzusehen.
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h) Der Fonds kann héchstens 10% seines

k)

Netto-Fondsvermaogens in anderen als den in
Absatz A. genannten Wertpapieren und
Geldmarktinstrumenten anlegen.

Grundsatzlich kann der Fonds hochstens
10% seines Netto-Fondsvermogens in Anteile
anderer OGAW und/oder OGA im Sinne von
Abschnitt A. e) anlegen, sofern im Besonde-
ren Teil des Verkaufsprospekts nichts ande-
res vorgesehen ist.

In Abweichung davon und im Einklang mit
den Bestimmungen und Anforderungen in
Kapitel 9 Gesetz von 2010 kann der Fonds
als Feeder jedoch wenigstens 85% seines
Vermogens in Anteile eines anderen OGAW
(oder dessen Teilfonds) anlegen, der gemafi
OGAW-Richtlinie anerkannt und selbst weder
ein Feeder ist noch Anteile eines anderen
Feeders besitzt. Sofern der Fonds als Feeder-
Fonds fungiert, wird dies im Besonderen Teil
des Verkaufsprospekts und in dem Basis-
informationsblatt entsprechend reflektiert.

Sofern der Fonds nach seiner Anlagepolitik
mehr als 10% in Anteile anderer OGAW und/
oder OGA im Sinne von Artikel 4 Absatz A. e)
investieren kann, giltin Abweichung von
Artikel 4 Absatz B. i) des Verwaltungs-
reglements Folgendes:

Das Fondsvermogen kann Anteile anderer
OGAW und/oder OGA im Sinne von Artikel 4
Absatz A. e) erwerben, wenn nicht mehr als
20% des Netto-Fondsvermogens in ein und
denselben OGAW und/oder OGA angelegt
werden.

Dabei ist jeder Teilfonds eines Umbrella-
Fonds wie ein eigenstandiger Emittent zu
betrachten, vorausgesetzt, das Prinzip der
Einzelhaftung pro Teilfonds findet im Hinblick
auf Dritte Anwendung.

Anlagen in Anteile von anderen OGA als
OGAW durfen insgesamt 30% des Netto-
Fondsvermogens nicht ubersteigen.

Bei Anlagen in Anteile eines anderen OGAW
und/oder sonstigen OGA werden die Anlage-
werte des betreffenden OGAW oder sonsti-
gen OGA in Bezug auf die in Absatz B. a), b),
¢), d), e) und f) genannten Obergrenzen nicht
bertcksichtigt.

Sofern die Zulassung an einem der unter
Absatz A. a), b) oder ¢) genannten Markte
nicht binnen Jahresfrist erfolgt, sind Neu-
emissionen als nicht notierte Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente anzusehen und in
die dort erwahnte Anlagegrenze einzu-
beziehen.

Die Verwaltungsgesellschaft darf fur keine
von ihr verwalteten Investmentfonds, die
unter den Anwendungsbereich von Teil |
Gesetz von 2010 beziehungsweise der

OGAW-Richtlinie fallen, Aktien erwerben, die
mit einem Stimmrecht verbunden sind, das
es ihr ermoglicht, einen nennenswerten
Einfluss auf die Geschaftsfuhrung des Emit-
tenten auszuiben.

Der Fonds kann hochstens

— 10% der stimmrechtslosen Aktien ein
und desselben Emittenten;

— 10% der Schuldverschreibungen ein
und desselben Emittenten;

— 25% der Anteile ein und desselben
Fonds;

— 10% der Geldmarktinstrumente ein
und desselben Emittenten

erwerben.

Die unter dem zweiten, dritten und vierten
Gedankenstrich vorgesehenen Anlagegren-
zen brauchen beim Erwerb nicht eingehalten
zu werden, wenn sich der Bruttobetrag der
Schuldverschreibungen oder der Geldmarkt-
instrumente oder der Nettobetrag der ausge-
gebenen Anteile zum Zeitpunkt des Erwerbs
nicht berechnen lasst.

Die in Buchstabe k) genannten Anlagegren-
zen werden nicht angewandt auf:

— Wertpapiere und Geldmarktinstrumente,
die von einem Mitgliedstaat oder dessen
offentlichen Gebietskorperschaften
begeben oder garantiert werden;

— von einem Staat aulRerhalb der Europa-
ischen Union begebene oder garantierte
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente;

—  Wertpapiere und Geldmarktinstrumente,
die von internationalen Organisationen
offentlich-rechtlichen Charakters bege-
ben werden, denen ein oder mehrere
Mitgliedstaaten der Europaischen Union
angehoren;

— Aktien, die der Fonds in Wertpapieren an
dem Kapital einer Gesellschaft eines
Staats, der nicht Mitglied der Europa-
ischen Union ist, halt, die ihr Vermogen
im Wesentlichen in Wertpapieren von
Emittenten anlegt, die in diesem Staat
ansassig sind, wenn eine derartige
Beteiligung fur den Fonds aufgrund der
Rechtsvorschriften dieses Staats die
einzige Maoglichkeit darstellt, Anlagen in
Wertpapieren von Emittenten dieses
Staats zu tatigen. Diese Ausnahmerege-
lung gilt jedoch nur unter der Vorausset-
zung, dass die Gesellschaft des Staats,
der nicht Mitglied der Europaischen
Union ist, in ihrer Anlagepolitik die in
Absatz B. a), b), ¢), d), e), f) und g), I
sowie k) festgelegten Grenzen beachtet.
Bei Uberschreitung dieser Grenzen findet
Artikel 49 Gesetz von 2010 sinngemaR
Anwendung;

— Aktien, die von einer Investmentgesell-
schaft oder von mehreren Investment-
gesellschaften am Kapital von Tochter-
gesellschaften gehalten werden, die in
deren Niederlassungsstaat lediglich und



ausschlieBlich fur diese Investmentgesell-
schaft oder Investmentgesellschaften
bestimmte Verwaltungs-, Beratungs- oder
Vertriebstatigkeiten im Hinblick auf die
Ricknahme von Anteilen auf Wunsch der
Anleger ausliben.

m) Unbeschadet der in Absatz B. k) und 1)
festgelegten Anlagegrenzen betragen die in
Absatz B. a), b), ¢), d), e) und f) genannten
Obergrenzen fur Anlagen in Aktien und/ oder
Schuldtiteln ein und desselben Emittenten
hochstens 20%, wenn es Ziel der Anlage-
politik ist, einen bestimmten Index bezie-
hungsweise einen Index unter Einsatz eines
Hebels nachzubilden. Voraussetzung hierfur
ist, dass
— die Zusammensetzung des Index

hinreichend diversifiziert ist;

— derIndex eine adaquate Bezugsgrund-
lage fur den Markt darstellt, auf den er
sich bezieht;

— derIndex in angemessener Weise verof-
fentlicht wird.

Die hier festgelegte Grenze betragt 35%,
sofern dies aufgrund aulRergewdohnlicher
Marktbedingungen gerechtfertigt ist, und
zwar insbesondere auf geregelten Markten,
auf denen bestimmte Wertpapiere oder
Geldmarktinstrumente stark dominieren.
Eine Anlage bis zu dieser Obergrenze ist nur
bei einem einzigen Emittenten moglich.

Das mit den Derivaten verbundene Gesamt-
risiko darf den Gesamt-Nettowert des Fonds
nicht Ubersteigen. Bei der Berechnung des
Risikos werden der Marktwert der Basis-
werte, das Ausfallrisiko der Gegenpartei,
kiinftige Marktfluktuationen und die Liquida-
tionsfrist der Positionen berlcksichtigt.

n

Der Fonds kann als Teil der Anlagestrategie
innerhalb der Grenzen des Absatzes B. g) in
Derivate anlegen, sofern das Gesamtrisiko
der Basiswerte die Anlagegrenzen des
Absatzes B. a), b), ¢), d), e) und f) nicht
Uberschreitet.

Legt der Fonds in indexbasierte Derivate an,
werden diese Anlagen nicht bei den Anlage-
grenzen gemaR Absatz B. a), b), ¢), d), e) und
f) bertlicksichtigt.

Wenn ein Derivat in ein Wertpapier oder
Geldmarktinstrument eingebettet ist, muss
es hinsichtlich der Einhaltung der Anlage-
grenzen mitberucksichtigt werden.

Daneben darf der Fonds bis zu 20% seines
Nettovermogens in zusatzlichen flussigen
Mitteln halten. Diese zusatzlichen flissigen
Mittel beschranken sich auf Sichteinlagen zur
Deckung laufender oder auBergewohnlicher
Zahlungen oder flr den Zeitraum, der flr die
Wiederanlage in zulassige Vermogenswerte
erforderlich ist, oder fir einen unbedingt
erforderlichen Zeitraum im Falle ungtinstiger

0]

Marktbedingungen. Bei auBergewohnlich
ungunstigen Marktbedingungen ist es
zulassig, voriibergehend mehr als 20% an
zusatzlichen flissigen Mitteln zu halten,
wenn die Umstande dies erfordern und
soweit dies im Hinblick auf die Interessen der
Anleger gerechtfertigt erscheint.

=

Bis zu 10% des Nettofondsvermdgens kon-
nen in Akquisitionszweckgesellschaften
(special purpose acquisition companies,
nachfolgend ,SPACs") investiert werden, die
als zulassige Anlagen im Sinne von Artikel 1
(34) und 41 des Gesetzes von 2010, Artikel 2
der GroRherzoglichen Verordnung vom 8.
Februar 2008 und der CESR-Leitlinien qualifi-
zieren. SPACs sind Gesellschaften, die durch
einen Borsengang Kapital beschaffen und
nur gegrindet werden, um ein bestehendes
Unternehmen zu Ubernehmen oder mit ihm
zu fusionieren.

p

C. Ausnahme zu Anlagegrenzen

a) Der Fonds muss die Anlagegrenzen bei der
Ausubung von Bezugsrechten, die an Wert-
papiere oder Geldmarktinstrumente geknupft
sind, die im Fondsvermogen enthalten sind,
nicht einhalten.

b

Der Fonds kann von den festgelegten Anlage-
grenzen unter Beachtung der Einhaltung der
Grundsatze der Risikostreuung innerhalb
eines Zeitraumes von sechs Monaten seit
Zulassung abweichen.

D. Kredite

Kredite durfen weder durch die Verwaltungs-
gesellschaft noch den Verwahrer fur Rechnung
des Fonds aufgenommen werden. Der Fonds
darf jedoch Fremdwahrungen durch ein ,Back-
to-back”-Darlehen erwerben.

Abweichend vom vorstehenden Absatz kann der
Fonds Kredite von bis zu 10% des Fondsvermo-
gens aufnehmen, sofern es sich um kurzfristige
Kredite handelt.

Weder die Verwaltungsgesellschaft noch der
Verwahrer dirfen fir Rechnung des Fonds
Kredite gewahren oder fur Dritte als Blrgen
einstehen.

Dies steht dem Erwerb von noch nicht voll
eingezahlten Wertpapieren, Geldmarktinstru-
menten oder anderen noch nicht voll eingezahl-
ten Finanzinstrumenten nicht entgegen.

E. Leerverkaufe

Leerverkaufe von Wertpapieren, Geldmarkt-
instrumenten oder anderen in Absatz A. e), g)
und h) genannten Finanzinstrumenten dirfen
weder von Verwaltungsgesellschaften noch von
Verwahrstellen, die fir Rechnung von Invest-
mentfonds handeln, getatigt werden.

F. Belastung

Das Fondsvermogen darf nur insoweit zur
Sicherung verpfandet, Ubereignet beziehungs-
weise abgetreten oder sonst belastet werden,
als dies an einer Borse, an einem geregelten
Markt oder aufgrund vertraglicher oder sonstiger
Bedingungen oder Auflagen gefordert wird.

Artikel 5 Anteilklassen

Dem Anleger konnen nach freiem Ermessen der
Verwaltungsgesellschaft eine oder mehrere
Anteilklassen angeboten werden.

1. Alle Anteilklassen des Fonds werden im
Einklang mit den Anlagezielen des Fonds zusam-
men angelegt. Allerdings konnen sie sich insbe-
sondere im Hinblick auf die Gebuhrenstruktur,
Mindestanlagesumme bei Erstzeichnung und bei
Folgezeichnungen, Wéahrung, Ausschuttungspoli-
tik, die von den Anlegern zu erflillenden Voraus-
setzungen oder sonstige besondere Merkmale
unterscheiden. Die Anteilklassen kennzeichnen-
den Ausgestaltungsmerkmale (zum Beispiel Art
des Investors, Ertragsverwendung, Ausgabeauf-
schlag, Wahrung der Anteile, Gebuhrenstruktur,
Mindestanlagesumme oder eine Kombination
dieser Merkmale) werden im Allgemeinen Teil
des Verkaufsprospekts beschrieben.

2. Die Verwaltungsgesellschaft behalt sich das
Recht vor, Anlegern in bestimmten Rechtsord-
nungen nur eine beziehungsweise nur bestimm-
te Anteilklassen zum Kauf anzubieten, um den
dort jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmun-
gen, Usancen oder Geschaftspraktiken zu ent-
sprechen. Die Verwaltungsgesellschaft behalt
sich weiterhin das Recht vor, Grundsatze zu
beschlieen, die fur bestimmte Anlegerkategori-
en beziehungsweise Transaktionen im Hinblick
auf den Erwerb bestimmter Anteilklassen gelten.

3. Die gegenwartig angebotenen Anteilklassen
sind grundsatzlich im Besonderen Teil des Ver-
kaufsprospekts als auch im Jahres- und Halbjah-
resbericht ausgewiesen. Der Verkaufsprospekt
wird regelmaBig entsprechend aktualisiert.
Aktuelle Informationen (ber die aufgelegten
Anteilklassen werden auf der Internetseite der
Verwaltungsgesellschaft unter www.dws.com/
fundinformation veroffentlicht.

Artikel 6

Anteilwertberechnung

1. Der Wert eines Anteils lautet auf EUR (Fonds-
wahrung), sofern nicht fiir etwaige Anteilklassen
im Besonderen Teil des Verkaufsprospekt eine
von der Fondswahrung abweichende Wahrung
angegeben ist (Anteilklassenwahrung). Er wird fir
den Fonds an jedem Bankarbeitstag im GroBher-
zogtum Luxemburg (Bewertungstag) berechnet,
sofern im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts
nichts anderes geregelt ist.

Die Berechnung erfolgt durch Teilung des Netto-
Fondsvermogens durch die Zahl der am Bewer-
tungstag im Umlauf befindlichen Anteile des
Fonds. Sofern Anteilklassen in dem Fonds
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angeboten werden, wird der Nettoinventarwert
je Anteil fur jede ausgegebene Anteilklasse des
Fonds einzeln berechnet. Das Netto-Fonds-
vermogen wird nach folgenden Grundsatzen
berechnet:

a) Wertpapiere beziehungsweise Geldmarkt-
instrumente, die an einer Borse notiert sind,
werden zum letzten verfugbaren bezahlten
Kurs bewertet.

b

=

Wertpapiere beziehungsweise Geldmarkt-
instrumente, die nicht an einer Borse notiert
sind, die aber an einem anderen geregelten
Wertpapiermarkt gehandelt werden, werden
zu einem Kurs bewertet, der nicht geringer
als der Geldkurs und nicht hoher als der
Briefkurs zur Zeit der Bewertung sein darf
und den die Verwaltungsgesellschaft fur
einen marktgerechten Kurs halt.

c) Falls solche Kurse nicht marktgerecht sind
oder falls fur andere als die unter Buchsta-
ben a) und b) genannten Wertpapiere bezie-
hungsweise Geldmarktinstrumente keine
Kurse festgelegt werden, werden diese
Wertpapiere beziehungsweise Geldmarkt-
instrumente ebenso wie alle anderen Ver-
mogenswerte zum jeweiligen Verkehrswert
bewertet, wie ihn die Verwaltungsgesell-
schaft nach Treu und Glauben und allgemein
anerkannten, von Wirtschaftsprifern nach-
prifbaren Bewertungsregeln festlegt.

d

=

Die flissigen Mittel werden zu deren Nenn-
wert zuzuglich Zinsen bewertet.

-

e) Festgelder konnen zum Renditekurs bewer-
tet werden, sofern ein entsprechender
Vertrag zwischen der Verwaltungsgesell-
schaft und der Verwahrstelle geschlossen
wurde, gemaR dem die Festgelder jederzeit
kiindbar sind und der Renditekurs dem

Realisierungswert entspricht.

f) Alle nicht auf die Fondswahrung lautenden
Vermogenswerte werden zum letzten Devi-
senmittelkurs in die Fondswahrung umge-
rechnet.

Die Preisfestlegung der Derivate, die der
Fonds einsetzt, wird in Ublicher vom Wirt-
schaftsprifer nachvollziehbarer Weise erfol-
gen und unterliegt einer systematischen
Uberpriifung. Die fir die Preisfestlegung der
Derivate bestimmten Kriterien bleiben dabei
jeweils Uber die Laufzeit der einzelnen Deri-
vate bestandig.

g

h

Credit Default Swaps werden unter Bezug auf
standardisierte Marktkonventionen mit dem
aktuellen Wert ihrer zuklnftigen Kapitalflisse
bewertet, wobei die Kapitalflisse um das
Ausfallrisiko bereinigt werden. Zinsswaps
erhalten eine Bewertung nach ihrem Markt-
wert, der unter Bezug auf die jeweilige Zins-
kurve festgelegt wird. Sonstige Swaps wer-
den mit dem angemessenen Marktwert
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bewertet, der in gutem Glauben gemaR den
von der Verwaltungsgesellschaft aufgestellten
und von dem Wirtschaftsprifer des Fonds
anerkannten Verfahren festgelegt wird.

i) Die in dem Fonds enthaltenen Zielfondsan-
teile werden zum letzten festgestellten und
verfligbaren Ricknahmepreis bewertet.

2. Fur den Fonds wird ein Ertragsausgleichs-
konto gefthrt.

3. Die Verwaltungsgesellschaft hat innerhalb
ihrer Unternehmensgovernance geeignete
Richtlinien und Verfahren festgelegt, um die
Integritat des Bewertungsprozesses zu gewahr-
leisten und den angemessenen Wert der verwal-
teten Anlagen zu bestimmen.

Die Bewertung der Vermogenswerte wird

durch das Leitungsorgan der Verwaltungsgesell-
schaft geregelt, welches Bewertungsausschisse
eingerichtet hat, die die Verantwortung fur die
Bewertung ubernehmen. Dazu gehoren die
Festlegung, Genehmigung und regelmaRige
Uberpriifung der Bewertungsmethoden, die
Uberwachung und Kontrolle des Bewertungs-
prozesses und die Behandlung von Bewertungs-
fragen. In dem besonderen Fall, dass ein Be-
wertungsausschuss keine Entscheidung finden
kann, kann die Frage an den Vorstand der
Verwaltungsgesellschaft zur endgultigen Ent-
scheidung weitergeleitet werden. Die am Be-
wertungsprozess beteiligten Funktionen sind
hierarchisch und funktional unabhangig von der
Portfoliomanagementfunktion.

Die Bewertungsergebnisse werden im Rahmen
des Preisfindungsprozesses und der Berechnung
des Nettoinventarwerts von den zustandigen
internen Teams und den beteiligten Dienstleis-
tern weiter Uberwacht und auf Konsistenz
gepruft.

Artikel 7

Einstellung der Berechnung

des Anteilwerts

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, die
Berechnung des Anteilwerts zeitweilig einzu-
stellen, wenn und solange Umstande vorliegen,
die diese Einstellung erforderlich machen, und
wenn die Einstellung unter Berlcksichtigung der
Interessen der Anleger gerechtfertigt ist, insbe-
sondere:

— wahrend der Zeit, in welcher eine Borse oder
ein anderer geregelter Markt, wo ein wesent-
licher Teil der Wertpapiere beziehungsweise
Geldmarktinstrumente des Fonds gehandelt
wird, geschlossen ist (aufer an gewohnli-
chen Wochenenden oder Feiertagen) oder
der Handel an dieser Borse beziehungsweise
an dem entsprechenden geregelten Markt
ausgesetzt oder eingeschrankt wurde;

— in Notlagen, wenn die Verwaltungs-
gesellschaft Uber Fondsanlagen nicht verfu-
gen kann oder es ihr unmaoglich ist, den
Gegenwert der Anlagekaufe oder -verkaufe

frei zu transferieren oder die Berechnung des
Anteilwerts ordnungsgemafd durchzufuhren.

Anleger, die ihre Anteile zur Rucknahme angeboten
haben, werden von einer Einstellung der Anteil-
wertberechnung umgehend benachrichtigt und
nach Wiederaufnahme der Anteilwertberechnung
unverzlglich davon in Kenntnis gesetzt. Den
Anlegern wird nach der Wiederaufnahme der dann
gultige Ricknahmepreis gezahlt.

Die Einstellung der Berechnung des Anteilwertes
wird auf der Internetseite der Verwaltungsgesell-
schaft sowie entsprechend den Vorschriften des
Vertriebslandes veroffentlicht.

Artikel 8

Ausgabe und Riicknahme

von Fondsanteilen

1. Alle Fondsanteile haben gleiche Rechte.
Sofern die Verwaltungsgesellschaft beschlief3t,
Anteilklassen auszugeben, haben alle Anteile
innerhalb einer Anteilklasse gleiche Rechte. Die
Fondsanteile werden als Namensanteile oder als
Anteile, die auf den Inhaber lauten und in Form
von Globalurkunden verbrieft sind, ausgegeben.
Ein Anspruch auf Auslieferung effektiver Stuicke
besteht nicht.

2. Ausgabe und Ricknahme der Anteile erfol-
gen bei der Verwaltungsgesellschaft sowie bei
gegebenenfalls benannten Zahlstellen.

3. Anteile werden an jedem Bewertungstag
zum Ausgabepreis ausgegeben. Ausgabepreis
ist der Anteilwert gegebenenfalls zuzliglich eines
Ausgabeaufschlags zugunsten der Verwaltungs-
gesellschaft. Die genaue Hohe des Ausgabe-
aufschlags kann dem Besonderen Teil des
Verkaufsprospekts entnommen werden. Die
Verwaltungsgesellschaft kann den Ausgabe-
aufschlag zur Abgeltung von Vertriebsleistungen
an etwaige vermittelnde Stellen weitergeben.
Der Ausgabepreis kann sich um Gebuhren oder
andere Belastungen erhohen, die in den jeweili-
gen Vertriebslandern anfallen. Die Fondsanteile
konnen auch als Anteilsbruchteile mit bis zu drei
Nachkommastellen ausgegeben werden, sofern
im Besonderen Teil des Verkaufsprospekts nichts
Anderes geregelt ist. Anteilsbruchteile berechti-
gen zur Teilnahme an etwaigen Ausschuttungen
auf einer pro rata-Basis.

4. Die Anleger sind berechtigt, jederzeit die
Ricknahme ihrer Anteile zu verlangen. Ricknah-
mepreis ist der Anteilwert gegebenenfalls abzlg-
lich eines Rucknahmeabschlags zugunsten der
Verwaltungsgesellschaft. Die genaue Hohe des
Ricknahmeabschlags kann dem Besonderen Teil
des Verkaufsprospekts entnommen werden. Der
Ricknahmepreis kann sich auBerdem um Gebiih-
ren oder andere Belastungen reduzieren, die in
den jeweiligen Vertriebslandern anfallen.

5. Die Verwaltungsgesellschaft kann Anteile
einseitig gegen Zahlung des Riicknahmepreises
zuruckkaufen, soweit dies im Interesse der
Gesamtheit der Anleger oder zum Schutz der



Verwaltungsgesellschaft oder des Fonds erfor-
derlich erscheint.

Artikel 9

Beschriankungen der Ausgabe

von Anteilen

1. Die Verwaltungsgesellschaft kann jederzeit
aus eigenem Ermessen einen Zeichnungsantrag
zurtickweisen oder die Ausgabe von Anteilen
zeitweilig beschranken, aussetzen oder endgultig
einstellen oder Anteile gegen Zahlung des Riick-
nahmepreises zurlickkaufen, wenn dies im Inter-
esse der Anleger, im 6ffentlichen Interesse, zum
Schutz des Fonds oder der Anleger erforderlich
erscheint. In diesem Fall wird die Verwaltungs-
gesellschaft oder die gegebenenfalls benannte
Zahlstelle auf nicht bereits ausgefiihrte Zeich-
nungsantrage eingehende Zahlungen unverzig-
lich zurtckzahlen.

2. Die Einstellung der Ausgabe von Anteilen wird
auf der Internetseite der Verwaltungsgesellschaft
sowie entsprechend den Vorschriften des Ver-
triebslandes veroffentlicht.

Artikel 10

Beschrankungen der Riicknahme
von Anteilen

1. Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt,
die Riicknahme von Anteilen einzustellen, wenn
auflergewohnliche Umstande dies erfordern und
die Einstellung im Interesse der Anleger-
gerechtfertigt ist.

2. Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt,
erhebliche Ricknahmen erst zu tatigen, nach-
dem entsprechende Vermogenswerte des Fonds
verkauft wurden, wie im Allgemeinen Teil des
Verkaufsprospekts detailliert dargestellt.

3. Die Verwaltungsgesellschaft oder gegebe-
nenfalls benannte Zahlstelle ist nur insoweit zur
Zahlung verpflichtet, als keine gesetzlichen
Bestimmungen, zum Beispiel devisenrechtliche
Vorschriften oder andere von der Verwaltungs-
gesellschaft oder gegebenenfalls benannten
Zahlstelle nicht beeinflussbare Umstande, die
Uberweisung des Ricknahmepreises in das
Land des Antragstellers verbieten.

4. Die Einstellung der Riicknahme von Anteilen
wird auf der Internetseite der Verwaltungsgesell-
schaft sowie entsprechend den Vorschriften des
Vertriebslandes veroffentlicht.

Artikel 1

Rechnungsjahr und Abschlusspriifung
Das Rechnungsjahr beginnt am 1. Januar und
endet am 31. Dezember eines jeden Jahres.

Die Jahresabschlisse des Fonds werden von
einem Wirtschaftsprufer kontrolliert, der von der
Verwaltungsgesellschaft ernannt wird.

Artikel 12

Kosten und erhaltene
Dienstleistungen

Der Fonds zahlt eine Kostenpauschale von bis zu
1,2% per annum auf das Netto-Fondsvermogen auf
Basis des am Bewertungstag ermittelten Netto-
Inventarwerts. Die festgelegte Hohe der Kosten-
pauschale ist im Besonderen Teil des Verkaufspros-
pekts aufgefuhrt. Die Kostenpauschale wird dem
Fonds in der Regel am Monatsende entnommen.
Aus dieser Vergltung werden insbesondere
Verwaltung, Fondsmanagement, Vertrieb (sofern
anwendbar) und Verwahrstelle bezahlt.

Neben der Kostenpauschale konnen die fol-
genden Aufwendungen dem Fonds belastet
werden:

— samtliche Steuern, welche auf die Vermo-
genswerte des Fonds und den Fonds selbst
erhoben werden (insbesondere die taxe
d’abonnement) sowie im Zusammenhang
mit den Kosten der Verwaltung und Verwah-
rung eventuell entstehende Steuern;

— im Zusammenhang mit dem Erwerb und der
VerauBRerung von Vermogensgegenstanden
entstehende Kosten;

— auBerordentliche Kosten (zum Beispiel
Prozesskosten), die zur Wahrnehmung der
Interessen der Anleger des Fonds anfallen;
die Entscheidung zur Kostenubernahme trifft
im Einzelnen die Verwaltungsgesellschaft
und ist im Jahresbericht gesondert auszuwei-
sen;

— Kosten fur die Information der Anleger des
Fonds mittels eines dauerhaften Datentra-
gers, mit Ausnahme der Kosten flr Informati-
onen bei Fondsverschmelzungen und bei
MafRnahmen im Zusammenhang mit Berech-
nungsfehlern bei der Anteilwertermittiung
oder bei Anlagegrenzverletzungen.

Daruber hinaus kann eine erfolgsbezogene
Vergltung bezahlt werden, deren Hohe sich
ebenfalls aus dem Besonderen Teil des Verkaufs-
prospekts ergibt.

Sofern Total Return Swaps genutzt werden,
konnen in diesem Zusammenhang bestimmte
Kosten und Geblhren anfallen, vor allem beim
Abschluss dieser Geschafte und/oder jeglicher
Zu- oder Abnahme ihrer Nominalwerte. Hierbei
kann es sich um pauschale oder variable Gebh-
ren handeln. Weitere Informationen zu den
Kosten und Gebuhren, die der Fonds zu tragen
hat, sowie die Identitat der Empfanger und
jegliche Verbindung (falls vorhanden), die diese
zu der Verwaltungsgesellschaft, dem Fonds-
manager oder der Verwahrstelle haben, werden
im Jahresbericht offengelegt. Ertrage, welche
sich aus der Nutzung von Total Return Swaps
ergeben, flieBen grundsatzlich - abzuglich
direkter beziehungsweise indirekter operationel-
ler Kosten - dem Fondsvermogen zu.

Der Fonds zahlt 30% der Bruttoertrage aus
Wertpapierleihegeschaften als Kosten/Gebuhren

an die Verwaltungsgesellschaft und behalt 70%
der Bruttoertrage aus solchen Geschaften ein.
Von den 30% behalt die Verwaltungsgesellschaft
5% fiir ihre eigenen Koordinierungs- und Uber-
wachungsaufgaben ein und zahlt die direkten
Kosten (zum Beispiel Transaktionskosten und
Kosten fir die Verwaltung von Sicherheiten) an
externe Dienstleister. Der Restbetrag (nach
Abzug der Kosten der Verwaltungsgesellschaft
und der direkten Kosten) wird an die DWS
Investment GmbH flr die Anbahnung, Vorberei-
tung und Ausfihrung von Wertpapierleihege-
schaften gezahlt.

Fur einfache umgekehrte Pensionsgeschafte,
das heift solche, die nicht der Anlage von im
Rahmen eines Wertpapierleihe- oder Pensions-
geschaftes entgegengenommen Barsicherheiten
dienen, behalt der Fonds 100% der Bruttoertra-
ge ein, abzliglich der Transaktionskosten, die der
Fonds als direkte Kosten an einen externen
Dienstleister zahlt.

Die Verwaltungsgesellschaft ist ein verbundenes
Unternehmen der DWS Investment GmbH.

Der Fonds fuhrt derzeit nur einfache umgekehrte
Pensionsgeschéfte aus, keine anderen (umge-
kehrten) Pensionsgeschafte. Wenn von der
Maglichkeit der Nutzung anderer (umgekehrter)
Pensionsgeschafte Gebrauch gemacht werden
soll, wird der Verkaufsprospekt entsprechend
angepasst. Der Fonds wird dann bis zu 30% der
Bruttoertrage aus (umgekehrten) Pensions-
geschaften als Kosten/Gebuhren an die Verwal-
tungsgesellschaft zahlen und mindestens 70%
der Bruttoertrage aus solchen Geschaften
einbehalten. Von den bis zu 30% wird die Ver-
waltungsgesellschaft 5% fur ihre eigenen Koor-
dinierungs- und Uberwachungsaufgaben einbe-
halten und die direkten Kosten (zum Beispiel
Transaktionskosten und Kosten fur die Verwal-
tung von Sicherheiten) an externe Dienstleister
zahlen. Der Restbetrag (nach Abzug der Kosten
der Verwaltungsgesellschaft und der direkten
Kosten) wird an die DWS Investment GmbH fir
die Anbahnung, Vorbereitung und Ausfiihrung
von (umgekehrten) Pensionsgeschaften gezahlt
werden.

Anlage in Anteile von Zielfonds

1. Anlagen in Zielfonds konnen zu Kosten-
doppelbelastungen fihren, da sowohl auf der
Ebene des Fonds als auch auf der Ebene eines
Zielfonds Gebuhren anfallen. Im Zusammenhang
mit dem Erwerb von Zielfondsanteilen sind folgen-
de Arten von Gebuhren mittelbar oder unmittelbar
von den Anlegern des Fonds zu tragen:

— die Verwaltungsvergutung/Kostenpauschale
des Zielfonds;

— die erfolgsbezogenen Vergutungen des
Zielfonds;

— die Ausgabeaufschlage und Riucknahme-
abschlage des Zielfonds;

— Aufwendungserstattungen des Zielfonds;

— sonstige Kosten.
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2. In den Jahres- und Halbjahresberichten
werden die Ausgabeaufschlage und Ricknahme-
abschlage offengelegt, die dem Fonds im Be-
richtszeitraum fur den Erwerb und die Ricknah-
me von Anteilen an Zielfonds berechnet worden
sind. Ferner wird in den Jahres- und Halbjahres-
berichten die Vergutung offengelegt, die dem
Fonds von einer anderen Gesellschaft als Ver-
waltungsvergutung/Kostenpauschale flr die im
Fonds gehaltenen Zielfondsanteile berechnet
wurde.

3. Wird das Fondsvermogen in Anteile eines
Zielfonds angelegt, der unmittelbar oder mittel-
bar von derselben Verwaltungsgesellschaft oder
einer anderen Gesellschaft verwaltet wird, mit
der die Verwaltungsgesellschaft durch eine
gemeinsame Verwaltung oder Beherrschung
oder durch eine wesentliche direkte oder in-
direkte Beteiligung verbunden ist, so werden
dem Fonds durch die Verwaltungsgesellschaft
oder die andere Gesellschaft fur den Erwerb
oder die Rickgabe von Anteilen dieses anderen
Fonds keine Ausgabeaufschlage und Ricknah-
meabschlage belastet.

Der Anteil der Verwaltungs- beziehungsweise
Pauschalvergutung, der den Anteilen verbunde-
ner Anlagevermogen zuzurechnen ist (Doppelbe-
lastung oder Differenzmethode), ist dem Beson-
deren Teil des Verkaufsprospekts zu entnehmen.

Artikel 13

Verwendung der Ertrige

1. Die Verwaltungsgesellschaft entscheidet, ob
eine Ausschuttung oder Thesaurierung erfolgt.
Im Falle der Ausschuttung bestimmt die Verwal-
tungsgesellschaft zudem, ob und in welcher
Hohe eine Ausschiittung stattfindet. Zur Aus-
schiuttung konnen die ordentlichen Nettoertrage
sowie realisierte Kapitalgewinne kommen.
Ferner konnen die nicht realisierten Werterho-
hungen sowie Kapitalgewinne aus den Vorjahren
und sonstige Aktiva zur Ausschittung gelangen,
sofern das Netto-Fondsvermogen nicht unter die
Mindestsumme gemaR Artikel 23 Gesetz von
2010 sinkt. Ausschuttungen werden auf die am
Ausschlttungstag ausgegebenen Anteile ausge-
zahlt. Ausschuttungen kénnen ganz oder teilwei-
se in Form von Gratisanteilen vorgenommen
werden. Eventuell verbleibende Bruchteile
konnen in bar ausgezahlt oder gutgeschrieben
werden. Ertrage, die innerhalb der in Artikel 18
festgelegten Fristen nicht abgefordert wurden,
verfallen zugunsten des Fonds.

2. Die Verwaltungsgesellschaft kann Zwischen-
ausschuttungen im Einklang mit den gesetzlichen
Bestimmungen fur den Fonds beschlieRen.

Artikel 14
Anderungen des
Verwaltungsreglements

1. Die Verwaltungsgesellschaft kann mit Zu-
stimmung der Verwahrstelle das Verwaltungs-
reglement jederzeit ganz oder teilweise andern.

2. Anderungen des Verwaltungsreglements
werden im Handels- und Firmenregister hinter-
legt und treten, sofern nichts anderes bestimmt
ist, unverzlglich nach Hinterlegung in Kraft. Ein
Hinweis auf die Hinterlegung wird im RESA
veroffentlicht.

Artikel 15

Veroffentlichungen

1. Grundsatzlich werden Veroffentlichungen
auf der Internetseite der Verwaltungsgesell-
schaft unter www.dws.com/fundinformation
publiziert.

2. Ausgabe- und Ricknahmepreise konnen bei
der Verwaltungsgesellschaft und den gegebe-
nenfalls benannten Zahlstellen erfragt werden.
Daruber hinaus werden die Ausgabe- und Rick-
nahmepreise in jedem Vertriebsland in geeigne-
ten Medien (zum Beispiel Internet, elektronische
Informationssysteme, Zeitungen, et cetera)
veroffentlicht.

3. Die Verwaltungsgesellschaft erstellt fir den
Fonds einen gepruften Jahresbericht sowie
einen Halbjahresbericht entsprechend den
gesetzlichen Bestimmungen des GroBherzog-
tums Luxemburg.

4. Verkaufsprospekt, Verwaltungsreglement
und Basisinformationsblatt sowie Jahres- und
Halbjahresbericht des Fonds sind flir die Anleger
am Sitz der Verwaltungsgesellschaft und bei
gegebenenfalls benannten Zahlstellen kostenlos
erhaltlich.

Artikel 16

Auflosung des Fonds

1. Die Laufzeit des Fonds erfolgt auf unbe-
stimmte Dauer, sofern im Besonderen Teil des
Verkaufsprospekts nichts Anderes geregelt ist.

2. Unbeschadet der Regelungen unter Ziffer 1
kann der Fonds jederzeit durch die Verwaltungs-
gesellschaft aufgelost werden. Die Verwaltungs-
gesellschaft kann die Auflésung des Fonds
beschlieBen, sofern diese unter Berucksichti-
gung der Interessen der Anleger, zum Schutz der
Interessen der Verwaltungsgesellschaft oder im
Interesse der Anlagepolitik notwendig oder
angebracht erscheint.

3. Eine Auflosung des Fonds erfolgt in den vom
Gesetz vorgesehenen Fallen zwingend.

4. Sofern fir den Fonds ein Laufzeitende be-
stimmt ist und im Besonderen Teil des Verkaufs-
prospekts nichts anderes geregelt ist, gilt Fol-
gendes:

a) Die Verwaltungsgesellschaft wird grundsatz-
lich 16 Bankarbeitstage vor Laufzeitende mit
der VeraufRerung des Fondsvermogens
beginnen und bis zum Laufzeitende so weit
wie moglich alle Vermogensgegenstande
verauRern, die Forderungen einziehen und
die Verbindlichkeiten tilgen.

b) Um die Ermittlung des Liquidationserldses
zum Laufzeitende und dessen rechtzeitige
Zahlung an den Anleger zu gewahrleisten,
wird die Ausgabe und Riicknahme von
Anteilen grundsatzlich 15 Bankarbeitstage
vor Laufzeitende eingestellt.

c) Spatestens am Tag des Laufzeitendes (oder
zum folgenden Bankarbeitstag, falls der Tag
des Laufzeitendes kein Bankarbeitstag ist),
gibt die Verwaltungsgesellschaft den Liqui-
dationserlos je Anteil bekannt, welcher bei
der Verwahrstelle sowie bei den gegebenen-
falls benannten Zahlstellen des Fonds an
diesem Tag zur Auszahlung gelangt.

d) Alle eventuell anfallenden Kosten der Liqui-
dation werden von dem Fonds getragen,
sofern nicht anders von der Verwaltungs-
gesellschaft bestimmt.

Im Falle einer Auflosung/Verschmelzung des
Fonds vor dem Laufzeitende gelten die in die-
sem Artikel unter Punkt 2. und Artikel 17 benann-
ten Regelungen.

5. Die Auflosung des Fonds wird entsprechend
den gesetzlichen Bestimmungen von der Ver-
waltungsgesellschaft im RESA und in mindes-
tens zwei hinreichend verbreiteten Tages-
zeitungen, einschlieBlich mindestens einer
luxemburgischen Tageszeitung, und den Rege-
lungen des Vertriebslandes veroffentlicht.

6. Bei Auflosung des Fonds wird die Ausgabe
von Anteilen eingestellt. Sofern nicht anders
durch die Verwaltungsgesellschaft bestimmt,
wird auch die Ricknahme von Anteilen zu
diesem Zeitpunkt eingestellt. Sollte die Verwal-
tungsgesellschaft entscheiden, die Ricknahmen
weiterhin zuzulassen, wird dabei die Gleich-
behandlung der Anleger gewahrleistet.

7. Die Verwahrstelle wird den Liquidations-
erlos, gegebenenfalls abzuglich der Liquidations-
kosten und Honorare, auf Anweisung der Ver-
waltungsgesellschaft oder gegebenenfalls der
von derselben oder von der Verwahrstelle im
Einvernehmen mit der Aufsichtsbehorde ernann-
ten Liquidatoren unter den Anleger des Fonds
nach deren Anspruch verteilen. Netto-Liquidati-
onserlose, die nicht zum Abschluss des Liquida-
tionsverfahrens von Anleger eingezogen worden
sind, werden von der Verwahrstelle nach Ab-
schluss des Liquidationsverfahrens fur Rech-
nung der berechtigten Anleger bei der Caisse de
Consignation im GroBherzogtum Luxemburg
hinterlegt, wo diese Betrage verfallen, wenn sie
nicht innerhalb der gesetzlichen Frist dort
angefordert werden.

8. Die Anleger, deren Erben beziehungsweise
Rechtsnachfolger konnen weder die Auflosung
noch die Teilung des Fonds beantragen.



Artikel 17

Fusion

1. GemaR den Definitionen im Gesetz von 2010
kann der Fonds durch Beschluss der Verwaltungs-
gesellschaft entweder als Ubertragender oder als
aufnehmender Fonds mit einem anderen luxem-
burgischen oder auslandischen OGAW oder mit
einem Teilfonds eines Luxemburger oder auslan-
dischen OGAW verschmolzen werden.

2. Vorbehaltlich abweichender Bestimmungen
im Einzelfall vollzieht sich die Durchfuhrung der
Fusion wie eine Auflosung ohne Abwicklung des
Ubertragenden Fonds und eine gleichzeitige
Ubernahme samtlicher Vermogensgegenstande
durch den aufnehmenden (Teil-)Fonds im Ein-
klang mit den gesetzlichen Bestimmungen. Die
Anleger des Ubertragenden Fonds erhalten
Anteile des aufnehmenden (Teil-)Fonds, deren
Anzahl sich auf der Grundlage des Anteilwert-
verhaltnisses der betroffenen Fonds zum Zeit-
punkt der Fusion errechnet, und gegebenenfalls
einen Spitzenausgleich.

3. Die Anleger des Fonds werden auf der
Internetseite der Verwaltungsgesellschaft
www.dws.com/fundinformation sowie entspre-
chend den Vorschriften des Vertriebslandes Uber
die Fusion in Kenntnis gesetzt. Die Anleger des
Fonds haben die Maoglichkeit, innerhalb einer
Frist von mindestens dreif3ig Tagen die Riucknah-
me oder den Umtausch von Anteilen kostenlos
zu beantragen, wie in der betreffenden Publikati-
on naher ausgefuhrt wird.

4. Beijeder Fusion eines ubertragenden Fonds
unter Auflosung muss die Entscheidung tber
das Wirksamwerden der Fusion beim Handels-
und Firmenregister hinterlegt und mittels eines
Hinterlegungsvermerks hiertuber im RESA verof-
fentlicht werden.

5. Die Verwaltungsgesellschaft kann zudem
entscheiden, Anteilklassen innerhalb des Fonds
zusammenzulegen. Diese Zusammenlegung
fuhrt dazu, dass die Anleger der Ubertragenden
Anteilklasse Anteile an der aufnehmenden
Anteilklasse, deren Anzahl sich auf der Grund-
lage des Anteilwertverhéltnisses der betroffenen
Anteilklassen zum Zeitpunkt der Zusammen-
legung errechnet, und gegebenenfalls einen
Spitzenausgleich erhalten.

6. Die Durchflihrung der Fusion wird von
Wirtschaftsprifern des Fonds kontrolliert.

Artikel 18

Verjahrung und Vorlegungsfrist

1. Forderungen der Anleger gegen die Verwal-
tungsgesellschaft oder die Verwahrstelle konnen
nach Ablauf von funf Jahren nach Entstehung des
Anspruchs nicht mehr gerichtlich geltend ge-
macht werden. Davon unberihrt bleibt die in
Artikel 16 Absatz 7 enthaltene Regelung.

2. Die Vorlegungsfrist fir Ertragsscheine be-
tragt funf Jahre.

Artikel 19

Anwendbares Recht, Gerichtsstand
und Vertragssprache

1. Das Verwaltungsreglement des Fonds unter-
liegt dem luxemburgischen Recht. Gleiches gilt
fur die Rechtsbeziehungen zwischen den Anle-
gern und der Verwaltungsgesellschaft. Das
Verwaltungsreglement ist im RESA hinterlegt.
Jeder Rechtsstreit zwischen Anlegern, der
Verwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle
unterliegt der Gerichtsbarkeit des zustandigen
Gerichts im Gerichtsbezirk Luxemburg im Grof3-
herzogtum Luxemburg. Die Verwaltungsgesell-
schaft und die Verwahrstelle sind berechtigt,
sich selbst und den Fonds der Gerichtsbarkeit
und dem Recht jeden Vertriebslandes zu unter-
werfen, soweit es sich um Anspriche der Anle-
ger handelt, die in dem betreffenden Land
ansassig sind, und im Hinblick auf Angelegen-
heiten, die sich auf den Fonds beziehen.

2. Der deutsche Wortlaut dieses Verwaltungs-
reglements ist maRgeblich. Die Verwaltungs-
gesellschaft kann im Hinblick auf Anteile des
Fonds, die an Anleger in dem jeweiligen Land
verkauft wurden, fir sich selbst und den Fonds
Ubersetzungen in Sprachen solcher Lander als
verbindlich erklaren, in welchen solche Anteile
zum offentlichen Vertrieb zugelassen sind.



Kurzangaben uber die fiir die (in Deutschland unbeschrankt
steuerpflichtigen) Anleger bedeutsamen Steuervorschriften

(Stand: 28.4.2023)

Fonds nach luxemburgischem Recht

Allgemeines

Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften
gelten nur fur Anleger, die in Deutschland un-
beschrankt steuerpflichtig sind. Unbeschrankt
steuerpflichtige Anleger werden nachfolgend
auch als Steuerinlander bezeichnet. Dem auslan-
dischen Anleger empfehlen wir, sich vor Erwerb
von Anteilen an dem in diesem Verkaufsprospekt
beschriebenen Fonds mit seinem Steuerberater in
Verbindung zu setzen und magliche steuerliche
Konsequenzen aus dem Anteilserwerb in seinem
Heimatland individuell zu klaren. Auslandische
Anleger sind Anleger, die nicht unbeschrankt
steuerpflichtig sind. Diese werden nachfolgend
auch als Steuerauslander bezeichnet.

Die hier enthaltenen Aussagen beziehen sich auf
die Rechtslage seit 1. Januar 2018. Sofern Fonds-
anteile vor dem 1. Januar 2018 erworben wurden,
konnen sich weitere, hier nicht naher beschriebe-
ne Besonderheiten im Zusammenhang mit der
Fondsanlage ergeben.

Der auslandische Fonds unterliegt als Vermogens-
masse in Deutschland grundsatzlich nicht der
Korperschaft- und Gewerbesteuer. Er ist jedoch
partiell korperschaftsteuerpflichtig mit seinen
inlandischen Beteiligungseinnahmen und sonsti-
gen inlandischen Einkiinften im Sinne der be-
schrankten Einkommensteuerpflicht mit Ausnah-
me von Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen
an Kapitalgesellschaften. Der Steuersatz betragt
15 Prozent.

Die Investmentertrage werden jedoch beim
Privatanleger als Einkunfte aus Kapitalvermogen
der Einkommensteuer unterworfen, soweit diese
zusammen mit sonstigen Kapitalertragen den
Sparer-Pauschbetrag von jahrlich 1.000,- Euro
(fur Alleinstehende oder getrennt veranlagte
Ehegatten) beziehungsweise 2.000,- Euro (fur
zusammen veranlagte Ehegatten) tbersteigen.

Einklnfte aus Kapitalvermogen unterliegen
grundsatzlich einem Steuerabzug von 25 Prozent
(zuzliglich Solidaritatszuschlag und gegebenen-
falls Kirchensteuer). Zu den Einklnften aus Kapi-
talvermogen gehoren auch die Ertrage aus
Investmentfonds (Investmentertrage), das hei3t
die Ausschuttungen des Fonds, die Vorabpau-
schalen und die Gewinne aus der VerauBBerung
der Anteile. Unter bestimmten Voraussetzungen
konnen die Anleger einen pauschalen Teil dieser
Investmentertrage steuerfrei erhalten (sogenann-
te Teilfreistellung).

Der Steuerabzug hat fir den Privatanleger
grundsatzlich Abgeltungswirkung (sogenannte
Abgeltungsteuer), sodass die Einkiinfte aus
Kapitalvermogen regelmafig nicht in der
Einkommensteuererklarung anzugeben sind. Bei
der Vornahme des Steuerabzugs werden durch
die depotfuhrende Stelle grundsatzlich bereits
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Verlustverrechnungen vorgenommen und aus der
Direktanlage stammende auslandische Quellen-
steuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat unter anderem aber dann
keine Abgeltungswirkung, wenn der personliche
Steuersatz geringer ist als der Abgeltungssatz von
25 Prozent. In diesem Fall konnen die Einkiinfte aus
Kapitalvermagen in der Einkommensteuererklarung
angegeben werden. Das Finanzamt setzt dann den
niedrigeren personlichen Steuersatz an und rechnet
auf die personliche Steuerschuld den vorgenomme-
nen Steuerabzug an (sogenannte Gunstigerpri-
fung).

Sofern Einklnfte aus Kapitalvermogen keinem
Steuerabzug unterlegen haben (zum Beispiel im
Falle auslandischer Depotverwahrung oder weil
ein Gewinn aus der VerauBerung von Fondsantei-
len in einem auslandischen Depot erzielt wird),
sind diese in der Steuererklarung anzugeben. Im
Rahmen der Veranlagung unterliegen die Einkinf-
te aus Kapitalvermogen dann ebenfalls dem
Abgeltungssatz von 25 Prozent oder dem niedri-
geren personlichen Steuersatz.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermogen
befinden, werden die Ertrage als Betriebsein-
nahmen steuerlich erfasst.

| Anteile im Privatvermdgen
(Steuerinlénder)

1. Ausschiittungen
Ausschuttungen des Fonds sind grundsatzlich
steuerpflichtig.

Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzun-
gen flir einen Aktienfonds im Sinne der Teilfrei-
stellung, sind 30 Prozent der Ausschittungen
steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds, die
gemal den Anlagebedingungen fortlaufend mehr
als 50 Prozent ihres Wertes beziehungsweise
ihres Aktivvermogens in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzun-
gen fur einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistel-
lung, sind 15 Prozent der Ausschuttungen steuer-
frei. Mischfonds sind Investmentfonds, die gemaR
den Anlagebedingungen fortlaufend mindestens
25 Prozent ihres Wertes beziehungsweise ihres
Aktivvermogens in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraus-
setzungen fir einen Aktien- noch fur einen Misch-
fonds, ist auf die Ausschuttungen keine Teilfrei-
stellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation fir Zwecke der

Teilfreistellung des oder der Fonds beziehungs-
weise Teilfonds ist dem Anhang zu diesen Kurz-
angaben Uber die fUr deutsche Anleger bedeut-

samen steuerlichen Vorschriften zu entnehmen.
Sie kann sich fir die Zukunft andern. In einem
solchen Fall gilt der Fondsanteil als verauert und
an dem Folgetag mit einer neuen steuerlichen
Klassifikation fur die Zwecke der Teilfreistellung
als angeschafft; allerdings ist ein daraus resultie-
render fiktiver VerauRerungsgewinn erst zu
berucksichtigen, sobald die Anteile tatsachlich
verauBert werden.

Die steuerpflichtigen Ausschittungen unterliegen
in der Regel dem Steuerabzug von 25 Prozent
(zuzliglich Solidaritatszuschlag und gegebenen-
falls Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen
werden, wenn der Anleger Steuerinlander ist und
einen Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die
steuerpflichtigen Ertragsteile 1.000,- Euro bei
Einzelveranlagung beziehungsweise 2.000,- Euro
bei Zusammenveranlagung von Ehegatten nicht
lbersteigen.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Be-
scheinigung fur Personen, die voraussichtlich
nicht zur Einkommensteuer veranlagt werden
(sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung,
nachfolgend ,NV-Bescheinigung”).

Verwahrt der inlandische Anleger die Anteile in
einem inlandischen Depot, so nimmt die depot-
fihrende Stelle als Zahlstelle vom Steuerabzug
Abstand, wenn ihr vor dem festgelegten Aus-
schiuttungstermin ein in ausreichender Hohe
ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtlichem
Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom
Finanzamt fir die Dauer von maximal drei Jahren
erteilt wird, vorgelegt wird. In diesem Fall erhalt
der Anleger die gesamte Ausschlttung ungekurzt
gutgeschrieben.

2. Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die
Ausschuttungen des Fonds innerhalb eines Kalen-
derjahrs den Basisertrag fur dieses Kalenderjahr
unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multi-
plikation des Ricknahmepreises des Anteils zu
Beginn eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des
Basiszinses, der aus der langfristig erzielbaren
Rendite offentlicher Anleihen abgeleitet wird,
ermittelt. Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag
begrenzt, der sich zwischen dem ersten und dem
letzten im Kalenderjahr festgesetzten Ricknahme-
preis zuzlglich der Ausschuttungen innerhalb des
Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der
Anteile vermindert sich die Vorabpauschale um ein
Zwolftel fur jeden vollen Monat, der dem Monat des
Erwerbs vorangeht. Die Vorabpauschale gilt am
ersten Werktag des folgenden Kalenderjahres als
zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsatzlich steuerpflichtig.



Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
fur einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 30 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei.
Aktienfonds sind Investmentfonds, die gemaR
den Anlagebedingungen fortlaufend mehr als

50 Prozent ihres Wertes beziehungsweise ihres
Aktivvermogens in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
fur einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 15 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei.
Mischfonds sind Investmentfonds, die gemaR den
Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 25 Pro-
zent ihres Wertes beziehungsweise ihres Aktiv-
vermogens in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfillt der Fonds weder die steuerlichen Voraus-
setzungen flr einen Aktien- noch fiir einen
Mischfonds, ist auf die Vorabpauschale keine
Teilfreistellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation flr Zwecke der
Teilfreistellung des oder der Fonds beziehungswei-
se Teilfonds ist dem Anhang zu diesen Kurzangaben
Uber die fur deutsche Anleger bedeutsamen steuer-
lichen Vorschriften zu entnehmen. Sie kann sich fur
die Zukunft andern. In einem solchen Fall gilt der
Fondsanteil als verauBBert und an dem Folgetag mit
einer neuen steuerlichen Klassifikation fur die
Zwecke der Teilfreistellung als angeschafft; aller-
dings ist ein daraus resultierender fiktiver Verauf3e-
rungsgewinn erst zu berlcksichtigen, sobald die
Anteile tatsachlich verauRert werden.

Die steuerpflichtigen Vorabpauschalen unterliegen
in der Regel dem Steuerabzug von 25 Prozent
(zuziiglich Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen wer-
den, wenn der Anleger Steuerinlander ist und einen
Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflich-
tigen Ertragsteile 1.000,- Euro bei Einzelveranla-
gung beziehungsweise 2.000,- Euro bei Zusam-
menveranlagung von Ehegatten nicht ubersteigen.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Beschei-
nigung fur Personen, die voraussichtlich nicht zur
Einkommensteuer veranlagt werden (sogenannte
Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend
.NV-Bescheinigung”).

Verwahrt der inlandische Anleger die Anteile in
einem inlandischen Depot, so nimmt die depot-
fuhrende Stelle als Zahlstelle vom Steuerabzug
Abstand, wenn ihr vor dem Zuflusszeitpunkt ein in
ausreichender Hohe ausgestellter Freistellungsauf-
trag nach amtlichem Muster oder eine NV-Beschei-
nigung, die vom Finanzamt fir die Dauer von
maximal drei Jahren erteilt wird, vorgelegt wird. In
diesem Fall wird keine Steuer abgefuhrt. Andern-
falls hat der Anleger der inlandischen depotfuhren-
den Stelle den Betrag der abzufiihrenden Steuer zur
Verflgung zu stellen. Zu diesem Zweck darf die
depotfiihrende Stelle den Betrag der abzufiihren-
den Steuer von einem bei ihr unterhaltenen und auf
den Namen des Anlegers lautenden Kontos ohne
Einwilligung des Anlegers einziehen. Soweit der

Anleger nicht vor Zufluss der Vorabpauschale wider-
spricht, darf die depotfihrende Stelle auch insoweit
den Betrag der abzufiihrenden Steuer von einem
auf den Namen des Anlegers lautenden Konto
einziehen, wie ein mit dem Anleger vereinbarter
Kontokorrentkredit fur dieses Konto nichtin An-
spruch genommen wurde. Soweit der Anleger
seiner Verpflichtung, den Betrag der abzufiihrenden
Steuer der inlandischen depotfihrenden Stelle zur
Verflgung zu stellen, nicht nachkommt, hat die
depotflihrende Stelle dies dem fiir sie zustandigen
Finanzamt anzuzeigen. Der Anleger muss in diesem
Fall die Vorabpauschale insoweit in seiner Einkom-
mensteuererklarung angeben.

3. VerauBerungsgewinne

auf Anlegerebene
Werden Anteile an dem Fonds verauRert, unter-
liegt der VerauBerungsgewinn dem Abgeltungs-
satz von 25 Prozent.

Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzun-
gen fur einen Aktienfonds im Sinne der Teilfrei-
stellung, sind 30 Prozent der VerauBerungsgewin-
ne steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds,
die gemaR den Anlagebedingungen fortlaufend
mehr als 50 Prozent ihres Wertes beziehungswei-
se ihres Aktivwermogens in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzun-
gen flir einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistel-
lung, sind 15 Prozent der VerauBerungsgewinne
steuerfrei. Mischfonds sind Investmentfonds, die
gemal den Anlagebedingungen fortlaufend
mindestens 25 Prozent ihres Wertes beziehungs-
weise ihres Aktivvermaogens in Kapitalbeteiligun-
gen anlegen.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraus-
setzungen fir einen Aktien- noch fir einen Misch-
fonds, ist auf die VerauBerungsgewinne keine
Teilfreistellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation fir Zwecke der
Teilfreistellung des oder der Fonds beziehungs-
weise Teilfonds ist dem Anhang zu diesen
Kurzangaben Uber die fur deutsche Anleger
bedeutsamen steuerlichen Vorschriften zu
entnehmen. Sie kann sich fur die Zukunft an-
dern. In einem solchen Fall gilt der Fondsanteil
als verauBert und an dem Folgetag mit einer
neuen steuerlichen Klassifikation fur die Zwecke
der Teilfreistellung als angeschafft; allerdings ist
ein daraus resultierender fiktiver VerauBerungs-
gewinn erst zu berlcksichtigen, sobald die
Anteile tatsachlich verauBert werden.

Sofern die Anteile in einem inlandischen Depot
verwahrt werden, nimmt die depotfiihrende Stelle
den Steuerabzug unter Berlicksichtigung etwaiger
Teilfreistellungen vor. Der Steuerabzug von 25 Pro-
zent (zuzlglich Solidaritatszuschlag und gegebe-
nenfalls Kirchensteuer) kann durch die Vorlage
eines ausreichenden Freistellungsauftrags bezie-
hungsweise einer NV-Bescheinigung vermieden
werden. Werden solche Anteile von einem Privat-
anleger mit Verlust verauBert, dann ist der Verlust

- gegebenenfalls reduziert aufgrund einer Teilfrei-
stellung - mit anderen positiven Einkinften aus
Kapitalvermogen verrechenbar. Sofern die Anteile
in einem inlandischen Depot verwahrt werden und
bei derselben depotfiihrenden Stelle im selben
Kalenderjahr positive Einklinfte aus Kapitalvermo-
gen erzielt wurden, nimmt die depotfuhrende
Stelle die Verlustverrechnung vor.

Bei der Ermittlung des VerauRerungsgewinns ist
der Gewinn um die wahrend der Besitzzeit ange-
setzten Vorabpauschalen zu mindern.

Il Anteile im Betriebsvermdgen
(Steuerinldnder)

1. Steuerbefreite Anteilklasse
(Anteilklasse fiir sogenannte
steuerbegiinstigte Anleger)

Wie bereits oben dargelegt, ist der Fonds mit

bestimmten Ertragen partiell korperschaftsteuer-

pflichtig.

Eine Anteilklasse ist jedoch steuerbefreit, soweit
die Anteile an einer Anteilklasse nur von solchen
steuerbegunstigten Anlegern erworben bezie-
hungsweise gehalten werden durfen, die eine
inlandische Korperschaft, Personenvereinigung
oder Vermogensmasse, die nach der Satzung, dem
Stiftungsgeschaft oder der sonstigen Verfassung
und nach der tatsachlichen Geschaftsfihrung
ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnutzigen,
mildtatigen oder kirchlichen Zwecken dient, oder
eine Stiftung des offentlichen Rechts, die aus-
schlieBlich und unmittelbar gemeinnitzigen oder
mildtatigen Zwecken dient, oder eine juristische
Person des offentlichen Rechts, die ausschlieRlich
und unmittelbar kirchlichen Zwecken dient, sind;
dies gilt nicht, wenn die Anteile in einem wirt-
schaftlichen Geschaftsbetrieb gehalten werden.
Dasselbe gilt fir vergleichbare auslandische
Anleger mit Sitz und Geschaftsleitung in einem
Amts- und Beitreibungshilfe leistenden auslandi-
schen Staat.

Eine Anteilklasse ist ebenfalls steuerbefreit, soweit
die Anteile hieran nur oder neben den oben ge-
nannten steuerbeglnstigten Anlegern im Rahmen
von Altersvorsorge- oder Basisrentenvertragen
gehalten werden, die nach dem Altersvorsorge-
vertrage-Zertifizierungsgesetz zertifiziert wurden.

Voraussetzungen fir die steuerliche Befreiung
einer Anteilklasse sind, dass die Anleger gegen-
Uber dem Fonds ihre Steuerbefreiung entspre-
chend nachweisen und dass die Anlagebedingun-
gen nur eine Rickgabe von Anteilen an einer
solchen Anteilklasse an den Investmentfonds
zulassen und die Ubertragung von Anteilen an
einer solchen Anteilklasse ausgeschlossen ist.

Ferner setzt die Befreiung von der auf der Fonds-
ebene grundsatzlich anfallenden Korperschaftsteu-
er auf deutsche Dividenden und Ertrage aus
deutschen eigenkapitalahnlichen Genussrechten
im Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien und
deutsche eigenkapitalahnliche Genussrechte vom
Fonds als wirtschaftlichem Eigentimer ununter-
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brochen 45 Tage innerhalb von 45 Tagen vor und
nach dem Falligkeitszeitpunkt der Kapitalertrage
gehalten wurden und in diesen 45 Tagen un-
unterbrochen Mindestwertanderungsrisiken in
Hohe von 70 Prozent bestanden.

Steuerliche Befreiungsbetrage, die die Gesellschaft
im Zusammenhang mit der Verwaltung des Fonds
erhalt und die auf Ertrage oben beschriebener
Anteilklassen entfallen, sind grundsatzlich den
Anlegern dieser Anteilklassen auszuzahlen. Abwei-
chend hiervon ist die Gesellschaft berechtigt, die
Befreiungsbetrage unmittelbar dem Fonds zuguns-
ten der Anleger dieser Anteilklasse zuzufihren;
aufgrund dieser Zufihrung werden keine neuen
Anteile ausgegeben.

Angaben zu steuerbefreiten Anteilklassen sind in
dem Allgemeinen und dem Besonderen Teil dieses
Verkaufsprospektes zu finden, falls solche Anteil-
klassen bestehen.

2. Erstattung der
Korperschaftsteuer des Fonds
Die auf Fondsebene angefallene Korperschaft-
steuer kann dem Fonds zur Weiterleitung an einen
Anleger erstattet werden, soweit dieser Anleger
eine inlandische Korperschaft, Personenvereini-
gung oder Vermogensmasse ist, die nach der
Satzung, dem Stiftungsgeschaft oder der sonsti-
gen Verfassung und nach der tatsachlichen Ge-
schaftsflihrung ausschlieBlich und unmittelbar
gemeinnutzigen, mildtatigen oder kirchlichen
Zwecken dient oder eine Stiftung des offentlichen
Rechts ist, die ausschlieBlich und unmittelbar
gemeinnutzigen oder mildtatigen Zwecken dient,
oder eine juristische Person des offentlichen
Rechts ist, die ausschlielRlich und unmittelbar
kirchlichen Zwecken dient; dies gilt nicht, wenn die
Anteile in einem wirtschaftlichen Geschaftsbetrieb
gehalten werden. Dasselbe gilt fur vergleichbare
auslandische Anleger mit Sitz und Geschaftslei-
tung in einem Amts- und Beitreibungshilfe leisten-
den auslandischen Staat.

Voraussetzung hierfur ist, dass ein solcher Anleger
einen entsprechenden Antrag stellt und die ange-
fallene Korperschaftsteuer anteilig auf seine
Besitzzeit entfallt. Zudem muss der Anleger seit
mindestens drei Monaten vor dem Zufluss der
korperschaftsteuerpflichtigen Ertrage des Fonds
zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigentlimer der
Anteile sein, ohne dass eine Verpflichtung zur
Ubertragung der Anteile auf eine andere Person
besteht. Ferner setzt die Erstattung im Hinblick auf
die auf der Fondsebene angefallene Korperschaft-
steuer auf deutsche Dividenden und Ertrage aus
deutschen eigenkapitalahnlichen Genussrechten
im Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien und
deutsche eigenkapitalahnliche Genussrechte vom
Fonds als wirtschaftlichem Eigentimer ununter-
brochen 45 Tage innerhalb von 45 Tagen vor und
nach dem Falligkeitszeitpunkt der Kapitalertrage
gehalten wurden und in diesen 45 Tagen ununter-
brochen Mindestwertanderungsrisiken in Hohe von
70 Prozent bestanden (sogenannte 45-Tage-Rege-
lung).
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Dem Antrag sind Nachweise Uber die Steuer-
befreiung und ein von der depotfiihrenden Stelle
ausgestellter Investmentanteil-Bestandsnachweis
beizuflgen. Der Investmentanteil-Bestandsnach-
weis ist eine nach amtlichem Muster erstellte
Bescheinigung tuber den Umfang der durchgehend
wahrend des Kalenderjahres vom Anleger gehalte-
nen Anteile sowie den Zeitpunkt und Umfang des
Erwerbs und der Verauferung von Anteilen wah-
rend des Kalenderjahres.

Die auf Fondsebene angefallene Korperschaft-
steuer kann dem Fonds ebenfalls zur Weiterlei-
tung an einen Anleger erstattet werden, soweit
die Anteile an dem Fonds im Rahmen von Alters-
vorsorge- oder Basisrentenvertragen gehalten
werden, die nach dem Altersvorsorgevertrage-
Zertifizierungsgesetz zertifiziert wurden. Dies
setzt voraus, dass der Anbieter eines Altersvorsor-
ge- oder Basisrentenvertrags dem Fonds inner-
halb eines Monats nach dessen Geschaftsjahres-
ende mitteilt, zu welchen Zeitpunkten und in
welchem Umfang Anteile erworben oder verau-
Bert wurden. Zudem ist die oben genannte
45-Tage-Regelung zu berlcksichtigen.

Eine Verpflichtung des Fonds beziehungsweise der
Gesellschaft, sich die entsprechende Kérperschaft-
steuer zur Weiterleitung an den Anleger erstatten
zu lassen, besteht nicht. Insbesondere kann der
Fonds beziehungsweise die Gesellschaft die
Beantragung einer solchen Erstattung von einer
Mindesthohe des erwarteten Erstattungsbetrages
und/oder von der Vereinbarung eines Aufwen-
dungsersatzes durch den Anleger abhéangig
machen.

Aufgrund der hohen Komplexitat der Regelung
erscheint die Hinzuziehung eines steuerlichen
Beraters sinnvoll.

3. Ausschiittungen

Ausschuttungen des Fonds sind grundsatzlich
einkommen- beziehungsweise korperschaft-
steuer- und gewerbesteuerpflichtig.

Erfullt der Fonds die steuerlichen Voraussetzun-
gen fur einen Aktienfonds im Sinne der Teilfrei-
stellung, sind 60 Prozent der Ausschuttungen
steuerfrei fur Zwecke der Einkommensteuer und
30 Prozent flr Zwecke der Gewerbesteuer, wenn
die Anteile von naturlichen Personen im Betriebs-
vermogen gehalten werden. Fir steuerpflichtige
Korperschaften sind generell 80 Prozent der
Ausschuttungen steuerfrei fir Zwecke der Korper-
schaftsteuer und 40 Prozent fur Zwecke der
Gewerbesteuer. Fur Korperschaften, die Lebens-
oder Krankenversicherungsunternehmen bezie-
hungsweise Pensionsfonds sind und bei denen
die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind,
oder die Kreditinstitute sind und bei denen die
Anteile dem Handelsbestand im Sinne des § 340e
Absatz 3 HGB zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des
Zugangs zum Betriebsvermagen als Umlaufver-
maogen auszuweisen sind, sind 30 Prozent der
Ausschuttungen steuerfrei flir Zwecke der Korper-
schaftsteuer und 15 Prozent fir Zwecke der
Gewerbesteuer. Aktienfonds sind Investment-

fonds, die gemafR den Anlagebedingungen fort-
laufend mehr als 50 Prozent ihres Wertes bezie-
hungsweise ihres Aktivvermogens in
Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzun-
gen fur einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistel-
lung, sind 30 Prozent der Ausschiittungen steuer-
frei fir Zwecke der Einkommensteuer und

15 Prozent flr Zwecke der Gewerbesteuer, wenn
die Anteile von nattrlichen Personen im Betriebs-
vermogen gehalten werden. Fur steuerpflichtige
Kérperschaften sind generell 40 Prozent der
Ausschuttungen steuerfrei fur Zwecke der Korper-
schaftsteuer und 20 Prozent fir Zwecke der
Gewerbesteuer. Fur Korperschaften, die Lebens-
oder Krankenversicherungsunternehmen bezie-
hungsweise Pensionsfonds sind und bei denen
die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind,
oder die Kreditinstitute sind und bei denen die
Anteile dem Handelsbestand im Sinne des § 340e
Absatz 3 HGB zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des
Zugangs zum Betriebsvermogen als Umlaufver-
maogen auszuweisen sind, sind 15 Prozent der
Ausschittungen steuerfrei fir Zwecke der Korper-
schaftsteuer und 75 Prozent fiir Zwecke der
Gewerbesteuer. Mischfonds sind Investment-
fonds, die gemaR den Anlagebedingungen fort-
laufend mindestens 25 Prozent ihres Wertes
beziehungsweise ihres Aktivvermaogens in Kapital-
beteiligungen anlegen.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraus-
setzungen flr einen Aktien- noch fir einen Misch-
fonds, ist auf die Ausschlttungen keine Teilfrei-
stellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation fur Zwecke der
Teilfreistellung des oder der Fonds beziehungswei-
se Teilfonds ist dem Anhang zu diesen Kurzanga-
ben Uber die fir deutsche Anleger bedeutsamen
steuerlichen Vorschriften zu entnehmen. Sie kann
sich fur die Zukunft andern. In einem solchen Fall
gilt der Fondsanteil als verauRert und an dem
Folgetag mit einer neuen steuerlichen Klassifikati-
on fur die Zwecke der Teilfreistellung als ange-
schafft; allerdings ist ein daraus resultierender
fiktiver VerauRerungsgewinn erst zu berlcksichti-
gen, sobald die Anteile tatsachlich verauBert
werden.

Die Ausschuttungen unterliegen in der Regel
dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzliglich
Solidaritatszuschlag).

Fir Zwecke des Steuerabzugs wird, sofern die
steuerlichen Voraussetzungen fur einen Aktien-
oder Mischfonds erfillt werden, einheitlich der
fur Privatanleger geltende Teilfreistellungssatz
angewendet, das heilst im Falle eines Aktienfonds
in Hohe von 30 Prozent, im Falle eines Misch-
fonds in Hohe von 15 Prozent.

4, Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die
Ausschittungen des Fonds innerhalb eines Kalen-
derjahrs den Basisertrag fur dieses Kalenderjahr
unterschreiten. Der Basisertrag wird durch Multi-



plikation des Rucknahmepreises des Anteils zu
Beginn eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des
Basiszinses, der aus der langfristig erzielbaren
Rendite offentlicher Anleihen abgeleitet wird,
ermittelt. Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag
begrenzt, der sich zwischen dem ersten und dem
letzten im Kalenderjahr festgesetzten Ricknahme-
preis zuzuglich der Ausschiittungen innerhalb des
Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der
Anteile vermindert sich die Vorabpauschale um ein
Zwolftel fiir jeden vollen Monat, der dem Monat
des Erwerbs vorangeht. Die Vorabpauschale gilt
am ersten Werktag des folgenden Kalenderjahres
als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsatzlich einkommen-
beziehungsweise korperschaftsteuer- und gewer-
besteuerpflichtig.

Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzun-
gen fur einen Aktienfonds im Sinne der Teilfrei-
stellung, sind 60 Prozent der Vorabpauschalen
steuerfrei flir Zwecke der Einkommensteuer und
30 Prozent fir Zwecke der Gewerbesteuer, wenn
die Anteile von natlirlichen Personen im Betriebs-
vermogen gehalten werden. Fur steuerpflichtige
Kérperschaften sind generell 80 Prozent der
Vorabpauschalen steuerfrei fur Zwecke der Kor-
perschaftsteuer und 40 Prozent fiir Zwecke der
Gewerbesteuer. Fur Korperschaften, die Lebens-
oder Krankenversicherungsunternehmen bezie-
hungsweise Pensionsfonds sind und bei denen
die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind,
oder die Kreditinstitute sind und bei denen die
Anteile dem Handelsbestand im Sinne des § 340e
Absatz 3 HGB zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des
Zugangs zum Betriebsvermogen als Umlaufver-
mogen auszuweisen sind, sind 30 Prozent der
Vorabpauschalen steuerfrei fur Zwecke der Kor-
perschaftsteuer und 15 Prozent flr Zwecke der
Gewerbesteuer. Aktienfonds sind Investment-
fonds, die gemafR den Anlagebedingungen fort-
laufend mehr als 50 Prozent ihres Wertes bezie-
hungsweise ihres Aktivvermaogens in
Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzun-
gen fur einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistel-
lung, sind 30 Prozent der Vorabpauschalen
steuerfrei fur Zwecke der Einkommensteuer und
15 Prozent flr Zwecke der Gewerbesteuer, wenn
die Anteile von naturlichen Personen im Betriebs-
vermogen gehalten werden. Fir steuerpflichtige
Kérperschaften sind generell 40 Prozent der
Vorabpauschalen steuerfrei fir Zwecke der Kor-
perschaftsteuer und 20 Prozent flr Zwecke der
Gewerbesteuer. Fur Korperschaften, die Lebens-
oder Krankenversicherungsunternehmen bezie-
hungsweise Pensionsfonds sind und bei denen
die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind,
oder die Kreditinstitute sind und bei denen die
Anteile dem Handelsbestand im Sinne des § 340e
Absatz 3 HGB zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des
Zugangs zum Betriebsvermogen als Umlaufver-
mogen auszuweisen sind, sind 15 Prozent der
Vorabpauschalen steuerfrei fur Zwecke der Kor-
perschaftsteuer und 7,5 Prozent flir Zwecke der
Gewerbesteuer. Mischfonds sind Investment-

fonds, die gemaR den Anlagebedingungen fort-
laufend mindestens 25 Prozent ihres Wertes
beziehungsweise ihres Aktivvermogens in Kapital-
beteiligungen anlegen.

Erfullt der Fonds weder die steuerlichen Voraus-
setzungen fir einen Aktien- noch fir einen Misch-
fonds, ist auf die Vorabpauschale keine Teilfrei-
stellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation fur Zwecke der
Teilfreistellung des oder der Fonds beziehungs-
weise Teilfonds ist dem Anhang zu diesen Kurz-
angaben Uber die fUr deutsche Anleger bedeut-
samen steuerlichen Vorschriften zu entnehmen.
Sie kann sich fur die Zukunft andern. In einem
solchen Fall gilt der Fondsanteil als verauRert und
an dem Folgetag mit einer neuen steuerlichen
Klassifikation fir die Zwecke der Teilfreistellung
als angeschafft; allerdings ist ein daraus resultie-
render fiktiver VerauRerungsgewinn erst zu
berticksichtigen, sobald die Anteile tatsachlich
verauBert werden.

Die Vorabpauschalen unterliegen in der Regel
dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzlglich
Solidaritatszuschlag).

Fur Zwecke des Steuerabzugs wird, sofern die
steuerlichen Voraussetzungen fur einen Aktien-
oder Mischfonds erflllt werden, einheitlich der
fur Privatanleger geltende Teilfreistellungssatz
angewendet, das heilt im Falle eines Aktienfonds
in Hohe von 30 Prozent, im Falle eines Misch-
fonds in Hohe von 15 Prozent.

5. VerduBerungsgewinne

auf Anlegerebene
Gewinne aus der VerauRerung der Anteile unter-
liegen grundsatzlich der Einkommen- beziehungs-
weise Korperschaftsteuer und der Gewerbesteu-
er. Bei der Ermittlung des VerauBerungsgewinns
ist der Gewinn um die wahrend der Besitzzeit
angesetzten Vorabpauschalen zu mindern.

Erflllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
fur einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 60 Prozent der VerauRerungsgewinne steuer-
frei flr Zwecke der Einkommensteuer und 30 Pro-
zent fur Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die
Anteile von natlrlichen Personen im Betriebsver-
mogen gehalten werden. Fir steuerpflichtige
Korperschaften sind generell 80 Prozent der
VerauBerungsgewinne steuerfrei fur Zwecke der
Korperschaftsteuer und 40 Prozent fur Zwecke der
Gewerbesteuer. Fir Korperschaften, die Lebens-
oder Krankenversicherungsunternehmen bezie-
hungsweise Pensionsfonds sind und bei denen die
Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder
die Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile
dem Handelsbestand im Sinne des § 340e Absatz
3 HGB zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des Zu-
gangs zum Betriebsvermogen als Umlaufvermaogen
auszuweisen sind, sind 30 Prozent der VerauBe-
rungsgewinne steuerfrei fir Zwecke der Korper-
schaftsteuer und 15 Prozent flr Zwecke der Gewer-
besteuer. Aktienfonds sind Investmentfonds, die

gemaR den Anlagebedingungen fortlaufend mehr
als 50 Prozent ihres Wertes beziehungsweise ihres
Aktivvermogens in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfillt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
fur einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 30 Prozent der VerauRerungsgewinne steuer-
frei fir Zwecke der Einkommensteuer und 15 Pro-
zent fur Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die
Anteile von naturlichen Personen im Betriebsver-
mogen gehalten werden. Fur steuerpflichtige
Korperschaften sind generell 40 Prozent der Verau-
Berungsgewinne steuerfrei fur Zwecke der Korper-
schaftsteuer und 20 Prozent fUr Zwecke der Gewer-
besteuer. Fir Korperschaften, die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen beziehungs-
weise Pensionsfonds sind und bei denen die Anteile
den Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die
Kreditinstitute sind und bei denen die Anteile dem
Handelsbestand im Sinne des § 340e Absatz 3 HGB
zuzuordnen oder zum Zeitpunkt des Zugangs zum
Betriebsvermaogen als Umlaufvermogen auszuwei-
sen sind, sind 15 Prozent der VerauBerungsgewinne
steuerfrei fir Zwecke der Korperschaftsteuer und
7,5 Prozent flir Zwecke der Gewerbesteuer. Misch-
fonds sind Investmentfonds, die gemaR den Anla-
gebedingungen fortlaufend mindestens 25 Prozent
ihres Wertes beziehungsweise ihres Aktivvermo-
gens in Kapitalbeteiligungen anlegen.

Im Falle eines VerauBerungsverlustes ist der Verlust
in Hohe der jeweils anzuwendenden Teilfreistellung
auf Anlegerebene nicht abzugsfahig.

Erflllt der Fonds weder die steuerlichen Voraus-
setzungen fur einen Aktien- noch fur einen Misch-
fonds, ist auf den VerauRerungsgewinn keine
Teilfreistellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation flr Zwecke der
Teilfreistellung des oder der Fonds beziehungs-
weise Teilfonds ist dem Anhang zu diesen Kurz-
angaben Uber die fur deutsche Anleger bedeut-
samen steuerlichen Vorschriften zu entnehmen.
Sie kann sich fir die Zukunft andern. In einem
solchen Fall gilt der Fondsanteil als verauBert und
an dem Folgetag mit einer neuen steuerlichen
Klassifikation fir die Zwecke der Teilfreistellung
als angeschafft; allerdings ist ein daraus resultie-
render fiktiver VerauRerungsgewinn erst zu
berucksichtigen, sobald die Anteile tatsachlich
verauBert werden.

Die Gewinne aus der VerauRerung der Anteile
unterliegen in der Regel keinem Kapitalertrag-
steuerabzug.



6. Vereinfachte Ubersicht fiir die Besteuerung bei iiblichen betrieblichen Anlegergruppen

Ausschiittungen Vorabpauschalen VerauBerungsgewinne

Inlandische Anleger

Einzelunternehmer

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

Kapitalertragsteuer:
25% (die Teilfreistellung fiir Aktienfonds in Héhe von 30% beziehungsweise

fur Mischfonds in Hohe von 15% wird beriicksichtigt)

Materielle Besteuerung:
Einkommensteuer und Gewerbesteuer gegebenenfalls unter Beriicksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds 60%
fir Einkommensteuer / 30% fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 30% fiir Einkommensteuer / 15% fiir Gewerbesteuer)

Regelbesteuerte Kérperschaften
(typischerweise Industrieunterneh-
men; Banken, sofern Anteile nicht im
Handelsbestand gehalten werden;
Sachversicherer)

Kapitalertragsteuer: Kapitalertragsteuer:

Abstandnahme bei Banken, ansonsten 25% (die Teilfreistellung fiir Aktien- Abstandnahme

fonds in Hohe von 30% beziehungsweise fiir Mischfonds in Hohe von 15%

wird beriicksichtigt)

Materielle Besteuerung:

Kdrperschaftsteuer und Gewerbesteuer gegebenenfalls unter Beriicksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds 80%
fur Kérperschaftsteuer / 40% fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 40% fiir Kérperschaftsteuer / 20% fiir Gewerbesteuer)

Lebens- und Krankenversicherungs-
unternehmen und Pensionsfonds, bei
denen die Fondsanteile den Kapital-
anlagen zuzurechnen sind

Kapitalertragsteuer:

Abstandnahme

Materielle Besteuerung:

Kérperschaftsteuer und Gewerbesteuer, soweit handelsbilanziell keine Riickstellung fiir Beitragsriickerstattungen (RfB)
aufgebaut wird, die auch steuerlich anzuerkennen ist gegebenenfalls unter Beriicksichtigung von Teilfreistellungen
(Aktienfonds 30% flir Kérperschaftsteuer / 15% fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 15% fiir Korperschaftsteuer / 7,5% fiir
Gewerbesteuer)

Banken, die die Fondsanteile im
Handelsbestand halten

Kapitalertragsteuer:

Abstandnahme

Materielle Besteuerung:

Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer gegebenenfalls unter Beriicksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds
30% fir Kérperschaftsteuer / 15% fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 15% fiir Korperschaftsteuer / 7,5% fiir Gewerbe-
steuer)

Steuerbefreite gemeinniitzige,
mildtatige oder kirchliche Anleger
(insbesondere Kirchen, gemeinniitzige
Stiftungen)

Kapitalertragsteuer:

Abstandnahme

Materielle Besteuerung:

Steuerfrei — zusatzlich kann die auf der Fondsebene angefallene Kdrperschaftsteuer unter bestimmten
Voraussetzungen auf Antrag erstattet werden.

Andere steuerbefreite Anleger (insbe-
sondere Pensionskassen, Sterbekassen
und Unterstiitzungskassen, sofern die
im Korperschaftsteuergesetz geregel-
ten Voraussetzungen erfiillt sind)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

Materielle Besteuerung:
steuerfrei

Unterstellt ist eine inlandische Depotverwahrung.
Auf die Kapitalertragsteuer, Einkommensteuer und
Korperschaftsteuer wird ein Solidaritatszuschlag
als Erganzungsabgabe erhoben. Fir die Abstand-

lll Steuerausldnder

Verwahrt ein Steuerauslander die Fondsanteile im
Depot bei einer inlandischen depotfihrenden
Stelle, wird vom Steuerabzug auf Ausschuttun-
gen, Vorabpauschalen und Gewinne aus der
VerauBerung der Anteile Abstand genommen,
sofern er seine steuerliche Auslandereigenschaft
nachweist. Sofern die Auslandereigenschaft der
depotfiihrenden Stelle nicht bekannt beziehungs-
weise nicht rechtzeitig nachgewiesen wird, ist der
auslandische Anleger gezwungen, die Erstattung
des Steuerabzugs entsprechend der Abgabenord-
nungl zu beantragen. Zustandig ist das fur die
depotfiihrende Stelle zustandige Finanzamt.

1 §37Abs. 2 A0
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nahme vom Kapitalertragsteuerabzug kann es
erforderlich sein, dass Bescheinigungen rechtzeitig
der depotfuhrenden Stelle vorgelegt werden.

IV Solidaritatszuschlag

Auf den auf Ausschittungen, Vorabpauschalen
und Gewinnen aus der VeraufRerung von Anteilen
abzuflihrenden Steuerabzug ist ein Solidaritatszu-
schlag in Hohe von 5,5 Prozent zu erheben.

V Kirchensteuer

Soweit die Einkommensteuer bereits von einer
inlandischen depotfiihrenden Stelle (Abzugsver-
pflichteter) durch den Steuerabzug erhoben wird,
wird die darauf entfallende Kirchensteuer nach dem
Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der
der Kirchensteuerpflichtige angehort, regelmaRig
als Zuschlag zum Steuerabzug erhoben. Die Abzugs-
fahigkeit der Kirchensteuer als Sonderausgabe wird
bereits beim Steuerabzug mindernd berlcksichtigt.

VI Ausldndische Quellensteuer
Auf die auslandischen Ertrage des Fonds wird
teilweise in den Herkunftslandern Quellensteuer
einbehalten. Diese Quellensteuer kann bei den
Anlegern nicht steuermindernd bertcksichtigt
werden.

VIl Folgen der Verschmelzung von
Investmentfonds
In den Fallen der Verschmelzung von auslandi-
schen Investmentfonds miteinander, bei denen
derselbe Teilfreistellungssatz zur Anwendung
kommt, die beide demselben Recht eines EU-
Staates oder eines Amts- und Beitreibungshilfe
leistenden Drittstaates unterliegen, kommt es auf
der Ebene der Anleger zu keiner Aufdeckung von



stillen Reserven, das heif3t dieser Vorgang ist
steuerneutral. Grundsatzlich konnen sowohl
Investmentfonds des Vertragstyps (zum Beispiel
luxemburgischer FCP) und Investmentfonds in
Rechtsform des Gesellschaftstyps (zum Beispiel
luxemburgische SICAV) steuerneutral verschmol-
zen werden.

Weicht der anzuwendende Teilfreistellungssatz
des Ubertragenden von demjenigen des uberneh-
menden Investmentfonds ab, dann gilt der Anteil
an dem Ubertragenden Investmentfonds als
verauBert und der Anteil an dem Ubernehmenden
Investmentfonds als angeschafft. Der Gewinn aus
der fiktiven VerauRerung gilt erst als zugeflossen,
sobald der Anteil an dem ubernehmenden Invest-
mentfonds tatsachlich verauBert wird. Ab der
fiktiven Anschaffung ist der Teilfreistellungssatz
des ubernehmenden Investmentfonds anzu-
wenden.

Grenziberschreitende Verschmelzungen sind
nicht mit steuerneutraler Wirkung maglich.
Werden Investmentfonds nicht steuerneutral
miteinander verschmolzen, kommt es steuerlich

Allgemeiner Hinweis

zu einer VerauBerung der Anteile an dem Ubertra-
genden Investmentfonds sowie zu einem Erwerb
der Anteile an dem aufnehmenden Investment-
fonds.

VIl Besonderer Hinweis

fiir Steuerinldander mit

auslandischer Depotfiihrung
Verwahrt der inlandische Anleger die Anteile des
Fonds in einem auslandischen Depot, sind Beson-
derheiten zu berlicksichtigen. Insbesondere wird
kein Steuerabzug durch die auslandische depot-
fuhrende Stelle vorgenommen, sodass der Steue-
rinlander sowohl Ausschittungen, Vorabpauscha-
len als auch Gewinne aus der VerauRerung der
Anteile (zur Berechnung des VerauBerungsge-
winns siehe oben unter Punkt I. 3. beziehungs-
weise Il. 5.) in seiner Steuererklarung angeben
muss. Hierbei ist zu beachten, dass Ausschuttun-
gen und Vorabpauschalen jahrlich in der Steuer-
erklarung anzugeben sind.

Aufgrund der Ubergangsregelungen zu der
seit dem 1.1.2018 geltenden Rechtslage ist
eine Vielzahl von Besonderheiten zu beachten

(zum Beispiel gegebenenfalls Zufluss von steuer-
pflichtigen VerauBerungsgewinnen aufgrund der
zum 31.12.2017 geltenden AnteilsverauBerung im
Rahmen der tatsachlichen AnteilsverauBerung).

Wir empfehlen im Falle auslandischer Depot-
fuhrung sich vor Erwerb von Anteilen an dem in
diesem Verkaufsprospekt beschriebenen Fonds
mit seinem Steuerberater in Verbindung zu setzen
und mogliche steuerliche Konsequenzen aus dem
Anteilserwerb individuell zu klaren.

IX Anzeige von ausldndischen
Beteiligungen
In Deutschland unbeschrankt steuerpflichtige
Anleger werden darauf hingewiesen, dass sie den
Erwerb und die VerauRerung von bestimmten,
hinreichenden Beteiligungen an dem Fonds gemaR
§ 138 Abs. 2 der deutschen Abgabenordnung der
zustandigen deutschen Finanzbehorde zu melden
haben. Es konnen jedoch Ausnahmeregelungen
greifen, zum Beispiel im Fall borsengehandelter
Fonds.

Die steuerlichen Ausfliihrungen gehen von der
derzeit bekannten Rechtslage aus. Sie richten sich
an in Deutschland unbeschrankt einkommensteu-

erpflichtige oder unbeschrankt korperschaft-
steuerpflichtige Personen. Es kann jedoch keine
Gewahr daflr ubernommen werden, dass sich die

steuerliche Beurteilung durch Gesetzgebung,
Rechtsprechung oder Erlasse der Finanzverwal-
tung nicht andert.

Steuerliche Risiken durch Wertabsicherungsgeschafte fiir wesentlich beteiligte Anleger

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass
Kapitalertragsteuer auf deutsche Dividenden und
Ertrage aus inlandischen eigenkapitalahnlichen
Genussrechten, die der Anleger originar erzielt,
ganz oder teilweise nicht anrechenbar beziehungs-
weise erstattungsfahig ist. Die Kapitalertragsteuer
wird voll angerechnet beziehungsweise erstattet,
wenn (i) der Anleger deutsche Aktien und
deutsche eigenkapitalahnliche Genussrechte
innerhalb eines Zeitraums von 45 Tagen vor und
nach dem Falligkeitszeitpunkt der Kapitalertrage
(insgesamt 91 Tage) ununterbrochen 45 Tage halt
und (ii) in diesen 45 Tagen ununterbrochen das

Risiko aus einem sinkenden Wert der Anteile oder
Genussrechte Risiken von mindestens 70% tragt
(,45-Tage-Regelung"). Weiterhin darf fir die An-
rechnung der Kapitalertragsteuer keine Verpflich-
tung zur unmittelbaren oder mittelbaren Vergutung
der Kapitalertrage an eine andere Person (zum
Beispiel durch Swaps, Wertpapierleihegeschafte,
Pensionsgeschafte) bestehen. Daher kénnen
Kurssicherungs- oder Termingeschafte schadlich
sein, die das Risiko aus deutschen Aktien oder
deutschen eigenkapitalahnlichen Genussrechten
unmittelbar oder mittelbar absichern. Kurssiche-
rungsgeschafte tber Wert- und Preisindices gelten

dabei als mittelbare Absicherung. Soweit der
Fonds als nahestehende Person des Anlegers
anzusehen ist und Absicherungsgeschafte tatigt,
konnen diese dazu flihren, dass diese dem Anleger
zugerechnet werden und der Anleger die 45-Tage-
Regelung deshalb nicht einhalt.

Im Falle des Nichteinbehalts von Kapitalertrag-
steuer auf entsprechende Ertrage, die der Anleger
originar erzielt, konnen Absicherungsgeschafte des
Fonds dazu fuhren, dass diese dem Anleger zuge-
rechnet werden und der Anleger die Kapitalertrag-
steuer an das Finanzamt abzuflhren hat.



ANHANG - Ubersicht der steuerlichen Klassifikation
fur Zwecke der Teilfreistellung des Fonds

AL GlobalAktiv+
Fonds Klassifikation fur Zwecke der Teilfreistellung
AL GlobalAktiv+ Fonds ohne Teilfreistellung




Geschaftsfuhrung und Verwaltung

Verwaltungsgesellschaft,
OGA-Verwaltungsfunktion
(Nettoinventarwertberechnung
und Fondsbuchhaltung,
Registerfunktion und
Kundenkommunikationsfunktion)
und Hauptvertriebsstelle

DWS Investment S.A.
2, Boulevard Konrad Adenauer
1115 Luxemburg, GroBherzogtum Luxemburg

Aufsichtsrat

Manfred Bauer
Vorsitzender

DWS Investment GmbH,
Frankfurt am Main

Dr. Matthias Liermann
DWS Investment GmbH,
Frankfurt am Main

Holger Naumann
DWS Group GmbH & Co. KGaA,
Frankfurt am Main

Frank Ruckbrodt
Deutsche Bank Luxemburg S.A.,
Luxemburg

Vorstand

Nathalie Bausch
Vorsitzende

DWS Investment S.A.,
Luxemburg

Leif Bjurstroem
DWS Investment S.A.,
Luxemburg

Dr. Stefan Junglen
DWS Investment S.A.
Luxemburg

Michael Mohr
DWS Investment S.A.
Luxemburg

Fondsmanager

DWS Investment GmbH
Mainzer LandstraBe 11-17
60329 Frankfurt am Main, Deutschland

Die Adresse eines zusatzlichen (Teil-) Fonds-
managers und/oder Anlageberaters wird
(fur jeden Teilfonds) im Besonderen Teil des
Verkaufsprospekts aufgefuhrt.

Verwahrstelle

State Street Bank International GmbH
Zweigniederlassung Luxemburg

49, Avenue John F. Kennedy

1855 Luxemburg, GroBherzogtum Luxemburg

Wirtschaftspriifer
KPMG Audit S.a r.l.

39, Avenue John F. Kennedy
1855 Luxemburg, GroBherzogtum Luxemburg

Zahl- und Informationsstelle

Luxemburg

Deutsche Bank Luxembourg S.A.

2, Boulevard Konrad Adenauer

1115 Luxemburg, GroRherzogtum Luxemburg

Stand: 12.9.2023



DWS Investment S.A.

2, Boulevard Konrad Adenauer

1115 Luxemburg, GroBBherzogtum Luxemburg
Telefon: +352 4 21 011

Telefax: +352 4 21 01-900

www.dws.com



